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Blick in die Geschich te 

H istorische Katastrophen im Spiegel der Zeit 

Nach 363 Stunden 
sehen sie die Sonne 
Heute: Das Grubenung lück Lengede im Oktober 1963 

129 Bergleute waren im Oktober 1963 zur 
Zweiuhrschichl eingefahren, zwei Stunden 
vor Schichtende waren sie hilflos gefangen 
In Ihrem Arbe itsplatz, der Zeche Mathllde In 
Lengede. Ein Wassereinbruch ließ 500000 
Kubikmeter Wasser und Schlamm in die 
Erzgrube stürzen ; pro Minute stieg das 
Wasser um einen Meter. 

79 Bergleute haben sich aus eigener Kraft 
retten können. Zum Teil knechen sie zu 
Enllüftungsschächten - sofern das Was­
ser noch nicht so hoch gestiegen ISt -, 
andere schwimmen durch die eiskalte Brü­
he gerade noch rechtzeitig zu einem ande­
ren Stollen Von den 50 eingefahrenen 
Bergleuten fehlt am aufdammernden Mor­
gen jedes Lebenszeichen. 

Etwa hundert Meter unter der Erdoberfla­
ehe stehen 30 Manner auf einer erhobenen 
Fläche, die nicht viel größer ist als ein 
Billardt isch. Tosende Fluten rasen an Ihnen 
vorbei, Immer höher steigt das Wasser. Ein 
Kumpel rutscht aus und wird von dem 
Wasser mitgerissen. Dann kommt der 
Schlamm: unaufhaltsam und 10 unvorstell­
baren Mengen . Die letzte Fluchtmöglich­
keit: der "Alte Mann", eine ausgebaute 
Strecke, die schräg nach oben fuhrt und In 
der die Stempel schon entfernt srnd. So ern 
"Alter Mann" fallt leden Tag ern wenig 
mehr zusammen und ISt ein lebensgefährli­
cher Ort. 

Über Tage wird emsig gearbeitet . Bohrun­
gen werden vorsichtig angesetzt. Keiner 
weiß genau , wo sich die Verschütteten 
bef inden 

Helfer aus allen Teilen der Bundesrepublik 
finden Sich in Lengede ein. Ingenieure 
haben berech net, daß sich in 79 Metern 
Tiefe vier Hauer aufhal ten müssen. Für die 
übrigen Vermißten machen sich die Retter 
keine Hoffnung mehr. In erner spektakula­
ren Akt ion werden drei Manner an das 
Tageslicht befordert. Einer war ums Leben 
gekommen. 

Nach 190 Stunden begIOnen die Retter, 
ihre Geräte aus8manderzubauen , Fern­
sehleute und Journalisten aus der ganzen 
Welt packen ihre Sachen zusammen 

Unter Tage haben auch die Männer keine 
Hoffnung mehr ; nur Halluzinationen be­
gleiten sie in der absoluten Dunkelheit. 
Durch immer wieder herabfallendes Stein­
geröll werden Kameraden erschlagen, le­
bendig begraben. 

Elf Tage nach dem Grubenunglück Wild 
noch einmal eine Versuchsbohrung - dIe 
zehnte - angesetzt. Man verspncht Sich 
keinen Erfolg , aber die Leitung will die 
Werksangehöngen zufriedenstellen. 

Unten im Berg schrecken an einem Sonn­
tagmorgen gegen 11 Uhr die elf Kumpel 

hoch: Klopfzeichen! Die Männer fallen sich 
in die Arme: Sie sind gefunden worden, 
nach zehn Tagen ohne Nahrung , die mei­
ste Zeit ohne licht. 

Durch ein kinderarmdickes erstes Bohr­
loch werden den Verschütteten flüssige 
Nahrung , Kleidungsstücke und Eisenteile 
heruntergeschickt, damit sie sich einen 
Schutz bauen können vor dem drohenden 
Einsturz des "Alten Mannes ". Noch vier 
Tage müssen die Männer unten ausharren , 
dann werden sie in einer Rettungsbombe 
nach oben gehievt. Nach 363 Stunden 
sehen sie wieder die Sonne. 

STELLENAUSSCHREIBUNG 

Beim Bundesverband für den SelbstSChutz, bundesunmittelbare Körper­
schaft des öffentlichen Rechts (Geschäftsbereich des Bundesministers 
des Innern), sind nachfolgend aufgeführte Stellen zu besetzen: 

1. Leiter/- in der BVS-Dfenststelle Heifbronn 
Verg.-Gr. IVa BAT - ab 1. 1. 1986 -

2. Fachbearbelter/-In bel der BVS-Dienststelle Osnabrück 
Verg.-Gr. Vb BAT - ab sofort -

3. Fachbearbeiter/-fn bei der BVS-Dienststelle Friedberg 
Verg.-Gr. Vb BAT - ab sofort-

4. Fachbearbeiter/- in bei der BVS-Dienststelle Koblenz 
Verg.-Gr. Vb BAT - ab sofort -

Die Bewerber sollen über umfangreiche Kenntnisse auf dem Sektor des 
Zivilschutzes - insbesondere des Selbstschutzes - verfügen. 

Bis zum Abschluß der Fachausbildung erfolgt die Eingruppierung eine 
Vergütungsgruppe niedriger. 

Wir bieten außer einer angemessenen Vergütung die im öffentlichen 
Dienst üblichen Sozialleistungen . 

Bewerbungen mit vollständigen Unterlagen (Personalbogen mit Lichtbild, 
Lebenslauf, Ausbildungs- und Befähigungsnachweise) sind bis 5. 8, 1985 
zu richten an den 

Bundesverband für den Selbstschutz 
BundeshauptsteIle 

Eupener Str, 74, 5000 Köln 41 

Personalbogen wird auf schriftliche Anforderung übersandt. 

Bei ha. Beschäftigten des BVS genügt formlose Bewerbung auf dem 
Dienstweg . 
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Ortsverband Böblingen 
gewann 8. THW·Bundes· 
wettkampf 

Bundesinnenminister Dr. Friedrich Zim­
mermann sprach bei der Siegerehrung 
von einer gelungenen Veranstaltung, die 
in eindrucksvoller Weise den guten Lei­
stungsstand der Bundesanstalt Techni­
sches Hilfswerk erneut bewiesen habe. 
Die teilnehmenden Helferinnen und Hel­
fer nahmen diese Worte beim 8. Bun­
deswettkampf am Sonntag, dem 16.Ju­
ni 1985, auf der Theresienwiese in Mün­
chen mit Genugtuung zur Kenntnis. Vor 
einer prächtigen Kulisse verabschiedete 
zugleich der Innen minister den ins Mini­
sterium wechselnden Direktor der Bun­
desanstalt Technisches Hilfswerk, Dipl.­
Ing. Hermann Ahrens, mit herzlichen 
Worten des Dankes für seine bei der 
Bundesanstalt erworbenen Verdienste 
und wünschte ihm Erfolg für seine neue 
Aufgabe. 

Vier Stunden lang wurden von den 
Wettkampfmannschaften des Bergungs­
dienstes Höchstleistungen erbracht. Die 
anspruchsvollen Aufgaben erforderten 
von den Führungskräften ein hohes Maß 
an Konzentration und von den Helferin­
nen und Helfern persönlichen Einsatz 
bis zur körperlichen Leistungsgrenze. 
Die Auswertung der Schiedsrichter­
unterlagen nahm mehr als zwei Stunden 
in Anspruch, da eine subjektive Bewer­
tung durch die Schiedsrichter bei der 
Aufgabenlösung ausgeschlossen war. 

Der THW-Landesverband Baden-Würt­
temberg stellte mit dem Ortsverband 
Böblingen den Bundessieger 1985. Den 
zweiten Platz erreichte der Ortsverband 
Bad Wildungen aus Hessen, Dritter wur­
de das Saarland mit dem Ortsverband 
St. Wendel, knapp gefolgt von dem 
Ortsverband Regensburg aus Bayern. 

Der Jugendwettkampf beinhaltete be­
sonders jugendgerechte, teilweise spie­
lerisch-anspruchsvolle Aufgaben, an die 
die Junghelfer mit Feuereifer herangin­
gen. Für die Zuschauer war es eine 
Freude, bei strahlendem Sonnenschein, 
der den ganzen Tag über vorherrschte, 
den THW-Jugendlichen bei der Lösung 
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ihrer Wettkampfaufgaben zuzuschauen. 
Der Ortsverband Freisen gewann den 
Jugendwettkampf. Somit stellte das 
Saarland an diesem Tag zwei Sieger. 
Auf den zweiten Platz kam die Jugend­
gruppe aus Louisenlund, Schieswig-Hol­
stein, und Drittplazierter wurde Bocholt 
aus Nordrhein-Westfalen. Den vierten 
Platz erreichte der Ortsverband Lüchow­
Dannenberg aus Niedersachsen. 

Im Zivilschutz-Magazin Ausgabe 7/8 
1985 folgt ein ausführlicher Bericht über 
den 8. Bundeswettkampf in München. 

Zu unserem Bild: Zahlreiche Zuschauer 
verfolgten den Wettkampf, wie hier an 
der sogenannten "Spinne", als die ver­
schiedenen Bergungsmethoden durch­
zuführen waren. 

Foto: Delle 

Richtfest konnte gefeiert werden 

Fünf Monate nach dem ersten Spaten­
stich wurde das offizielle Richtfest auf 
dem Freizeitgelände der Hessischen Ju­
gendfeuerwehr in Lohra/Kirchvers gefei­
ert. Das 400qm große landeszentrale 
Zeltlager und Freizeitgelände der Hessi­
schen Jugendfeuerwehr befindet sich in 
unmittelbarer Anbindung an das Jugend­
feuerwehr-Ausbildungszentrum und an 
die Geschäftsstelle. Der Ausbau des 
Geländes erforderte einen Aufwand von 
über 500000, - DM, wobei der größte 
Teil dieser Summe für die Einrichtung 
des zentralen Versorgungsgebäudes 
aufgebracht wird. Die Kapazität der neu­
en Anlage beträgt bei Fertigstellung 
(voraussichtlich im ersten Halbjahr 1986) 
bis zu 120 Personen . 
Nach dem feierlichen Richtspruch der 
Zimmerleute betonte Landesjugendfeu-

erwehrwart Johann Kroboth, daß man 
nunmehr kurz vor dem Ziel stehe und 
hoffe, der großen Nachfrage nach Bele­
gungsmöglichkeiten auf dem Freizeit­
und Zeltplatzgelände baldmöglichst 
nachkommen zu können. Er dankte ins­
besondere den vielen Gönnern und För­
derern, die mitgeholfen haben, dieses 
Projekt zu realisieren. Wichtige Unter­
stützung sei aber auch durch die Geld­
geber, wie z. B. durch das Hessische In­
nenministerium, den Landkreis Marburg­
Biedenkopf oder die " Stiftung Jugend­
marke " , gewährt worden. In weiteren 
Glückwünschen betonte für das Hessi­
sehe Innenministerium Ministerialdirigent 
Heinrich Pflock, daß seine Abteilung die­
ses Projekt stets wohlwollend unterstützt 
habe und man gedenke, dies auch zu­
künftig zu tun . Gerade in der Freizeitar-



beit liege ein wichtiges pädagogisches 
Betätigungsfeld für die hessischen Ju­
gendfeuerwehren. 

Nach Kreisbrandinspektor Otto Schaaf 
(Gießen). der die Grüße des Landesfeu­
erwehrverbandes Hessen übermittelte, 
bedankte sich Lohras Bürgermeister, 
Hermann Brand, bei allen Verantwortli­
chen dafür, daß sie "seine" Gemeinde 
als Standort für das neue Freizeit- und 
Zeltlagergelände gewählt hätten. 

Minister Hasselmann richtete 
Feuerwehr·Blockhaus 
in Nienhof 

Durch Spenden anläßlich seines 60. Ge­
burtstages finanzierte der Niedersächsi­
sche Minister für Bundesangelegenhei­
ten, Wilfried Hasselmann, der Ortswehr 
seines Heimatortes Nienhof ein Block­
haus für ihre T reHs. 

Hasselmann bat im vorigen Jahr seine 
rund 5000 Geburtstagsgäste, an statt 
Geschenke Spenden für ein Feuerwehr­
Blockhaus zu überweisen. 35000 DM 
kamen so zusammen, und das Projekt 
konnte in Angriff genommen werden. 

Kürzlich schlug beim Richtfest Minister 
Hasselmann den letzten Sparren nagel 
ein (unser Bild). Zur Freude der Zim­
merleute, denn für jeden Schlag mußte 
Hasselmann eine Flasche Schnaps be­
rappen: Es kamen 49 Flaschen für die 
Zimmerleute zusammen. Damit konnten 
sie schon "einen tüchtigen Brand 
löschen " . 

Gleich neben dem Feuerwehr-Block­
haus pflanzte Hasselmann auch noch 
eine " Hasselmann-Eiche", damit es ge­
mütlich ums Haus wird. 

(Foto: Bruno SChmidt) 

Umfangreiche Hilfeleistung 
der Bundeswehr bei Not· und 
Katastrophenfällen 

Das " Weißbuch 1985" der Bundesre­
gierung über die Lage und Entwicklung 
der Bundeswehr geht unter dem Stich­
wort" Leistungen für die Allgemeinheit" 
auch auf die Hilfe der Bundeswehr bei 
Not- und Katastrophenfällen im In- und 
Ausland ein: 

Die Bundeswehr leistet in erheblichem 
Ümfang Hilfe bei Aufgaben der Allge­
meinheit. Dies geschieht zumeist in der 
alltäglichen Arbeit und ohne öffentliches 
Aufsehen. Diese Leistungen, wie bei­
spielsweise die Unterstützung ziviler 
Dienste bei Not- und Katastrophenfällen, 
der Einsatz im notärztlichen Rettungs­
dienst, die Maßnahmen für den Umwelt­
schutz und die Sportförderung, sind 
dennoch wichtige Unterstützung der 
Bundeswehr für die Gesellschaft ge­
worden . 

Der Einsatz der Streitkräfte und die Un­
terstützung ziviler Dienste durch die 
Bundeswehr bei Not- und Katastrophen­
fällen sowie in der humanitären Hilfe 
wird in der Öffentlichkeit allseits aner­
kannt. Hilfe und Unterstützung werden 
sowohl im Inland als auch im Ausland 
geleistet. 

Die möglichen Einsätze reichen bei den 
Katastrophenfällen von Hilfe bei 
Schnee- und Ölkatastrophen, Waldbrän­
den, Erdbeben, Sturmfluten, Über­
schwemmungen bis hin zu Brandun­
glücken und Flugunfällen . Der Einsatz in 
Notfällen erstreckt sich auf Hilfeleistun­
gen bei Hungersnöten oder Dürrekata­
strophen und in Fällen dringender Not­
hilfe auf die sanitätsdienstliche Erstver­
sorgung verletzter Menschen, ihre Ber­
gung sowie auf den Transport von Sani­
tätsmaterial. 

Die Bundeswehr unterstützt darüber hin­
aus zivile Dienststellen und die Bevölke­
rung mit Hilfeleistungen, die aufgrund 
dafür erforderlicher Ausrüstung oder 
spezieller Kenntnisse zum Teil nur 
durch die Streitkräfte geleistet werden 
können. 

Diese Hilfeleistungen umfassen das Be­
reitstellen und den Einsatz von Material 
und Hilfsgütern, von Fahrzeugen, Luft­
fahrzeugen und Schiffen, den Einsatz 
von Personal - vom einzelnen Speziali­
sten bis zu geschlossenen Einheiten 
und Verbänden. Die Bundeswehr setzt 
zum Beispiel Bergepanzer und Flugzeu­
ge zur Waldbrandbekämpfung, Sonar­
Geräte zum Aufspüren von Hindernis­
sen auf dem Meeresboden oder Spe­
zialfahrzeuge bei Öl-Verseuchungen ein. 

Abgesehen von den größeren Einsätzen 

der Streitkräfte bei schweren Katastro­
phenfällen, wie beispielsweise während 
der Schnee katastrophe im Jahre 1979 in 
Norddeutschland, ist die Truppe beinahe 
täglich zu Hilfeleistungen im Einsatz. 
Der SAR-Dienst sowie Soldaten und zi­
vile Angehörige der Bundeswehr, die in 
den zivilen Rettungsdienst einbezogen 
sind, stehen in ständiger Bereitschaft 
rund um die Uhr. Acht Hubschrauber 
UH-1 0 und drei Hubschrauber Seaking 
bei den SAR-Kommandos, sechs Hub­
schrauber UH-1 0 bei den Rettungszen­
tren und die SAR-Leitstellen Goch und 
Glücksburg können jederzeit helfend 
eingreifen. 

In den letzten fünf Jahren wurden fast 
36500 Einsätze geflogen - durch­
schnittlich 20 Einsätze pro Tag. Der Um­
fang des persönlichen Risikos, des 
Dienstes auch außerhalb normaler 
Dienstzeiten, der Grad der Einsatzbe­
re itschaft und des notwendigen fachli­
chen Könnens lassen sich aus diesen 
Zahlen nicht errechnen, aber doch er­
ahnen. Viele Bürger verdanken dieser 
Einsatzbereitschaft ihr Leben. 

Während die außereuropäischen Län­
der - vor allem in Afrika und Asien, 
aber auch in Mittelamerika - vorwie­
gend im Rahmen der humanitären Hilfe 
durch Transportflüge und materielle Hilfe 
unterstützt wurden, erstreckten sich die 
Hilfeleistungen der Bundeswehr für eu­
ropäische Länder vor allem auf die Hilfe 
bei Not- und Katastrophenfällen. So wa­
ren nach der Erdbebenkatastrophe von 
Avellino in Italien Ende des Jahres 1980 
insgesamt 1666 Soldaten, 223 Fahrzeu­
ge, 30 Pioniermaschinen und vier Trans­
porthubschrauber über mehrere Wochen 
hinweg eingesetzt. 

Zur Bekämpfung der Hungersnot in 
Äthiopien sind zwei Transportmaschinen 
der Luftwaffe jetzt über einen Zeitraum 
von sieben Monaten in ständigem Ein­
satz. Seit November 1984 fliegen die 
Maschinen Hilfsgüter von den Hafen­
städten am Roten Meer in die nördlichen 
Regionen Äthiopiens. Allein bis Anfang 
1985 wurden rund 10500 Tonnen Nah­
rungsmittel, Medikamente und andere 
lebenswichtige Güter in 3100 Flugstun­
den durch die Maschinen der Luftwaffe 
transportiert. FlJr diese Hilfsflüge wende­
te die Bundeswehr von November 1984 
bis Anfang Juni 1985 mehr als 21 Millio­
nen DM auf. 

Neben dem Einsatz von Einheiten und 
Verbänden, technischem Gerät oder 
dem Transport von Hilfsgütern ist die 
Bundeswehr auch an materiellen Hilfen 
beteiligt. In bestimmten Fällen wird Ma­
terial aus Beständen der Streitkräfte ko­
stenlos zur Verfügung gestellt. Allein für 
Sanitätszwecke wurden an 28 afrikani-
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sehe und asiatische Länder rund 
156 Tonnen Sanitäts material im Wert von 
3,5 Millionen DM abgegeben. Insgesamt 
wurden in den Jahren 1979 bis ein­
schließlich April 1985 im Rahmen der 
Not- und Katastrophenhilfe im In- und 
Ausland durch Hubschrauber und Flug­
zeuge der Bundeswehr in 4100 Flug­
stunden 5200 Tonnen Material und 
3400 Passagiere befördert." 

Schnoor für Einstellung von 
Frauen bei der Berufsfeuer· 
wehr 

Der nordrhein-westfälische Innen mini­
ster Dr. Herbert Schnoor setzt sich dafür 
ein, daß die Städte in Nordrhein-Westfa­
len der Einstellung von Frauen in den 
Dienst bei der Berufsfeuerwehr grund­
sätzlich aufgeschlossen gegenüberste­
hen. Die gesundheitliche Eignung müs­
se natürlich bei den besonders hohen 
körperlichen Anforderungen im Dienst 
der Berufsfeuerwehr gewährleistet sein. 
In diesem Zusammenhang verweist der 
Minister auch auf die guten Erfahrungen, 
die man bisher in Nordrhein-Westfalen 
mit SChutzpolizistinnen gemacht hat. 

In Nordrhein-Westfalen gibt es seit meh­
reren Jahren bereits in vielen Gemein­
den Frauen bei den Freiwilligen Feuer­
wehren. Schnoor: " Ich sehe nicht ein, 
daß Frauen nur ehrenamtlich bei den 
Freiwilligen Feuerwehren eingesetzt 
werden. Die gleichen Bedingungen 
müssen aus Gründen der Fairneß und 
des Gleichberechtigungsgebots auch für 
die Berufsfeuerwehren gelten. " 

Der Warndienst in Rheinland· 
Pfalz hat noch große Lücken 

In Rheinland-Pfalz sind derzeit 4950 
Elektrosirenenanlagen aufgebaut. Zur 
Schließung der "Beschallungslücken" 
fehlen noch 771 Anlagen. Dies hat die 
Landesregierung auf eine parlamentari­
sche Anfrage des SPD-Abgeordneten 
Udo Reichenbecher mitgeteilt. 

Innenminister Böckmann versicherte, die 
Landesregierung sei seit Jahren darum 
bemüht, finanzielle Mittel des Bundes 
für den weiteren Ausbau des Sirenen­
netzes zu erhalten. Der Bundesminister 
des Innern sehe jedoch erst dann die 
Möglichkeit, wieder Bundesmittel bereit­
zustellen, "wenn alle Alternativen zur -
netzabhängigen - Elektrosirene geprüft 
sind und ein auch bei Netzausfall be­
triebsbereites Alarmierungssystem auf­
gebaut werden kann". Auf. Vorschlag 
des Haushaltsausschusses habe der 
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Deutsche Bundestag für 1985 beschlos­
sen, daß Bundesmittel auch nicht mehr 
für den Wiederaufbau demontierter Si­
renenanlagen verwendet werden dürfen. 
Die eingesparten Mittel würden für den 
Schutzbau zur Verfügung gestellt. 

Demgegenüber halte es aber der Ar­
beitskreis V der Ständigen Konferenz 
der Innenminister " für geboten, daß bis 
zur Vorlage einer neuen Warndienstkon­
zeption Mittel für den Wiederaufbau von 
abgebauten Sirenenanlagen freigegeben 
werden" . 

Aufgrund der Zuständigkeit des Bundes 
sehe die Landesregierung "keine Veran­
lassung, den Gemeinden Landesmittel 
zu gewähren". Nach Ansicht Reichen­
bechers bedeutet die Antwort des In­
nenministers, daß auf diesem Gebiet 
des Zivilschutzes in absehbarer Zeit kei­
ne Verbesserung zu erwarten ist. Es sei 
Tatsache, daß in 160 Gemeinden in 
Rheinland-Pfalz "nicht eine einzige Si­
renenanlage vorhanden ist". Wer dem 
flächendeckenden Warndienst Bedeu­
tung beimesse, müsse für eine Schlie­
ßung der großen Lücken eintreten, be-
tonte Reichenbecher. M. B. 

Französische Delegation 
in der KSB 

Zwischen der Bundesrepublik Deutsch­
land und Frankreich kam es zu einer 
Durchführungsvereinbarung zum 
deutsch-französischen Abkommen über 
die gegenseitige Hilfeleistung bei Kata­
strophen oder schweren Unglücksfällen. 
Ein Gedankenaustausch findet jährlich 
statt; jüngst weilte eine französische De­
legation unter Leitung des für den Zivil­
schutz zuständigen Direktors der Secu­
rite Civile, Präfekt Rouanet, in Bonn (das 
Zivilschutz-Magazin berichtete). 

Bei einem Besuch der Katastrophen­
schutzschule des Bundes in Bad 
Neuenahr-Ahrweiler gruppierten sich die 

Gäste zum Foto (von links): Chastel, 
Präfekt Rouanet, Ministerialrat Dr. An­
drews, Oberregierungsrätin Krauss, Mi­
nisterialdirigent Beyer, Ministerialrat 
Dusch und Regierungsdirektor Isenberg 
als Schulleiter der KSB. 

ARKAT: Katastrophenschutz 
muß leistungsfähig bleiben 

Der Vorsitzende der Arbeitsgemein­
schaft der Helfer in den Regieeinheiten 
des Katastrophenschutzes in Schleswig­
Holstein (ARKAT), Jürgen Keichel, wies 
während der Jahreshauptversammlung 
seiner Organisation auf die Notwendig­
keit eines leistungsfähigen Katastro­
phenschutzes hin. Bund, Land und 
Kommunen hätten durch die Verbesse­
rung der Ausstattung der Einheiten und 
Einrichtungen des Katastrophenschutzes 
in den vergangenen Jahren das zur Ver­
fügung stehende Rettungspotential in 
den Fachdiensten erweitert und die Lei­
stungen für die Sicherheit der Bürger 
dadurch erhöht. 

Die Helfer in den Regieeinheiten, die 
gemeinsam mit den Feuerwehren, der 
Bundesanstalt Technisches Hilfswerk 
und den privaten Hilfeleistungsorganisa­
tionen im Katastrophenschutz mitwirken, 
haben durch entsprechende Aus- und 
Weiterbildung dieser Entwicklung Rech­
nung getragen. So besuchten 187 von 
den ca. tausend Regiehelfern Schles­
wig-Holsteins 1984 die Lehrgänge an 
der Landeskatastrophenschule. Höhe­
punkt des Berichtsjahres war die Grün­
dung des ARKAT-Bundesverbandes im 
April. 

Ziel der ARKAT ist die Förderung des 
Zivil- und Katastrophenschutzes sowie 
der Erfahrungsaustausch unter den Hel­
fern, aber auch die Beratung der an der 
Gesetzgebung beteiligten Organe. Be­
sondere Bedeutung sieht die ARKAT in 
der Pflege der Zusammenarbeit mit den 



anderen Organisationen. Obwohl die 
Mitgliedschaft der Regiehelfer in der 
ARKAT auf freiwilliger Basis besteht, 
sind über den Rahmen einer Helferver­
einigung hinaus schon gute Erfolge bei 
politischen Gremien und Behörden auf 

Landes- und Bundesebene erzielt wor­
den, indem die bisher fehlende organi­
satorische Zusammenfassung der den 
Landkreisen und kreisfreien Städten un­
terstehenden Regieeinheiten über die 
Kreisg renzen hinaus nachgeholt wurde. 

Konstituierende Sitzung des BVS·Hauptpersonalrats 

Der neugewählte Hauptpersonalrat des 
Bundesverbandes für den Selbstschutz, 
der die Interessen der Beschäftigten des 
Verbandes vertritt, trat am 22. Mai 1985 
in der BundeshauptsteIle in Köln zu sei­
ner konstituierenden Sitzung zusam­
men. Unser Bild zeigt in der ersten Rei­
he (von links): Dienststellenleiter 
Schneider, Bayreuth; Dienststellenleiter 
Haupt, Bochum; Dienststellenleiter 
Weigl , Weiden; Direktor Schuch, Bun­
deshauptsteIle; Frau Hegenscheidt, 
Fachbearbeiterin bei der Dienststelle 

Karlsruhe; Abteilungsleiter Dr. Brunkow, 
BundeshauptsteIle. 
Zweite Reihe: Fachbearbeiter Diener, 
Dienststelle Darmstadt; VAR Koch, Bun­
deshauptsteIle; Leiter FAASt Feder, 
Dienststelle Ravensburg; Kober, Haus: 
meister bei der BVS-Schule Birkenfeld; 
VOAR Ehses, BundeshauptsteIle; Leiter 
FAASt Krieger, Dienststelle Osnabrück; 
Schwarze, Koch bei der BVS-Schule 
Voldagsen; Vorsitzender des Hauptwahl­
vorstandes, VA Siebert, Bundeshaupt­
steIle. 

(Foto: Günter Sers) 

Staatssekretär Robert Ruder: Ausrüstung, Ausbildung und 
Kameradschaft sind Säulen im Feuerwehrwesen 

Auf die seit 1. Januar 1985 neu gelten­
den Regelfördersätze für Feuerwehrfahr­
zeuge und Geräte hat Staatssekretär 
Robert Ruder vom baden-württembergi­
schen Innenministerium bei der Jahres­
dienstversammlung der Feuerwehrkom­
mandanten des Landkreises Rastatt hin­
gewiesen. 

Mit der Neufassung der Zuwendungs­
richtlinien Feuerwehrwesen wurden mit 
Wirkung vom 1. Januar 1985 die Regel­
fördersätze für Feuerwehrfahrzeuge und 
Geräte von 30 auf 40 % und für die Feu­
erwehrdienstkleidung und die persönli­
che Ausrüstung von 20 auf 40 % ange­
hoben. Wie der Staatssekretär betonte, 
hat Baden-Württemberg in den vergan­
genen Jahren große Anstrengungen un­
ternommen, um die Ausstattung der 
Feuerwehren weiter zu verbessern. 

Die Feuerwehren des Landes sind nach 
den Ausführungen Ruders für die Ein­
sätze in der ~randbekämpfung, der 

technischen Hilfeleistung, im Rettungs­
wesen, bei Unglücksfällen aller Art und 
bei Ölunfällen mit den notwendigen 
Fahrzeugen und Geräten gut versorgt. 
Mit der zunehmenden Zahl von Unfällen 
mit gefährlichen Stoffen und Gütern er­
wachse den Feuerwehren eine weitere 
vielschichtige Aufgabe. Die Ausrüstung 
der Feuerwehren müsse daher jeweils 
dem neuesten Stand der Technik ange­
paßt werden. 

Durch den Mehreingang an Feuer­
schutzsteuermitteln in den letzten Jah­
ren und durch die geänderten Förder­
richtlinien sei es gelungen, die ange­
spannte Situation bei den Zuschüssen in 
den Griff zu bekommen und den zuvor 
bestehenden Antragsstau abzubauen. In 
Zukunft werde man sich verstärkt der 
Ersatzbeschaffung von Feuerwehrfahr­
zeugen zuwenden können. Es sei aber 
auch daran gedacht, Sonderprogramme 
in strukturell schwachen Gebieten zur 

Ausstattung der Ortsteilfeuerwehren auf­
zulegen. Auch werde der Ausbau der 
Landesfeuerwehrschu le Baden-Würt­
temberg , die für die rund 116000 Feuer­
wehrangehörigen des Landes als Ausbil­
dungsstätte diene, weiter vorange­
trieben. 

Mit der Einrichtung der Leitstellen zur 
zentralen Alarmierung der Feuerwehren 
in fast allen Landkreisen könne jetzt je­
der Bürger rasch und ohne Zeitverlust 
"seine Feuerwehr " zu Hilfe rufen. "Al­
lein in die Erweiterung der zentralen 
Alarmierung und des Feuerwehrrufs 112 
haben Gemeinden und Land zusammen 
rund 60 Millionen DM investiert", beton­
te Staatssekretär Ruder. 

Als wichtigen Aspekt der künftigen Ent­
wicklung des Feuerwehrwesens be­
zeichnete Ruder den Ausbau der Ju­
gendfeuerwehren. Vor allem die jungen 
Mitbürger müßten angesprochen wer­
den, wenn es darum gehe, durch Bei­
spiel und Vorbild die Mitarbeit und Mit­
verantwortung an den Gemeinschafts­
aufgaben der Gesellschaft zu stärken. 
Obwohl seit der Zusammenfassung der 
Jugendfeuerwehren im Landesfeuer­
wehrverband Baden-Württemberg im 
Jahr 1971 die Zahl der Jugendfeuer­
wehrangehörigen von damals 3000 auf 
heute über 10000 angestiegen sei, un­
terhalte von den 1110 Gemeinden des 
Landes nur jede dritte eine Jugendfeu­
erwehr. Die Verantwortlichen in den 
Landkreisen, Gemeinden und Feuer­
wehren rief der Staatssekretär auf, die 
Gründung weiterer Jugendfeuerwehren 
aktiv zu unterstützen. 

Im Rahmen der Kommandanten-Dienst­
besprechung überreichte Staatssekretär 
Ruder dem Stadtbrandmeister der Frei­
willigen Feuerwehr Rastatt, Richard Rie­
mer, das Feuerwehr-Ehrenzeichen der 
Sonderstufe. Ruder würdigte damit die 
besonderen Verdienste von Richard Rie­
rner um das Feuerlöschwesen in dessen 
40jähriger Mitgliedschaft. 

Dr. Lang lobt 
freiwillige Mitarbeit 
der Selbstschutzberater 

Bei einer Ausbildungsveranstaltung 
dankte Stuttgarts Bürgermeister 
Dr. Klaus Lang den Selbstschutzbera­
tern für ihren selbstlosen und ehrenamt­
lichen Einsatz für die Bevölkerung und 
dafür, daß sie diese politisch schwierige 
Aufgabe freiwillig übernommen haben. 

Die Selbstschutzberater werden durch 
das Amt für Zivilschutz und den Bun­
desverband für den Selbstschutz in 
Lehrgängen, Übungen und Informations­
veranstaltungen auf ihre Aufgaben, die 
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sich in einem hoffentlich nie einlreten­
den Verteidigungsfall in ihrem Wohnbe­
reich zu erfüllen hätten, vorbereitet. 

Dr. Lang dankte den Selbstschutzbera­
tern, daß sie mit fundiertem Fachwissen 
ihren Ausbildungsstand laufend verbes­
sern. Anschließend wies Karl Heinz Bör­
ner, stellvertretender Leiter des Amtes 
für Zivilschutz, in die Stuttgarter öffe,ntli­
chen Schutz bauten ein und erläuterte 
die Förderungsmöglichkeiten von Haus­
schutzräumen. Ihre Zahl nimmt in letzter 
Zeit ebenso zu wie die Zahl der öffentli­
chen Schutzbauten. Der Leiter des 
Amtes für Zivilschutz, Maier, dankte 
Dr. Lang für die pOlitische Unterstützung 
des Amts für Zivilschutz und der Selbst­
schutzberater bei der schwierigen Tätig­
keit. 

Baulicher Brandschutz 
in der Praxis 

In den Fachtagungen "Baulicher Brand­
schutz in der Praxis", die der Verband 
der Sachversicherer e. V. gemeinsam 
mit dem Institut für Bautechnik im April/ 
Mai 1985 in München, Berlin und Köln 
durchgeführt hat, zeigte sich deutlich ein 
Grund für die derzeitig häufigen Pla­
nungs- und Ausführungsfehler bei 
Brandschutzeinrichtungen für Förderan­
lagen und Lüftungsanlagen: Mangelnde 
Information der am Bau Beteiligten. 

Diesem Informationsdefizit versucht der 
VdS in einem ersten Schritt dadurch zu 
begegnen, daß er allen Interessierten, 
die an den Fachtagungen nicht teilneh­
men konnten, die Tagungsuntenagen 
dieser Veranstaltungen anbietet. Sie ent­
halten die ausführlichen Referate (z. T. 
mit Ausführungsbeispielen zu einzelnen 
Schwerpunktthemen) mit zahlre chen 
Abbildungen sowie einem Anhang aus 
Normen, bauaufsichtlichen Richtlinien 
und den grundlegenden Verordnungen 
und werden als wertvolle Hilfe bei der 
Beratung, Bauplanung, Ausführung und 
Abnahme der Einrichtungen angesehen. 

Die Themenschwerpunkte sind: 

Baulicher Branschutz bei Lüftungsan­
lagen 

- Ausbreitung von Rauch und Feuer 
durch raumlufttechnische Anlagen 

- Bauaufsichtl iche Vorschriften und Be­
stimmungen 

- Konstruktionen von Lüftungsleitungen 
L 30 bis L 90 

- Einsatzbereiche der Absperrvorrich­
tungen gegen Feuer und/oder Rauch 

- Steuerung raumluHtechnischer An­
lagen 
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- Neue Konzeptionen raumlufttechni-
scher Anlagen 

- Mechanische Entrauchungsanlagen. 

Baulicher Brandschutz bei Förderan­
lagen 

- Bauaufsichtliche Regelungen 

- Förderanlagen und Brandschutz 

- Sicherheitstechnische Anforderungen 
an Feuerschutzabschlüsse 

- Steuerung und Funktionssicherheit 
der Feuerschutzabschlüsse in Förder­
anlagen 

- Konstruktive Ausbildung von Feuer­
schutzabschlüssen in Förderanlagen 

- Abschlüsse in Transportwegen 

- Feuer- und Explosionsabschlüsse in 
Rohrsystemen. 

Die Broschüre "Lüftungsanlagen " um­
faßt 146 Seiten, die Broschüre "Förder­
anlagen" ist 248 Seiten stark. Die Un­
terlagen können beim Verband der 
Sachversicherer e. V., Technisches Re­
ferat 5, Postfach 102024, 5000 Köln 1, 
bezogen werden. 

Ambulanzjet und zwei Rettungshubschrauber für die DRF 

Die in den letzten Monaten auch weiter­
hin stark steigenden Zahlen bei Luftret­
tungseinsätzen machten die Anschaf­
fung weiterer Fluggeräte notwendig. 
Deshalb kaufte die Björn Steiger Stiftung 
für die Deutsche Rettungsflugwacht 
(DRF) zwei zusätzliche Rettungshub­
schrauber vom Typ" Longranger" und 
einen Ambulanzjet vom Typ "Learjet 
35 a". Mit den beiden Hubschraubern 
erhöht sich die Zahl der eigenen Ret­
tungshubschrauber auf insgesamt elf 
Maschinen. 

Die Deutsche Rettungsflugwacht ist die 

einzige deutsche Luftrettungsorganisa­
tion, die eigene Ambulanzflugzeuge für 
überregionale Luftrettungseinsätze vor­
hält. Mit dem neuen DRF-Ambulanzjet, 
der den Namen " Hoffnung" trägt, kön­
nen auch transatlantische Luftrettungs­
einsätze durchgeführt werden. 

Im Jahre 1984 hat die DRF insgesamt 
5456 LuHrettungseinsätze durchgeführt, 
das waren im Durchschnitt täglich 
15 Einsätze, wobei auch schon über 
40 Einsätze an einem Tag für Notfallpa­
tienten geflogen werden mußten. 

(Foto: DRF und Grohl) 

Beschränkung für Gefahrgut in den Niederlanden 

. Bei Straßenglätte und Nebel dürfen in 
den Niederlanden keine gefährlichen 
Güter in Tankfahrzeugen befördert wer­
den. Dies teilte das niederländische Ver­
kehrsministerium mit. Auch solche Gü­
ter, die nur auf bestimmten Fahrstrecken 
befördert werden dürfen, fallen unter 
dieses Verbot. 

Aufgehoben wird das Beförderungsver­
bot nur für Notfallsituationen, die u. a. im 

Zusammenhang mit der Bevorratung 
von Krankenhausern entstehen können, 
wenn die extremen Witterungsbedingun­
gen länger anhalten. Hierbei ist ebenfalls 
an die notwendige Versorgung mit 
Brennstoffen gedacht. 

Die holländische Polizei an den Grenz­
übergängen ist ermächtigt, Ausnahme­
Genehmigungen in dringenden Fällen zu 
erteilen. 



Bundeskanzler Helmut Kohl und der dänische Ministerpräsident Poul 
Schlüter unterzeichneten ein Abkommen 

Gegenseitige Hilfe 
im Katastrophen- und 
Unglücksfall gewährteistet 
"Ausdruck des immer stärkeren Zusammenwachsens der freien Völker 
unseres Kontinents" 

überzeugt von der Notwendigkeit 
einer Zusammenarbeit zwischen den zu­
ständigen Organen der beiden Staaten mit 
dem Ziel, die gegenseitige Hilfe bei Kata­
strophen oder schweren Unglücksfällen zu 
erleichtern und die Entsendung von Hilfs­
kräften und -rnateriat zu beschleunigen", 
haben die Bundesrepublik Deutschland 
und das Königreich Dänemark am 16. Mai 
1985 ein entsprechendes Abkommen ge­
troffen . In Tondem trafen sich an diesem 
Tage Bundeskanzler Helmut Kohl und Mi­
nisterpräsident Poul SChlüter, wo sie das 
gemeinsame Abkommen unterzeichneten. 

Beide Regierungschefs passierten ge­
meinsam im deutsch-dänischen Grenzge­
biet die gemeinsame Grenze und nahmen 
mit Befriedigung die in den vergangenen 
Jahren gemachten Fortschritte bei der 
Grenzabfertigung zur Kenntn is. 

"Ausdruck des 
Zusammenwachsens" 

Vereinbart war das Treffen des Bundes-

kanzlers und des Ministerpräsidenten be­
reits im Vorjahr. Wie Dr. Kohl in einer 
Ansprache gegenüber der dänisch-deut­
schen Grenzlandpressekonferenz in 
Flensburg erklärte, seien "solche freund­
schaftlichen Begegnungen zwischen den 
Regierungschefs beider europäischer Län­
der ... Ausdruck des immer stärkeren Zu­
sammenwachsens der freien Völker unse­
res Kontinents ". 

In Tondem und Flensburg trafen der Bun­
deskanzler und der dänische Ministerpräsi­
dent mit Vertretern der deutschen bzw. 
dänischen Minderheit zusammen. Das 
deutsch-dänische Grenzlandtreffen diente 
der weiteren Bekräftigung der Bonn-Ko­
penhagener Erklärungen von 1955 über 
die Rechte der deutschen und dänischen 
Minderheit. 

Hilfe durch Einheiten des 
Katastrophen. bzw. 
Zivilschutzes 

Die gegenseitige Hilfeleistung bei Kata-

strophen oder schweren Unglücksfällen 
soll zwischen Dänemark und der Bundes­
republik Deutschland nun gewährleistet 
sein . Durch das unterzeichnete Abkom­
men verpflichten sich die Vertragsparteien, 
im Katastrophen- oder Unglücksfall ent­
sprechend den MögliChkeiten und nach 
den Bestimmungen des Abkommens Hilfe 
zu leisten. Art und Umfang der Hilfe werden 
je nach Einzelfall einvernehmlich festge­
legt. 

In Artikel 2 des Abkommens wird auf die 
Hilfe näher eingegangen. Hier heißt es : 

" (1) Die Hilfe ... besteht in der Entsen­
dung solcher Hilfsmannschaften an den Ort 
der Katastrophe oder des schweren Un­
glücksfalls, die insbesondere in den Berei­
chen Brandbekämpfung, Bekämpfung von 
atomaren und chemischen Gefahren, Sani­
tätshilfe, Bergung oder behelfsmäßige In­
standsetzung ausgebildet sind und über 
das für ihre Aufgaben erforderliche Spe­
zialgerät verfügen . 

Die Hilfe wird in der Regel auf deutscher 
Seite durch Einheiten des Katastrophen­
schutzes, auf dänischer Seite durch Ein­
heiten des Zivi lschutzes geleistet, und, 
falls erforderlich, in jeder anderen geeigne­
ten Weise. 

(2) Die Hilfsmannschaften können auf dem 
Land-, Luft- oder Wasserweg entsandt 
werden. " 

Zuständigkeiten und 
Begriffsbestimmungen 

Die für die Anforderung und Auslösung der 
Hilfsmaßnahmen zuständigen Behörden 
der Vertragsparteien sind der Innenmini­
ster der Bundesrepublik Deutschland und 
der Minister der Justiz des Königreichs 
Dänemark, auf der Ebene des grenznahen 
Gebietes der Innenminister des Landes 
Schleswig-Holstein oder die Landräte der 
Kreise Nordfriesland und Schleswig­
Flensburg sowie der Oberbürgermeister 
der Stadt Flensburg (auf deutscher Seite) 
und der Polizeipräsident in Graasten (auf 
dänischer Seite) . 

Auch die Begriffe "Ausrüstungsgegen­
stände ", "Hilfsmittel " und "Betriebsgü­
ter" , die die Hilfsmannschaften im Kata­
strophen- und Unglücksfall mitführen, wer­
den im Abkommen über die gegenseitige 
Hilfeleistung definiert. So sind . Ausrü­
stungsgegenstände das Material, die Fahr­
zeuge und die persönliche Ausstattung, die 
zum Gebrauch durch die Hilfsmannschaf­
ten bestimmt sind ; Hilfsmittel die aus Anlaß 
des jeweiligen Einsatzes mitgeführten zu­
sätzlichen Ausstattungsteile und sonstige 
Waren, die dazu bestimmt sind, an die 
betroffene Bevölkerung ausgegeben zu 
werden; Betriebsgüter die Waren, die zur 
Verwendung der Ausrüstungsgegenstän-
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Ministerpräsident Schlüter und Bundeskanzler Kohl am Grenzübergang Rudbol/Rosenkranz. 

de und zur Versorgung der Mannschaften 
erforderlich sind". 

Informationsaustausch wird 
angestrebt 

Zu Leitung , Anweisung der Hilfsmann­
schaften oder zu den Kosten der Einsätze 
heißt es weiter im Abkommen: 

,,(1) Die Leitung der Rettungs- und Hilfs­
maßnahmen obliegt in jedem Fall den Be­
hörden der ersuchenden Vertragspartei. 

(2) Anweisungen an die Hilfsmannschaften 
der ersuchten Vertragspartei werden aus­
schließlich an die Leiter dieser Mannschaf­
ten gerichtet, die Einzelheiten der Durch­
führung gegenüber den ihnen unterstellten 
Kräften anordnen. Die zuständigen Behör­
den der ersuchenden Vertragspartei erläu­
tern nach Möglichkeit bei d~m Hilfeersu­
ehen die Aufgaben, die sie den Hilfsmann­
schaften der ersuchten Vertragspartei 
übertragen wollen. 

(3) Die Behörden der ersuchenden Ver­
tragspartei leisten den Hilfsmannschaften 
der ersuchten Vertragspartei Schutz und 
Hilfe. 

Artikel 8 

(1) Die Kosten der Hilfeleistung durch die 
Hilfsmannschaften der ersuchten Vertrags­
partei ... einschließlich der Aufwendun­
gen, die durch Verlust und völlige oder 
te ilweise Zerstörung der mitgeführten Ge­
genstände entstehen, werden von den Be­
hörden der ersuchenden Vertragspartei 
nicht übernommen. 
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(Fotos: BundesbIldstelle) 

Artikel 9 

(1) Jede Vertragspartei verzichtet auf alle 
Entschädigungsansprüche gegen die an­
dere Vertragspartei wegen Beschädigung 
von Vermögenswerten, die ihr oder einer 
politischen oder verwaltungsmäßigen Un­
tergliederung gehören, wenn der Schaden 
von einem Mitglied einer Hilfsmannschaft 
der anderen Vertragspartei bei der Erfül­
lung seines Auftrags im konkreten Zusam­
menhang mit der Durchführung dieses Ab­
kommens verursacht worden ist. 

(2) Jede Vertragspartei verzichtet für sich 
und ihre politischen oder verwaltungsmäßi­
gen Untergliederungen auf alle Entschädi­
gungsansprüche gegen die andere Ver­
tragspartei , die auf dem Schaden beruhen, 
der einem Mitglied einer Hilfsmannschaft 
entsteht, das bei der Erfüllung seines Auf­
trags im konkreten Zusammenhang mit der 
Durchführung dieses Abkommens eine 
Verletzung oder den Tod erlitten hat. 

(3) Wird durch ein Mitglied einer Hilfsmann­
schaft der ersuchten Vertragspartei bei der 
Erfüllung seines Auftrags im Hoheitsgebiet 
der ersuchenden Vertragspartei einem 
Dritten ein Schaden zugefügt, so haftet die 
ersuchende Vertragspartei oder gegebe­
nenfalls ihre ersuchende politische oder 
verwaltungsmäßige Untergliederung für 
den Schaden nach Maßgabe der Vorschrif­
ten, die im Fall eines durch ein Mitglied 
ihrer eigenen Hilfsmannschaften verur­
sachten Schadens Anwendung fänden. 

(4) Die Behörden der Vertragsparteien ar­
beiten eng zusammen, um die Erledigung 
von Schadensersatzansprüchen zu er­
leichtern. Insbesondere tauschen sie alle 
ihnen zugänglichen Informationen über 
Schadensfälle im Sinne dieses Artikels 
aus. 

Artikel 10 

(1) Die ... Behörden schließen die zur 
Durchführung dieses Abkommens erfor­
derlichen Einzelvereinbarungen. 

(2) Eine Einzelvereinbarung enthält insbe­
sondere folgende, für die Durchführung 
der Einsätze wesentliche Angaben: 

a) Aufgabenbereiche der Personen, die 
berechtigt sind, Hilfe anzufordern, anzu­
bieten und zuzusagen, sowie Bezeich­
nung, Anschrift und Telefonnummer der 
Dienststellen , denen sie angehören; 

b) Aufgabenbereich der Person, bei der 
sich der Leiter der Hilfsmannschaft nach 
seinem Eintreffen am Einsatzort melden 
muß, sowie Bezeichnung, Anschrift und 
Telefonnummer der Dienststelle, der diese 
Person angehört; 

c) Art, Stärke, Ausrüstung und Standort der 
Einheiten, die auf Ersuchen zu einem Hilfs­
einsatz entsandt werden können; 

d) alle sonstigen Auskünfte, die geeignet 
sind, die Hilfe zu beschleunigen und zu 
erleichtern, insbesondere über Fern­
sprech- und Funkverbindungen, die zwi­
schen den unter den Buchstaben a und b 
bezeichneten Dienststellen bestehen oder 
herzustellen sind, sowie über Landeorte für 
Luft- und Seefahrzeuge. 

(3) Eine weitere Einzelvereinbarung wird 
für den Betrieb der Funkanlagen getroffen, 
mit denen die Hilfsmannschaften ausgerü­
stet sind oder die ihnen zur Verfügung 
gestellt werden ... 

(5) Eine Einzelvereinbarung kann unter 
Umständen die gemeinsame Veranstal­
tung von Übungseinsätzen beiderseits der 
Grenze vorsehen. 

Artikel 11 

(1) Um die Vorhersage und Vorbeugung 
von Katastrophen oder schweren Un­
glücksfällen zu fördern und um bei ihrem 
Eintreten die Einsätze wirksamer zu gestal­
ten, nehmen die Vertragsparteien eine 
ständige enge Zusammenarbeit unterein­
ander auf. Zu diesem Zweck tauschen sie 
alle geeigneten Informationen wissen­
schaftlich-technischer Art aus und veran­
stalten regelmäßig gemeinsame Ta­
gungen. 

(2) Die Vertragsparteien können ferner ge­
meinsame Untersuchungen und Tagungen 
durchführen, insbesondere zur besseren 
Erkenntnis der Ursachen von Katastrophen 
oder schweren Unglücksfällen und damit 
zur Verbesserung von Vorbeugungs- und 
Einsatzmitteln und -methoden. 

(3) Auf Veranlassung jeder Vertragspartei 
können fachliche Lehrgänge für Techniker 
und Führungskräfte der anderen Vertrags­
partei und insbesondere für Hilfsmann­
schaften durchgeführt werden. 



Empfehlungen des BMI / LAWA-Fachausschusses "Gerätschaften und Mittel zur Abwehr 
von Gewässergefährdungen " 

Beseitigung von Ölspuren 
auf V 
Verbesserung der Verkehrssicherheit und Vermeidung von Umweltgefährdungen können erreicht werden 

Der gemeinsame Ausschuß des Bun­
desministers des Innern (BMI) und der 
Länderarbeitsgemeinschaft Wasser 
(LAWA) - BMI-/LAWA-Fachausschuß 
"Gerätschaften und Mittel zur Abwehr 
von Gewässergefährdungen" - hat 
Empfehlungen für die Beseitigung von 
Ölspuren auf Verkehrsflächen zusam­
mengestellt. Sie sind gebilligt vom Aus­
schuß "Feuerwehrangelegenheiten" 
des Arbeitskreises V der Arbeitsge­
meinschaft der Innenminister der Bun­
desländer In der vorliegenden Fassung, 
die bereits Im "Gemeinsamen Ministe­
rlalblalt" 1985, Nr. 16, Seite 339 ff., ver­
öffentlicht wurde. 

Gefahren ölverschmutzter 
Verkehrsflächen 

Nach Beseitigen der Trümmer von Ver­
kehrsunfällen bleiben Benzin-, Dieselkrah­
stoff- und Ölflecken auf der Straße zurück. 
Nicht selten zeugen auch lange Ölspuren 
von einer Undichtigkeit an einem Fahr­
zeug, die vom Verursacher entweder gar 
nicht oder erst später entdeckt wurde. Vor 
allem dann, wenn es auf diese meist sehr 
dünnen Ölfilme regnet, können solche Öl­
spuren zu einer tödlichen Rutschgefahr 
werden, wie Folgeunfälle immer wieder 
deutlich zeigen. 

Bisherige Untersuchungen für 
Verbesserungen 

Aufgrund vielfältiger Initiativen der Indu­
strie, der Behörden und der Anwender 
fanden in den vergangenen Jahren um­
fangreiche Untersuchungen statt mit dem 
Ziel. geeignete Ölbinder und Methoden für 
eine ausreichende Reinigung von Ver­
kehrsflächen (Fahrbahnen) bei Ölver­
sChmutzung zu finden . 

Bundesminister für Verkehr auf Anregung 
des gemeinsamen Ausschusses des Bun­
desministers des Innern (BMI) und der 
Länderarbeitsgemeinschah Wasser (LA­
WAl "Gerätschaften und Mittel zur Abwehr 
von Gewässergefährdungen" der Bundes­
anstalt für Straßenwesen und der Techni­
schen Hochschule Darmstadt zu diesem 
Problemkreis erteilt hat. 

Bei den Untersuchungen zu diesem For­
schungsauftrag wurden zunächst die Aus­
gangsgriffigkeiten trockener und nasser 
(Wasser) Fahrbahnoberflächen mit einem 
Laborgerät und mit einem Linearprüfstand 
im Labor sowie in praktischen Fahrversu­
chen mit einem Meßanhänger auf ver­
schiedenen Fahrbahnbelägen festgestellt. 
Anschließend wurden die Oberflächen 
re ichlich mit Heizöl EL benetzt und nach 
einer bestimmten Einwirkzeit mit Ölbinder 
behandelt. Bei den daran anschließenden 
Griffigkeitsmessungen wurden je nach 
Fahrbahnart und -zustand Griffigkeitsverlu-

ste bis zu 84 % ermittelt. In diesen Fällen 
muß also von einer nennenswerten Beein­
trächtigung der Verkehrssicherheit ausge­
gangen werden. 

Die Versuche ergaben weiter, daß 

1. die Wirksamkeit verschiedener Öl binder 
stark unterschiedlich ist. 

2. die zweimalige Behandlung der verun­
reinigten Fahrbahnoberfläche mit einem 
gut wirksamen Ölbinder die Reinigungswir­
kung deutlich verstärkt, 

3. sich die Griffigkeit einer mit Ölbinder 
behandelten Fahrbahnoberfläche bei nach­
folgendem Regen wieder so verschlech­
tern kann, als wäre sie nicht mit Ölbinder 
behandelt worden und 

4. eine noch bessere Wiederherstellung 
der Fahrbahngriffigkeit bis fast zu den Aus­
gangswerten durch eine zusätzliche Nach­
behandlung mit fettlösenden Reinigungs­
mitteln erreicht werden kann. 

Seit kurzer Zeit liegt auch das Ergebnis Ein Unfall, Olliuft In groBen Mengen aus. Elnsatzkrifte pumpen dle grundwassergafährdende FlüssIg-
eines Forschungsauftrags vor. den der keH In _IHo,. 
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Folgerungen für die 
Beseitigung von Ölspuren auf 
Verkehrsflächen 

Die Reinigung von Ölspuren auf öffentli­
chen Verkehrsflächen erfolgt - unabhän­
gig von der Rechtslage - je nach örtlichen 
Verhältn issen z. B. durch die Straßenmei­
stereien, die gemeindliche Straßenreini­
gung (Straßenämter), die Feuerwehren, 
das Technische Hilfswerk, die gemeindli­
chen Bauhöfe oder durch entsprechende 
Reinigungsfirmen. Die Erkenntnisse aus 
den vorgenannten Untersuchungen haben 
deshalb für sie alle gleichermaßen Bedeu­
tung. Sie betreffen jedoch allein technische 
Gesichtspunkte ; die Frage, welche Stellen 
für die Reinigung von Ölspuren im einzel­
nen zuständig sind, ist entsprechend den 
jeweils geltenden Vorschriften und nach 
den örtlichen Verhältnissen festzulegen. 

Zur Reinigung verölter Verkehrsllächen 
geeignete Ölblnder 

Der BMI-/LAWA-Fachausschuß "Gerät­
schaften und Mittel zur Abwehr von Ge­
wässergefährdungen" wird nach entspre­
chender fachlicher Abklärung einiger noch 
offener Detailfragen und weiteren Erpro­
bungen eine Ergänzung der" Richtlinie für 
Öl binder - Anforderungen - Prüfmetho­
den"') vorschlagen, die Prüfkriterien zur 
Feststellung der E'gnung von Öl bindern 
zur Reinigung von Verkehrsflächen enthal­
ten soll. Ölbinder, die den besonderen 
Anforderungen der Fahrbahnreinigung ge­
nügen, sollen dann außerdem auf der Ver­
packung zusätzlich entsprechend gekenn­
zeichnet werden, so daß der Beschaffer sie 
leicht erkennen kann. 

Über die Ergänzung der Ölblnder-Richtli­
nie, die Kennzeichnung der "Verkehrs"­
Ölbinder und deren Prüfung wird u. a. die 
Feuerwehr-Fachpresse zu gegebener Zeit 
informieren. 

Zweimalige Reinigung 
verölter Verkehrsllächen mit Ölbinder 

Nach dem ersten Auftragen des Ölbinders 
auf die verölte Fahrbahnoberfläche2

) muß 
eine möglichst intensive Einwirkung des 
Ölbinders auf die Oberfläche - z. B. durch 
intensives Hin- und Herkehren mit einem 
nicht zu weichen ("Plassava"-)Besen -
erreicht werden. 

Nach sorgfältigem Abkehren und Aufneh­
men ist ein zweites Mal Ölbinder aufzutra­
gen und - wie beim ersten Durchgang -
durch intensives Hln- und Herkehren die 
Wirkung des Ölbinders zu verstärken. 

Wenn keine flüssigen Ölreste mehr er­
kennbar sind, ist der Ölbinder abzukehren 
und aufzunehmen (Vermeidung einer 
Rutschgefahr durch "Kugellagereffekt" I). 
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Öl kann zu einer tödlichen Rutschg.fahr auf den Straßen führen und muß daher schnellstmöglich 
beseitigt werden. 

Andernfalls ist die Behandlung mit Ölbinder 
zu wiederholen. 

Nachreinigung der mit Ölblnder 
gereinigten Verkehrsllächen 

Zur möglichst weitgehenden Wiederher­
stellung der Ausgangsgrifflgkeit der Fahr­
bahnoberfläche muß nach deren zweimali­
ger Behandlung mit Ölbinder grundsätzlich 
eine Nachreinigung mit Wasser erfolgen, 
dem ein fettiösendes Reinigungsmittel 
(waschaktive Substanz) zugesetzt wurde. 

-

Da auch diese Reinigungsmittel eine nach­
teilige Beeinflussung der Umwelt bzw. der 
Gewässer darstellen, muß natürlich auf de­
ren sparsamste Verwendung bei der Fahr­
bahn-Nachreinigung geachtet werden 
(Merke: Gift ist eine Frage der Konzentra­
tion!) . Es ist klar, daß nicht durch die Besei­
tigung einer Gefahr (Rutschgefahr auf der 
Straße) u. U. eine erhebliche Gefährdung 
der Umwelt, insbesondere des Wassers, 
eintreten darf. So soll z. B. nach Möglich­
keit auch darauf geachtet werden, daß das 
bei der Fahrbahn-Nachreinigung anfallen­
de Abwasser nicht in eine reine Regenwas-

Mit Bindemittel versuchen die Einlatzkräfte, die Ölspuren auf Verkehrsflächen zu beseitigen. 
(Fotos: Hllberath (2), Feuerwehr München) 



ser-Kanalisation gelangt. Umgekehrt müs­
sen aber wohl im Rahmen der Verhältnis­
mäßigkeit geringe Beeinträchtigungen der 
Umwelt zugunsten der notwendigen Ver­
kehrssicherheit (Menschenleben in Ge­
fahr!) hingenommen werden. 

Die mit geeigneten Reinigungsmitteln an­
gesetzte Reinigungslösung muß nach dem 
Ausbringen mit viel klarem Wasser abge­
spült werden. 

Voraussetzung für eine nasse Fahrbahn­
Nachreinigung ist selbstverständlich, daß 
nicht besondere Umstände (z. B. Witterung 
- Glatteisbildung) gegen den Einsatz von 
Wasser auf der Fahrbahn insgesamt spre­
chen. Gegebenenfalls müssen über die 
Polizei oder die zuständigen Straßenbe­
hörden Verkehrsbeschränkungen veran­
laßt werden. 

Konzentration und Auswahl des 
Reinigungsmitleis 

Die Reinigungswirkung ist im allgemeinen 
voll ausreichend, wenn der Anteil des Rei­
nigungsmittels in der gebrauchsfertigen 
Reinigungslösung etwa 1 % beträgt. Diese 
Konzentration sollte deshalb nicht über­
schritten werden. Für die Fahrbahn-Nach­
reinigung scheiden damit z. B. die bei den 
Feuerwehren für den Schaumeinsatz vor­
handenen Zumischer von vornherein aus, 
da diese erst ab etwa 2 % Zu misch rate zu 
arbeiten beginnen. Zum Auftragen der Rei­
nigungslösung eignet sich bei nicht zu gro­
ßen Verkehrsflächen daher die Kübelsprit­
ze am besten. 

Zur Verwendung des Reinigungsmittels 
sollten nur gut abbau bare, waschaktive 
Substanzen (Seife, anionische Tenside) 
verwendet werden. 

Schmierseife eignet sich durchaus und ist 
im Handel auch allgemein erhältlich, jedoch 
mit Feuerwehrmitteln nur sehr einge­
schränkt verwendbar. 

Gut abbaubare, anionische Tenside enthal­
ten z. B. folgende Produkte: Hostapur SAS 
30 (Fa. Hoechst), Texapon N 25 (Fa. Hen­
kel), Elfan NS 242 oder Elfan 240 S (Fa. 
Akzo), Lutensit AS 2230 (Fa. BASF), Zete­
sol NL (Fa. Zschimmer & Schwarz), Rewo­
pol NLS 28 (Fa. Rewo). 

Da diese Mittel in der Regel nur vom Her­
steller direkt zu beziehen sind, kommen sie 
praktisch nur für Großabnehmer (Bauhöfe, 
Reinigungsfirmen usw.) oder dort in Frage, 
wo eine zentrale Beschaffung und eine 
gewisse Vorratshaltung möglich ist. 

Bei Bedarf kann auch auf handelsübliche 
Geschirrspülmittel zurückgegriffen wer­
den, wie z. B.: Pril (Fa. Henkel), Spüli (Fa. 
Procter & Gamble), Palmolive (Fa. Colgate­
Palmolive), Haka-Spülmittel (Fa. Haka­
Werke). 

Sofern z. B. von Straßenmeistereien oder 

Reinigungsfirmen Spezialreinigungsmittel 
und -geräte verwendet werden sollen, soll­
ten sie vorher besonders darauf geprüft 
werden, ob sie auch im Hinblick auf den 
Gewässerschutz für die besonderen Ein­
satzzwecke der Fahrbahn-Nachreinigung 
vertretbar sind. Als Kriterien hierfür sind 
u. a. die Abbaubarkeit nach dem Wasch mit­
leigesetz und die Fischtoxizität zu be­
trachten. 

Kaltreiniger sollen aus Gewässerschutz­
gründen für diesen Zweck nicht eingesetzt 
werden. Hochdruckreinigungspulver kom­
men ebenfalls nicht in Betracht. 

Synlhetische Schaummittel der Feuerweh­
ren sollten nur im Ausnahmefall verwendet 
werden, wenn keinerlei andere Reini­
gungsmittel zur Verfügung stehen. Sie eig­
nen sich wegen ihrer chemischen Zusam­
mensetzung (Stabilisierungszusätze), we­
gen der starken Schaumbildung und we­
gen ihrer geringeren Reinigungswirkung 
gegenüber den vorgenannten Reinigungs­
mitteln weit weniger für die Fahrbahn­
Nachreinigung. In unmittelbarer Nähe von 
Oberflächengewässern sollen sie mög­
lichst nicht, in Wasserschutzgebieten dür­
fen sie keinesfalls zur Fahrbahn-Nachreini­
gung eingesetzt werden. 

Protein-(Eiweiß-)Schaummittel haben nur 
geringe Reinigungswirkung und sind des­
halb - wie auch wegen ihrer sonstigen 
chemischen Zusammensetzung - für die 
Fahrbahn-Nachreinigung auszuschließen. 

Begrenzung der Menge der 
Reinigungslösung 

Praktische Versuche haben gezeigt, daß 
bei zweimaligem Aufsprühen von 0,25 li­
tern Wasser-Reinigungsmittel-Gemischlö­
sung (Reinigungslösung) auf 1 m' zu reini­
gende Fahrbahnoberfläche eine ausrei­
chende Wirkung erzielt werden kann. Die 
Reinigungslösung soll dabei etwa zehn Mi­
nuten auf die zu reinigende Fläche einwir­
ken. Bei starkem Gefälle undloder hohen 
Außentemperaturen muß darauf geachtet 
werden (z. B. durch mehrmaliges Nach­
sprühen), daß die Fläche nicht vorzeitig 
abtrocknet. Der Einsatz der Reinigungslö­
sung mit etwas höherem Druck (CM­
Strahlrohr mit ca. 5 bis 8 bar) erhöht noch -
mechanisch - die Wirkung. 

Bei den üblicherweise zu reinigenden 
Fahrbahnabschnitten mit 100 bis 600 m' 
Fläche werden somit nur 50 bis 300 Liter 
Reinigungslösung benötigt. 

Abschließende Verdünnung der 
Reinigungslösung 

Um nachteilige Beeinflussungen von Ge­
wässern und Kläranlagen ebenso zu ver­
meiden wie einen rutschigen Schmierfilm, 
der sich beim unkontrollierten Eintrocknen 
der Reinigungslösung auf der Fahrbahn-

oberfläche unter Umständen bilden kann, 
ist nach der Fahrbahn-Nachreinigung eine 
ausreichende Verdünnung der Reini­
gungslösung unumgänglich. Bei Verwen­
dung der üblichen Haushaltsspülmittel ist 
davon auszugehen, daß eine etwa 50- bis 
75fache Verdünnung beim Nachspülen 
ausreichend ist. 

Als Anhalt für ein ausreichendes Abspülen 
und Verdünnen kann gelten, wenn beim 
Abspritzen der Fahrbahnoberfläche keine 
nennenswerte Schaumbildung mehr fest­
zustellen ist. 

Falls die Fahrbahn-Nachreinigung mit ei­
nem Löschfahrzeug der Feuerwehr erfolgt, 
sei darauf hingewiesen, daß natürlich die 
Fahrzeuganlage (Löschwasserbehälter, 
Feuerlösch-Kreiselpumpe, Schnellan­
griffseinrichtung) nach dem Einsatz eben­
falls sorgfältigst nachgespült werden muß. 
Die notwendige Verdünnung der Reini­
gungslösung auf der zu reinigenden Fahr­
bahnoberfläche läßt sich dabei durchaus 
rationell mit der sorgfältigen Spülung der 
Fahrzeuganlage verbinden. 

Zusammenfassung 

Bei der Reinigung ölverschmutzter Fahr­
bahnen sollen nur hierfür besonders geeig­
nete und geprüfte Ölbinder verwendet 
werden. 

Zur ordnungsgemäßen Wiederherstellung 
der Fahrbahngriffigkeit ist zusätzlich zu ei­
ner zweimaligen Behandlung der Fahrbahn 
mit Ölbinder eine Nachreinigung mit einer 
etwa 1 %igen Reinigungslösung (beste­
hend aus Wasser und einem der üblichen 
flüssigen Haushaltsspül- oder -reinigungs­
mittel) dringend zu empfehlen. 

Die bei der Feuerwehr üblicherweise ver­
wendeten synthetischen Schaummittel 
eignen sich für eine solche Fahrbahn­
Nachreinigung weniger, Protein-Schaum­
mittel überhaupt nicht. 

Zur Vermeidung von Umweltschäden und 
einer durch eintrocknendes Reinigungs­
mittel unter Umständen entstehenden 
Rutschgefahr ist anschließend eine sorg­
fältige Nachspülung mit etwa der 50- bis 
75fachen Wassermenge unerläßlich. 

Die Wiederfreigabe einer so gereinigten 
Verkehrsfläche soll nicht durch die Feuer­
wehr oder das THW, sondern durch die 
Polizei, die Straßenmeisterei oder sonst 
zuständige Stellen erfolgen. 

') Bekanntmachung des Bundesministers des Innern 
vom 20. 4.1982 - AGO - 523074/22 -, GMBI. 12/ 
1982, Seile 175 

~ Hierbei wird selbstverständlich davon ausgegangen, 
daß größere OlreSle, wie z. B. Öllachen, vorher be­
reits mit geeigneten Methoden aufgenommen 
wurden! 
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Pilotprojekt in Bedburg: Thema Zivil- und Katastrophenschutz 

Ein Schulbeispiel, 
das Schule machen sollte 
Erstmals wurde eine dreitägige Information für hundert Gymnasiasten durchgeführt -
Ein breites Angebot von Theorie und Praxis 

"Zivilschutz halten wir für sinnvoll. Aber 
warum haben wir nur ganz wenige Schutz­
räume?" - Schülerinnen und Schüler des 
Erftgymnasiums in Bedburg - etwa auf 
halber Strecke zwischen Köln und Mön­
chengladbach gelegen - haben sich in 
Workshops Gedanken gemacht zum 
Thema Zivil- und Katastrophenschutz. Vor 
rund vier Stunden war "ZIVilschutz" den 
meisten Schülern unbekannl. Dieses zu 
ändern und den Zusammenhang zwischen 
Zivil- und Katastrophenschutz zu vermit­
teln, waren Sinn und Zweck einer Projekt­
woche, an der sich Schüler, Lehrer, das 
Bundesamt für Zivilschutz, die Katastro­
phenschutzschule des Bundes und Hilfs­
organisationen beteiligten. 

900 Schüler insgesamt zahlt das Gymna­
sium in Bedburg ; rund hundert Jugendli­
che aus den zehnten Klassen im Alter von 
16 bis 18 Jahren nahmen an der ProJektwo­
che tei l. 

Pilotprojekt: 
Spaß und Erfahrung 

Als "Pilotprojekt " bezeichnete Volkmar 
Hintze, Fachlehrer an der Katastrophen­
schutzschule des Bundes, die Veranstal­
tung im Erftgymnasium. Von der Schullei­
tung angesprochen, beauftragte das Bun­
desamt für Zivilschutz Hintze, die Vorberei­
tungsmaßnahmen für dieses Projekt zu 
treffen und es schließlich auch durchzufüh­
ren . 

Bei allen Beteiligten zeigte sich nach den 
drei Tagen große Begeisterung. Allen hat 
die Sache Spaß gemacht, es wurde ein 
umfangreicher Einblick gegeben in Praxis 
und Theorie des Zivilschutzes, die Mäd­
chen und Jungen haben Viel gelernt. 

Zivilschutz - was ist das? 

Oberregierungsrat Jochen von Arnim vom 
Bundesamt für Zivilschutz (BZS) begrüßte 
die Schülerinnen und Schüler zu Beginn 
der Profekttage, bevor Volkmar Hintze in 
der Au la der Schule den Film "Schutz-

~AG~I_N_6_/8_5 ____ _ 

Oberregierungsrat J~ 
ehen von Arnlrn be­
grO Bt. die Schülerln­
nen und Schüler des 
Erftgymnaslums Bed­
burg zur ProJektwoche 
.. Zivil· und Katastro­
phenschutz" . 

Rund hundert Jugend­
liche aus den zehnten 
KlaSl.n des Gymna­
sium. nahmen an der 
Projektwoche tell. 

In sogenannten 
Workshops wurden 
Fr.gen zum Thema 
"Zivil- und Katastro­
phenschutz" erörtert. 
Jochen von Amlrn hilft 
bei Varltl ndnlsfragen. 



bündnis " vorführte. Fragen , die sich den 
Jugendlichen aus dem Film heraus erga­
ben, wurden in einem anschl ießenden Vor­
trag von Hintze beantwortet. 

• Habt Ihr schon einmal etwas von ziviler 
Verteidigung gehört? " Allgemeines Kopf­
schütteln. Also führte Hintze den Zusam­
menhang aus zwischen mil itärischer und 
ziviler Verteidigung, erklärte, daß zu r zivi ­
len Verteidigung neben der Aufrechterhal­
tung der Staats- und Regierungsfunktio­
nen, der Versorgung und der Unterstüt­
zung der Streitkräfte auch der Zivilschutz 
gehört. 

Und was bedeutet Zivilschutz? Hintze er­
klärte weiter: • Warndienst, Schutzbau, Ka­
tastrophenschutz, Selbstschutz, Gesund-

m. Seitenlage wird geObt. 

heitswesen, Aufenthaltsregelung und 
Schutz von Kulturgut sind die Aufgabenbe­
reiche des Zivilschutzes." "Wer weiß 
denn, was Selbstschutz ist? " - Zögernd 
hebt eine Schülerin die Hand: "BIS die 
organisierte Hilfe da ist, muß man sich 
selbst helfen und schützen." Die Schü­
lerinnen und Schüler gewinnen allmählich 
eine Vorstellung von dem Themenkom­
plex, von dem sie vorher nichts oder nur 
sehr wenig wußten. 

Hilfsorganisationen stellten 
sich den Fragen 

Über Aufgabe, Sinn und Zweck der Kata­
strophenschutzschule des Bundes in Ahr-

Linkt: Volkmar Hlntze (rechts, stehend), Fachl.h~ 
rar an der Katastrophenschutzachule des Bun­
des, stellt die Gäste der Podiumsdiskussion vor: 
(von IInka) Hoenlnghaus, TI.tz., Lehder (a118 
DRK), Y. Amlm (BZS), Drogl •• (THW) und Frau 
W ...... (DRK). 

Recht.: Ueaelott. Werres, Leiterin Frauenarbeit 
beim DRK·Krtlsverband Erftkrels, schaut sich 
mtt einigen Schülern einen Film an. 

weiler berichtete Fachlehrer Hintze im An­
schluß. Schließlich sollten die Mädchen 
und Jungen noch im weiteren Verlauf der 
Projekttage Gelegenheit haben, diese Aus­
bildungsstätte kennenzulernen . 

. Wie sinnvoll ist Zivi lschutz? " und "Stel­
lenwert und Attraktivität des Katastrophen­
schutzes " - dies waren Themensteilun­
gen, zu denen sich die nun in Gruppen 
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eingeteilten Schtilerinnen und Schüler Ge­
danken machen sollten. In sogenannten 
Workshops wurde diskutiert, erörtert und -
bei Bedarf - auch von den anwesenden 
Fachleuten erklärt. 

Anschließend trafen sich die rund hundert 
Projektteilnehmer wieder in der Aula zur 
Diskussion über Zivil- und Katastrophen­
schutz. Mittlerweile hatten sich auch Ver­
treter des BZS, der KSB, des Technischen 
Hilfswerks und des Deutschen Roten 
Kreuzes eingefunden, um sich den Fragen 
aus dem Plenum zu stellen. Neben ORR 
von Arnim (BZS) und Hintze (KSB) waren 
gekommen: Erwin Hoeninghaus vom 
DRK-Landesverband Nordrhein, Lieselotte 
Werres, Leiterin der DRK-Frauenarbeit im 
DRK-Kreisverband Erftkreis, Karl SChaidl, 
DRK-Kreisgeschäftsführer im Erftkreis, 
vom DRK-Landesverband noch die Vertre­
ter Lehder und Tietze sowie der nordrhein­
wesrtälische Landesbeauftragte des Tech­
nischen Hilfswerks, Dipl.-Ing. Drogies. 

Spürbar großes Interesse 
der Schüler 

"Wir halten Zivilschutz für gut und sinn­
voll", so lautete das erste Ergebnis aus 
einem Workshop. "Aber Schutzräume .. . 
Ist denn bei einem Atomkrieg nicht eh alles 
vorbei?" 

Eine weitere Gruppe meldete sich: 
" Warum gibt es denn nur so wenige 
Schutzräume? Das dürfte doch gar nicht 
sein. Wer sind denn die vier Prozent, die in 
den Schutzraum dürfen? Wie ist denn dort 
die Sicherheit, die Überlebenschance?" 
Weitere Fragen : "Wo kann ich erfahren, wo 
ein Schutz raum in meiner Nähe ist? Warum 
befinden sich nicht auch in den Schulen 
Schutzräume?" 

Unten link.: Eine F.hrzeuglchau de. DRK auf 
dem Schu~.länd • . 

Unten recht. : a .. onder. da. Motorrettungsbool 
"Aotkreuz 1." I"tereliierte die Schüler. 
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Auch die richtige S. 
atmung wurde .rlernt. 

Mit Bewertung_bogen 
'n den Wettbewerb: 
Hier muß ein Druck­
verband angelegt 
werden. 

Den kritischen Augen 
von Barthel Held 
(rechts) vom DRK-OV 
Bedburg entgeht kein 
Fehler bei der Seiten­
lage. 



"Was kann man denn selbst tun, um sich zu 
schützen? Kann man das BZS unterstüt­
zen? Welchen Einfluß können Parteien auf 
den Zivilschutz nehmen, und gibt es eine 
Zusammenarbeit zwischen Bundeswehr 
und Bundesamt für Zivilschutz?" Auch auf 
den Helfer im Katastrophenschutz kamen 
die Schülerinnen und Schüler zu spre­
chen: "Sind die Helfer eigentlich psycholo­
gisch geschult, daß sie nicht nur die eigene 
Familie, sondern auch andere retten? " 

Die Vertreter der Einrichtungen und Orga­
nisationen konnten in der Kürze der Zeit 
gar nicht alle Fragen ausführl ich beantwor­
ten. Aber deutlich spürbar war das Inter­
esse der Jugendlichen nach Informationen 
zum Zivil - und Katastrophenschutz. Wenn 
dieses Beispiel Schule macht, könnte die 
Diskussionszeit, die auf eine Stunde fest­
gesetzt war, sicher um eine weitere Stunde 
ausgedehnt werden. 

Katastrophenschutz zum 
Anfassen' und Mitmachen 

War der erste Tag dem theoretischen Ein­
stieg in die Thematik gewidmet, so stand 
die Praxis am zweiten Tag im Mittelpunkt 
des Geschehens. "Katastrophenschutz 
zum Anfassen und Mitmachen " lautete das 
Motto. Da wurden vom Deutschen Roten 
Kreuz Fahrzeuge präsentiert und verschie­
dene Stationen aufgebaut. 

An den Stationen ging es darum, den 
Schülerinnen und Schülern einen Einblick 
zu geben in die Erste Hilfe. Den Ausführun­
gen der DRK-Ausbilder wurde viel Auf­
merksamkeit entgegengebracht, galt es 
doch, am Nachmittag in einem Wetlbewerb 
Punkte zu sammeln, wenn Erlerntes richtig 
in die Praxis umgesetzt wurde. 

Rettungstransportwagen, Kran kentrans­
portwagen und Notarztwagen aus dem 
DRK-Kreisverband Enflkreis standen zur 
ausführlichen Begutachtung auf dem 
Schulhof. Die Attraktion für die Jugendli­
chen aber war das Motorrettungsboot 
"Rotkreuz I", das vom DRK eingesetzt wird 
im Rettungsdienst bei Wasserveranstaltun­
gen jeglicher Art , im Rahmen des Katastro­
phenschutzes, für Krankentransporte von 
Binnenschiffen aus an Land und für Kran­
kentransporte und Rettungseinsätze in 
Oberschwemmungsgebieten. 

Während in der Pausenhalle ein DRK-Infor­
mationsstand aufgebaut worden war - hier 
bestand auch die Gelegenheit, den Blut­
druck messen zu lassen -, übten die Mäd­
chen und Jungen das Anlegen eines 
Druckverbandes, die stabile Seitenlage 
oder die Beatmung. 

Ein Computer ließ auf dem Bildschirm Fra­
gen erscheinen wie z. B. "Welche Anga­
ben sollten Sie machen, wenn Sie einen 
Notfall durchgeben? " Bei richtiger Antwort 

Gruppenfoto mit Volkmar Hlntze (rechts) vor der Kataslrophenschutzschule In Ahrweiler. 

bekam der Gefragte die Bestätigung und -
fü r die Tei lnahme am Wettbewerb - wert­
volle Punkte. Zehn Sachpreise wurden 
schließlich den Gewinnern überreicht. Be­
treut wurde diese Aktion übrigens von acht 
Helfern des DRK-OV Bedburg , vier des 

EInsatzleIter Kellner vom Technischen Hltfwerk 
Informierte über die Arbeit der THW-Helfer Im 
Sudan. 

Ober den THW-Amateurlunk sprach Gerhard 
Elcherleh. 

DRK-OV Bergheim und zwei der Wasser­
wacht Brühl. Vom Jugendrotkreuz waren 
Verletztendarsteller mit ihrem Ausbilder 
Wilhelm Esse gekommen. 

Die Jugendlichen übten selbst 
beim BVS 

Von Bedburg nach Ahrweiler fuhr am näch­
sten Tag der Bus mit den Schülerinnen uncl 
Sthülern. In der Katastrophenschutz­
schule des Bundes begrüßte Volkmar 
Hintze die Gäste, die sich neugierig umsa­
hen: ein Stadtmodell im Lehrsaal, eine 
taktische Uhr, Kartenmaterial ... Diese Er­
wachsenenbildungsstätte sah doch etwas 
anders aus als das Enflgymnasium. 

Nachdem sich alle in das Gästebuch der 
Schule eingetragen hatten, ging es zur 
Trümmerstraße auf dem 20 Hektar großen 
Schulgelände. Hier demonstrierte Ausbil­
der Schmitter vom BVS den Jugendlichen 
Selbstschutzmaßnahmen. "Ihr habt viel­
leicht Bilder von der furchtbaren Brandka­
tastrophe im englischen Fußballstadion ge­
sehen. Ja, was macht man denn, wenn die 
Kleidung eines Menschen brennt? " "Auf 
den Boden wälzen" - so lautete eine 
Antwort. "Wenn Ihr eine Decke oder ein 
großes Kleidungsstück habt. geht es noch 
besser", erläuterte Schmitter. Er ließ die 
Jacke der Brandpuppe anzünden und 
führte vor, was man beim BVS im Selbst­
schutz-Grundlehrgang lernt. Die Schüle­
rinnen und Schüler probierten zunächst 
zögernd, die brennende Kleidung der 
Brandpuppe mit einer Decke abzulöschen, 
doch bald schon ging es ganz routin iert. 

Wie ein EntstehungSbrand mit einem Feu­
erlöscher bekämpft werden kann , konnten 
sich die jugendlichen Gäste anschließend 
ansehen , sich in die Handhabung des Feu­
erlöschers und in die Technik des Lö­
sehens einweisen lassen. 
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Die brennende Klei­
dung löschten die 
Jugendlichen an der 
Brandpuppe ab. 

Aus dem BYS-Selbst­
schutz.(Jrundlehr­
gang: Das löschen 
von Entstehungs­
bränden. 

Das THW demonstrier­
te, wie Personen In 
Rettungsgurten aus 
oberen Stockwerken 
geholt werden können. 

Auch die Fahrzeuge 
des THW wurden den 
Schülerinnen und 
Schülern vorgestellt. 

(Fotos: Boeken) 

Bergungsmaßnahmen 
des THW 

Auch über die vielfältigen Aufgaben des 
Technischen Hilfswerks konnten sich die 
Bedburger Gymnasiasten während ihres 
Besuches an der Katastrophenschutz­
schule informieren. Der THW-Einsatzleiter 
im Sudan, Kellner, vom THW-LV Nord­
rhe in-Westfalen in Düsseldorf, hielt einen 
beeindruckenden lichtbildervortrag über 
den Aufbau von Trinkwasseraufberei­
tungsanlagen für Flüchtlingslager durch 
THW-Helfer im Sudan. 

Wie die THW-Funkamateure arbeiten, de­
monstrierte anschließend der THW-Ge­
schäftsführer aus Aachen, Gerhard Esche­
risch, den jungen Leuten. Mit dem Rufna­
men "DL0THW" konnte Escherich Kon­
takt aufnehmen zu den THW-Helfern, die 
zur Zeit noch im Sudan arbeiten. 

Nicht nur reges Interesse, sondern auch 
viel Spaß hatten die Schülerinnen und 
Schüler bei den Vorführungen von Ber­
gungsmaßnahmen durch Helfer des THW. 
Parallel dazu wurden ein Gerätekraftwagen 
und ein Mannschaftswagen des T echni­
schen Hilfswerks vorgeführt. 

Mit Steck leiter und Tragen den Weg aus 
dem oberen Fenster eines zweistöckigen 
Hauses zu finden, das war gar nicht so 
einfach. Die THW-Helfer führten die Tech­
nik vor, und anschließend durften Schüle­
rinnen und Schüler" Verletzte" spielen und 
sich von den erfahrenen Helfern" aus Hö­
hen" bergen lassen. Daß natürlich auch die 
beiden begleitenden Lehrer, Krohn und 
Nieth, ins Bergetuch mußten, war klar. 

Das Projekt 
sollte Schule machen 

Mit vielfältigen Eindrücken fuhren die jun­
gen Gäste zurück nach Bedburg. Sie ha­
ben vieles gehört und gesehen, erste Er­
fahrungen gemacht und auch Anregungen 
erhalten. Das Thema Zivil- und Katastro­
phenschutz hat sich in zahlreichen Facet­
ten dargestellt. Ansatzpunkte, die später 
erweitert werden können - ob im Unter­
richt oder in der persönlichen Auseinan­
dersetzung. 

Nicht nur die Jugendlichen haben von den 
Projekttagen profitiert - denn heute wis­
sen sie, was Zivilschutz bedeutet. Auch 
das Bundesamt für Zivilschutz und die Or­
ganisationen haben mit dieser Veranstal­
tung werbewirksam Informationsarbeit be­
trieben und nicht zuletzt auch Verständnis 
für den Zivil- und Katastrophenschutz er­
langt. 

Ein Projekt, das sicher auch in anderen 
Schulen Schule machen sollte. 

boe 



Die Antworten fallen knapp aus ; für sie gibt 
es nicht vie l zu sagen . Sie wol len kein 
Aufsehen erregen um ihre Sache, die für 
sie eine Selbstverständlichkeit ist. Die 
Rede ist von den Rettungsmännern , die 
ihren "Dienst unter der Flagge der 
Menschlichkeit" in der Deutschen Gesell­
schaft zur Rettung Schiffbrüchiger 
(DGzRS) leisten. Bescheiden winken sie 
ab, wenn ihnen und ihrer Arbeit das Inter­
esse gilt. Für die Rettungsmänner ist der 
meist ehrenamtl iche Einsatz auf See eine 
Pfl icht ohne Wenn und Aber: "Einer muß ja 
schließlich rausfahren und helfen " - so 
Arno Rosenboom, einer der 250 Freiwilli ­
gen der DGzRS in Horumersiei. 

Die Gesellschaft ist in der Bundesrepublik 
zuständig für den gesamten Such- und 
Rettungsdienst (SAR, Search and Rescue) 
im Seenotfali. In diesem Jahr kann sie auf 
ihr 120jähriges Bestehen zurückblicken. 
Das "Zivilschutz-Magazin" hat die Haupt­
verwaltung der Deutschen Gesellschaft zur 
Rettung Schiffbrüchiger in Bremen be­
sucht und mit ihren freiwilligen Helfern 
gesprochen. 

Die Struktur der DGzRS 

Die Deutsche Gesellschaft zur Rettung 
Schiffbrüchiger ist eine privatrechtl iehe 
Vereinigung, ein eingetragener Verein, mit 
einem ehrenamtl ichen Gesellschaftsaus­
schuß, der den Vorstand wählt: einen Vor­
sitzer und einen Stellvertreter - beide sind 
ebenfalls ehrenamtl ich tätig . 

Auf regionaler Ebene hat die DGzRS Be­
zirksvereine oder Ortsvertretungen, insge­
samt sind im gesamten Bundesgebiet ein­
schließlich Berlin acht Geschäftsstellen mit 
festen Zuständigkeits bereichen. 

Der Hauptverwaltung in Bremen angeglie­
dert ist die Reparaturwerft, in der die 

PI 

120jähriges Bestehen der Deutschen Gesellschaft 
zur Rettung Schiffbrüchiger 

Dienst 
lrier der 
der Menschlict'.keit 

130 festangestellte und 250 freiwillige Rettungsmänner 
sind rund um die Uhr einsatzbereit , 

Schiffe der DGzRS ausgebessert oder 
überholt werden. Eigenes erfahrenes Per­
sonal garantiert der DGzRS eine optimale 
Wartung der Fahrzeuge für ihre harten Ein­
sätze. Die Flotte der DGzRS besteht aus 37 
Booten, stationiert an 34 Orten zwischen 
Borkum, Helgoland und Travemünde. 

I~ der Seenotleitung Bremen der DGzRS -
die internationale Bezeichnung heißt" Res­
cue Coordination Centre, RCC Bremen " -
laufen alle Fäden zusammen: Rund um die 
Uhr ist die Seenotleitung von erfahrenen 
Nautikern besetzt, die sämtliche Rettungs­
maßnahmen - auch anderer Organisatio­
nen und der Handelsschiffahrt - zentral 
leiten und koordinieren. 

Insgesamt stehen rund 130 festangestel lte 
Kräfte und 250 freiwill ige Mitarbeiter im 
Dienst der DGzRS. Dazu die Organisation : 
"Obwohl das Gesicht unserer Gesellschaft 

_ weitgehend durch ehrenamtliche Mitarbeit 

geprägt ist, kommen wir nicht ganz ohne 
Bürobetrieb mit bezahlten Angestellten 
aus. Wir sind allerdings sorgsam darauf 
bedacht, keinen aufgeblähten Verwal­
tungsapparat entstehen zu lassen, denn 
wir wollen ja die Schiffbrüchigen nicht am 
Schreibtisch, sondern auf See retten ... " 

Im offenen Ruderboot auf tosender See 

Es war im November 1854. als vor Spie­
keroog im schweren Herbststurm das Aus­
wandererschiff "Johanne" strandete. Ob­
wohl die Insulaner auf Spiekeroog den 
Schiffbruch beobachtet hatten, wußten sie 
.keine Hilfe. 84 Menschen ertranken. 

Wenige Jahre später, nämlich im Septem­
ber 1860, lief die Brigg "All iance " auf das 
gefürchtete Borkum-Riff und sank. Schreie 
und verzweifeltes Winken wurden zwar 
auch auf Borkum von Fischern gehört und 
gesehen, " doch untätig schauten sie dem 
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Das Haus an der Ward.fllraRe 2 in Bremen: Hier 
Ist die HauptverwaHung der Deutschen Gesell­
schaft zur Rettung Schiffbruchlger . 

gräßlichen Schauspiel ZU" - so berichtete 
die Weserzeitung am 30. September 1860. 
Von der Besatzung der "Alliance" blieb 
keiner am Leben. 

Der Untergang der "Alliance" mit seinen 
schrecklichen Folgen motivierte die drei 
Männer Adolph Bermpohl, Georg Breusing 
und Arwed Emminghaus, ein großes und 
einheitliches deutsches Rettungswerk auf­
zubauen. Am 29. Mai 1865 wurde schließ­
lich in Kiel die Deutsche Gesellschaft zur 
Rettung Schiffbrüchiger gegründet. 

Mit offenen Ruderbooten gegen den Wind 
auf tosender See, um mit einfachen Rake­
tenapparaten und Hosenbojen Menschen 
zu bergen: Die Hilfs- und Einsatzm ttel der 
Rettungsmänner der ersten Stunden zeu­
gen heute von der unbeschreiblichen Härte 
ihrer Arbeit. Von Pferden wurden die offe­
nen Ruderboote durch den tiefen Sand an 
Wasser gezogen, mutige Männer nahmen 
alsbald den Kampf gegen Unwetter auf. 
Manches Opfer, das die See forderte, hält 
die Chronik der DGzRS fest. 

"Einer muß ja schließlich rausfahren" 

Hinter Wilhelmshaven, Autobahnabfahrt 
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Schillig. Das Land ist flach, der Wind kühl, 
Seeluft. Die Ortsnamen klingen friesisch: 
Hooksiel, Horumersiel . . . Rote Backstein­
häuser, in vielen Fenstern deutliche Zei­
chen der Seenähe: Alte Rettungsringe 
schmücken die Auslagen, Fisch wird über­
all angeboten. Rechts eine kleine Seiten­
straße, gleich das erste Haus: Hier wohnt 
Rolf Zeh, Klempnermeister und ehrenamt­
licher Vormann bei der DGzRS in Horumer­
siel. 

Der Begriff Vormann stammt noch aus der 
Zeit des Ruderrettungsbootes, in dem der 

Einsatz: Die "Fritz 
Bahrens" wurde zu 
Hilf. gerufen, weil ein 
kleines Segelboot In 
Brand geraten war. 

Tochterbaot "Ann." 
kann nahe an das Se­
gelboot heranfahren 
und die Segler aufneh­
men. 

Links: Ober Schlenen­
rollen kann das Toch­
terboot aus dem Heck 
dea Mutterachlffes 
gleiten. 

Vormann "vorsaß", den Tak1 des Ruderns 
angab und Befehle erteilte: Bei der DGzRS 
heißen die Kapitäne heute auch noch Vor­
männer. 

Rolf Zeh hat "seine Männer" eingeladen: 
Günter Ihnken, der zweite Vormann, Man­
fred Popken und Arno Rosenboom. Der 
fünfte im Bunde, Ludwig Arians, fehlt noch. 
Sie alle gehören zur freiwilligen Besatzung 
des Sieben-Meter-Bootes "Max Carsten­
sen", das im Hafen von Horumersiel statio­
niert ist. Horumersiellst eine der insgesamt 
34 Stationen der DGzRS-Rettungsfiotte. 



Rolf Zeh schildert seinen Weg zur DGzRS: 
Im Gesangsverein habe er den damaligen 
Vormann kennengelernt. Irgendwann sei 
dann einmal der Motormann ausgefallen 
und er, Zeh, habe als Klempnermeister 
dann rund 17 Jahre den Posten des Motor­
mannes übernommen. Und heute sei er 
fast genau zehn Jahre Vormann. 

Bei Fragen nach seiner persönlichen Moti­
vation für seine freiwillige und zeitaufwen­
dige Arbeit bei der DGzRS schaut Rolf Zeh 
hoch und hebt die Schultern. Da scheint es 
keine Antwort zu geben. Aber Arno Rosen­
boom unterbricht das Schweigen und 
bringt die Antwort auf einen knappen, aber 
klaren Nenner: "Einer muß ja schließlich 
rausfahren und helfen." 

Und das auch bei Windstärke 7 oder 8? 
"Angst haben wir nie gekannt. Uns geht 
keine See zu hoch" - so die Antwort. 

"Mensch sein heißt: Verantwortung 
fühlen" 

Neben ihrem Engagement müssen die eh­
renamtlichen Helfer auch technische und 
seemännische Kenntnisse mitbringen. 

Die hauptamtlichen Kräfte auf den großen 
Seenotkreuzern müssen darüber hinaus 
eine entsprechende Ausbildung vorwei­
sen. So kommen diese auch meist aus der 

beim Anblick einer Not auch dann, wenn 
man selber spürbar keine Mitschuld an ihr 
hat - stolz sein auf den Erfolg der Kamera­
den und persönlich seinen Stein beitragen 
im Bewußtsein, mitzuwirken am Bau der 
Welt." 

Wenn Mitmenschen auf See in Not gera­
ten, entspricht es dem selbst gestellten 
Auftrag der DGzRS, ihnen unverzüglich zu 
helfen. Die Hilfsmittel, die heute für die 
Erfüllung dieses Auftrags zur Verfügung 
stehen, sind nicht mehr vergleichbar mit 
denen der ersten Stunde. Moderne See-

Au. der Weser können 
dl, Boote der OGzAS 
IOfort In die Repara­
turwerft gezogen war­
den. 

Schiffahrt, der Berufsschifferei und -fische- Blick In die Werft. 

rei. Kaum einer von ihnen ist unter 35 
Jahren, denn ein Ausbildungsbetrieb ist die 
DGzRS nicht. Die hauptamtlichen Kräfte 
haben eine einjährige Probezeit zu absol-
vieren, in der sie sich sowohl fachlich als 
auch menschlich an Bord im Team qualifi-
zieren müssen. Denn sie werden später im 
Team jeweils 14 Tage an Bord bleiben und 
14 Tage ihren Freitörn haben. 

Die DGzRS - und damit alle Mitarbeiter -
hat ein Wort des französischen Schriftstel­
lers Antoine de Saint-Exupery als Leitmotiv 
über ihre Arbeit gestellt: "Mensch sein 
heißt: Verantwortung fühlen, sich schämen 

Eine Schulklasse zu Besuch bei der DGzRS In 
Bremen: Stolz halten die Kinder die gerade er­
standenen Aufklebet hoch. 

Zahn erfahrene Män­
ner warten und repa­
rieren In der Werft die 
Schiffe. 

notkreuzer und Ergebnisse neuzeitlicher 
Technik erleichtern die harte Arbeit. Doch 
der Mensch, der Retlungsmann, bleibt 
letztendlich unersetzbar. 

37 Schiffe auf 34 Stationen 

Auf 34 Stationen - 20 an der Nordsee und 
14 an der Ostsee - liegen insgesamt 37 
Schiffe der DGzRS. Vom 44,20 Meter lan­
gen Seenotkreuzer mit Bordhospital und 
Löschmonitoren, Geschwindigkeit: 30 
Knoten, bis zum sieben Meter langen Ret­
tungsboot mit zehn Knoten ist die Ret-

ZS·MAGAZIN 6/85 19 



tungsflotte der DGzRS rund um die Uhr 
sofort einsatzbereit. Die Seenotkreuzer 
sind mit jeweils sechs, acht odEl< zwölf 
festangestellten Männern ständig besetzt, 
von denen jeweils die Hälfte ständig an 
Bord ist. Die Seenotrettungsboote werden 
von Freiwilligen gefahren und gewartet. 

Alle Seenotkreuzer der DGzRS haben im 
Heck ein sogenanntes Tochterboot, das 
über eine Rollenbahn ausgelassen, zu den 
Einsatzorten fahren und später wieder vom 
Mutterschiff aufgenommen werden kann. 
Durch den geringen Tiefgang der Tochter­
boote ist es möglich, auch extrem flache 
Gewässer zu durchfahren. Eine holländi­
sche Zeitung schrieb einmal über die Toch­
terboote : •... Sie schlüpfen wie ein Kän­
guruh aus dem Beutel des Muttertieres. " 

Oberstes Prinzip: Freiwilligkeit 

Personal , Schiffe, Einsatzmittel und auch 
Verwaltung kosten Geld. Die Deutsche Ge­
sellschaft zur Rettung Schiffbrüchiger steht 
zu ihrem Prinzip der Freiwilligkeit In jeder 
Konsequenz. Auch bei den Finanzen. Zu­
schüsse von staatlicher Seite gibt es nicht. 
Durch Mitgliedsbeiträge - insgesamt zählt 
die Gesellschaft 187000 Mitglieder -, 
Spenden, Listensammlungen, Gemeinde­
beiträge, Beiträge aus der Schiffahrt (frei­
willige Zuwendungen der Reedereien) und 
Zuwendungen von Bußgeldern finanziert 
sich die DGzRS. 

Die Höhe der Spendenaufkommen ist re­
gional unterschiedlich . In den nördlichen 
Regionen liegt das Pro-Kopf-Spendenauf­
kommen statistisch gesehen höher als in 
den südlichen Gebieten. So betragen die 
Summen zwischen 1,41 DM (Weser/Emsl 
Hamburg) und 6,7 Pfennig (Süddeutsch­
land) .• Das mag zum einen am Bekannt­
heitsgrad der Gesellschaft liegen, zum an­
deren sind Küstenbewohner den Proble­
men des Seenotrettungsdienstes aufge­
schlossener gegenüber " - so Andreas 
Lubkowitz, zuständig für Pressearbeit der 
DGzRS in Bremen. 

Vom Gesamtetat (15,5 Millionen Mark) des 
vergangenen Jahres stammen übrigens 
zwölf Prozent aus den insgesamt 25000 
.stationierten Booten der 32-cm-Klasse". 
Diese Boote sind besonders an den Küsten 
sehr bekannt und dort nahezu in jeder 
Gastwirtschaft oder jedem Laden anzutref­
fen: Gemeint ist die Sammelbüchse in 
Form eines Schiffes, in die fast schon obli­
gatorisch das Trinkgeld oder das Rest­
wechselgeld der Kundschaft hineInwan­
dert. 

Wie gering der Verwaltungsaufwand gehal­
ten wird, zeigt die Übersicht im Jahrbuch 
der DGzRS: 89 Prozent der Beitrags- und 
Spendeneinnahmen wurden verwendet für 
Rettungsflotte, Seenotwachen, Funkstel­
len, Seenotbeobachter, Rettungsstatio­
nen, Reparaturwerkstatt, Inspektion, See-
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In der Seenotleltung 
ACe Bremen. 

Jede POlltlonlverän­
derung der Schiffe, 
Uhrzeit und Auftrag 
werden festg_hallen . 

Eberh.rd Ortmann 
(links) Ist Leiter der 
Seenotleltung Bremen. 
Recht. Mitarbeiter 
Wolfgang Wendt. 
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notleitung Bremen und Bootserneue­
rungsrücklage. Nur sieben Prozent wurden 
für die Verwaltung und vier Prozent für die 
Öffentlichkeitsarbeit gebraucht. 

Informationen über die DGzRS 

Direkt gegenüber der Hochschule für Nau­
tik liegt an der Werderstraße 2 in Bremen 
das Gebäude der Deutschen Gesellscha~ 
zur Rettung Schiffbrüchiger. Schon von 
weitem sind Schriftzug und Emblem des 
Vereins am Haus zu erkennen. 

In dem verwinkelten Gebäude befinden 
sich die eigene Reparaturwerft, die See­
notleitung Bremen (RCC), ein Museums­
schiff, ein Kino und die Verwaltung der 
DGzRS. Hier wird Öffentlichkeitsarbeit 
"vor Ort" betrieben: Schulklassen, Mari­
nekameradscha~en und viele andere Be­
suchergruppen werden informiert über die 
Arbeit der DGzRS. Filmmaterial, Faltblätter 
und Broschüren stehen zu diesem Zwecke 
zur Verfügung. Im Museumsschiff kann das 
Innenleben eines ehemaligen Seenotkreu­
zers betrachtet werden. In der Reparatur-

Links: Drei Freiwillige 
von der Besatzung der 
"Max Cer.tens.n": 
GOnter Ihnken, Man­
fred Popken und Arno 
Aosenboom. 

werft werden bis auf die drei größten Kreu­
zer sämtliche Schiffe der DGzRS gewartet 
und ausgebessert. Rund zehn Fachleute 
arbeiten in der Werft. 

Doch das "Herz" des Hauses an der Wer­
derstraße ist die Seenotleitstelle Bremen, 
das "Rescue Coordination Centre" (RCC), 
in dem sämtliche Fäden der Seenotrettung 
vor und an deutschen Küsten zusammen­
laufen. 

RCC: Hier laufen alle Fäden zusammen 

In der Seenotleitung, die Tag und Nacht mit 
erfahrenen Wachleitern besetzt ist, werden 
alle Seenotfälle innerhalb der zuständigen 
Gebiete der Nord- und Ostsee zentral 
koordiniert. Das bedeutet, daß alle SAR­
(Such- und Rettungs-)Maßnahmen bei ei­
nem Seenotfall von der Seenotleitung Bre­
men eingeleitet und bis zum Abschluß 
durchgeführt werden. Ihre qualifizierte Zu­
satzausbildung für die verantwortungsvolle 
Arbeit erhalten die Wachleiter - erfahrene 
Nautiker und Funker - bei der englischen 

Coast Guard, bei der amerikanischen 
Coast Guard sowie in Computerkursen. 

Eberhard Ortmann ist der Leiter der See­
notleitung Bremen. Er weiß aus Erfahrung, 
daß mit dem warmen Wetter auch die Zahl 
der Alarmierungen zunimmt. "Da sind 
dann viele Yachten unterwegs, auch die 
Surfer kommen in Massen." 

Die grenzüberschreitende Arbeit habe, so 
Ortmann, für RCC Bremen zugenommen. 
"Mit Dänemark, England, den Niederlan­
den und der DDR klappt die Zusammenar­
beit wirklich sehr gut", betont der Leiter. 
"Es gibt kein Kompetenzgerangel; wer zu­
erst die Meldung bekommt, geht auch als 
erster raus.' So steht z. B. RCC Bremen 
mit RCC Rostock in der DDR in direkter 
Verbindung - fernmündlich und fern­
schri~lich. Ortmann schildert den Fall eines 
bundesdeutschen Fischkutters, der bei 
RCC Bremen um Hilfe bat, als er mit einem 
Maschinenschaden liegengeblieben und in 
DDR-Hoheitsgebiet geraten war. "Da 
gab's gar keine Probleme für uns" - so 
Ortmann. 

Die DGzRS leistet weltweite Hilfe der deut­
schen Flotte auch durch Unterstützung der 
jeweiligen örtlichen RCC: "Wir besorgen 
dann Informationen, die die vermißten oder 
verunfallten Schiffe betreffen. So ermitteln 
wir z. B. auch gefährliche Ladungen bei 
Frachtern, um das Löschverhalten festle­
gen zu können." 

DGzRS erfüllt Voraussetzung für die 
"Harn burg· Konvention" 

Rescue Coordination Centres gibt es welt­
weit an allen Küsten. Dies entspricht dem 
" Internationalen Übereinkommen von 
1979 über den Such- und Rettungsdienst 
auf See" , dem Dänemark im vergangenen 
Jahr als 15. Staat beigetreten ist. Dieses 
Übereinkommen, auch als "Hamburg­
Konvention" bekannt, wird offiziell am 
22.6. 1985 in Kra~ treten. Es beinhaltet die 
Verpflichtung, weltweit an allen Küsten 
Seenotrettungsdienste vorzuhalten und 
nach einheitlichen Regeln im Seenotfall zu 
verfahren. Ziel ist, in allen Seegebieten 
Hilfe für Schiffbrüchige zu gewähren und 
die Verantwortung zur SAR-Koordinierung 
für ein bestimmtes Seegebiet zu überneh­
men. Die dafür erforderliche Vorausset­
zung einer SAR-Organisation und der Ein­
richtung von Seenotleitstellen ist in der 
Bundesrepublik von der DGzRS erfüllt. 
Nach einer Vereinbarung mit dem Bundes­
minister für Verkehr ist die DGzRS am 
11. 3. 1982 beau~ragt worden, den Such­
und Rettungsdienst auf See durchzu­
führen. 

Zusammenarbeit wird großgeschrieben 

Um diese Aufgabe zu erfüllen, wird die 
Gesellscha~ unterstützt durch Luftfahr-
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zeuge des militärischen Such- und Ret­
tungsdienstes gemäß einer Vereinbarung 
zwischen DGzRS und den Bundesministe­
rien für Verkehr und Verteidigung vom 
19. 4. 1979. 

Die Zusammenarbeit mit anderen Behör­
den und Organisationen wird großge­
schrieben bei der DGzRS. So besteht en­
ger Kontakt zu den Küstenfunkstellen der 
Deutschen Bundespost, die u. a. im See­
notfall die Nachrichtenverbindungen zwi­
schen Havarist und Seenotleitung garan­
tieren. Dem Deutschen Wetterdienst ermit­
telt die DGzRS Daten wie z. B. Wolkenhöhe 
und -bildung, Temperaturen, Seegang, 
Nebel oder besondere Erscheinungen. 

Ebenfalls enge Zusammenarbeit besteht 
zwischen der DGzRS und den Kranken­
häusern Cuxhaven und Bremen. "Unsere 
Rettungsmänner sind dort ständiger Gast, 
um sich weiterzubilden ", erklärt Andreas 
Lubkowitz. "Die Männer werden in den 
Krankenhäusern ausgebildet in Erster 
Hilfe, Sofortmaßnahmen und auch noch 
darüber hinaus. Wir nehmen zwar keinen 
Titel in Anspruch, aber die Fähigkeiten der 
Männer entspricht denen des Rettungssa­
nitäters. " 

Auf den Seenotkreuzern der DGzRS befin­
det sich auch ein Bordhospital für bis zu 
sechs Personen mit einem Kleinen Opera­
tionsraum. Mit Hilfe einer Telemetrie-An­
lage an Bord können EKG über Funk zum 
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SAR-Bereich Bremen 
(Search and Reseue Region [SRRI Bremen) 

Stadtkrankenhaus Cuxhaven gesendet 
und sofort durch den diensthabenden An­
ästhesisten beurteilt werden . 

Gibt es Berührungspunkte mit den Hilfsor­
ganisationen? "Die jeweiligen Hilfsorgani­
sationen übernehmen den Verletzten an 
Land . Ansonsten gibt es wenige Berüh­
rungspunkte nur" - so Lubkowitz. 

Eine Ausbildung in Brandbekämpfung be­
kommen die Rettungsmänner bei der Be­
rufsfeuerwehr, denn schließlich befinden 
sich z. B. auf der "Wilhelm Kaisen ", dem 
44,20 Meter langen Seenotkreuzer mit 
Seeposition Deutsche Bucht, zwei Lösch­
monitore, die bedient werden müssen. 
26000 Liter Löschmittel pro Minute können 
hinausgeschleudert werden : 20000 Liter 
über einen Monitor auf dem Vorschiff und 
6000 Liter aus dem auch für den Schaum­
einsatz gedachten Monitor im Mast. 

Rohrzange und Hammer bleiben liegen 

Ein Seenotfall. 

Die Meldung geht entweder vom Havari­
sten selbst an die Seenotleitung Bremen 
(RCC), oder sie kommt von der internatio­
nalen Schiffahrt, aus der Bevölkerung, von 
Behördenfahrzeugen, Küstenfunkstellen, 
zivilen oder militärischen Luftfahrzeugen. 
In der Seenotleitung wird schnell gearbei­
tet. Welches Schiff der DGzRS hat die dem 
Havaristen nächste Position? Einsätze 
werden koordiniert. 

• 

Das Telefon läutet bei Roll Zeh in Horumer­
siel. Einsatz! Der Klempnermeister läßt 
Rohrzange und Hammer liegen; auch die 
anderen Helfer werden angerufen und las­
sen ihre Arbeit ruhen. In Windeseile geht 
es zum Boot, zur" Max Carstensen" . Dort 
heißt es dann im Fachjargon: "Legt alles 
auf den Tisch!" Das bedeutet" Hebel her­
unterdrücken, volle Kra~ voraus" . 

Buchhändler, Ärzte, Zollbeamte, Polizi­
sten, Fischer - aus allen Berufskreisen 
stammen die Ehrenamtlichen der DGzRS, 
die alle der humanitäre Gedanke verbindet. 

Günter Ihnken, zweiter Vormann auf der 
"Max Carstensen ", erinnert sich: " Das war 
Ostersamstag. Da bekamen wir von der 
Seenotleitung einen Anruf, daß ein Passa­
gierschiff mit 140 Menschen an Bord auf­
gelaufen war. Zum Teil haben wir die Pas­
sagiere mit dem Schlauchboot an Land 
gebracht. Anschließend, nachdem das 
Schiff auch noch einen Stromausfall hatte, 
haben wir es in den Hafen geschleppt. 
Gegen Mitternacht waren wir wieder zu 
Hause." Die Frauen der freiwilligen Ret­
tungsmänner wollten sich eigentlich mit 
den Familien das Osterfeuer ansehen. 
"Durch so einen Einsatz wird dann die 
Laune auch nicht besser", schmunzelt Ihn­
ken, "aber unsere Frauen begreifen, daß 
wir rausmüssen. " Am darauffolgenden 
Ostermontag kam der nächste Einsatz : 
Zwei Surfer kamen nicht mehr an Land, 
denn ein Mastfuß war gebrochen. 
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Rolf Zeh erzählt, wie er mit seiner Frau zu 
einer Familienfeier gegangen war. "Plötz­
lich kam meine Tochter und sagte, Bremen 
sei am Telefon . Da wußte ich sofort Be­
scheid, daß wieder mal ein Einsatz an­
stand. " Was war geschehen? Eine Yacht 
war gestrandet und kam nicht mehr los. 

Lange Zeit war Zeh mit seinen Männern 
draußen. "Die Familienfeier war für mich 
gelaufen." Aber Rolf Zeh setzt wie die 
anderen Männer der DGzRS Prioritäten : 
Hilfe, wenn Not am Mann ist, ist selbstver­
ständlich. "Ich mach' das ja aus Überzeu­
gung" - so Zeh. 

Vier neue Schiffe zum Jubiläum 

Seit 120 Jahren gibt es Männer, die in 
traditioneller Verpflichtung beherzt und un­
ter Einsatz ihres Lebens Dienst tun für den 
in Not geratenen Mitmenschen. 

Am 29. Mai war der Geburtstag der 
DGzRS. Eine große Feier hat es nicht ge­
geben, denn "dafür sind die uns anvertrau­
ten Zuwendungen sicher nicht gedacht" -
so Vorsitzer Ernst Meier-Hedde. Aber 
rechtzeitig zum Jubiläumsjahr wurden vier 
neue Seenotkreuzer in Dienst gestellt, die 
vier alte Boote ersetzen. Die neuen See­
notkreuzer - je zwei 27 Meter und 23 
Meter lange Boote - sind ausgestattet mit 

Bei der T.ute der 
.. Ber1ln": Bund •• prili­
dent Or. Rlchard von 
Welzsicker mit den 
belden Taufpaten aus 
SerUn (Im Vorder­
grund). Rechts neben 
von Welzslcker der 
Vorsitzer des DGzRS, 
Meler· Hedde. 

(Foto.: Boeken (11). 
DGzRS, LOrssen) 

modernen Rettungs- und Kommunika­
tionsmitteln. 

Die Seenotkreuzer der 27-Meter-Klasse 
haben je drei Dieselmotoren und bringen 
eine Geschwindigkeit von rund 24 Knoten. 
Das jeweilige Tochterboot ist ca. 15 Knoten 
schnell. Ebenfalls vorhanden ist eine Feu­
erlöschanlage mit einer Leistung von 
34000 Liter Wasser pro Minute. Die medi­
zinischen Erstversorgungseinrichtungen 
wurden verbessert. 

Die Schiffe der 23-Meter-Klasse werden 
Nachbauten des 1980 in Dienst gestellten 
Seenotkreuzers " Eiswette" sein. Die Ko­
sten für die vier neuen Seenqtkreuzer be­
tragen insgesamt rund 22 Millionen Mark. 

In Anwesenheit des Schirmherrn, Bundes­
präsident Dr. Richard von Weizsäcker, 
wurde zum 120. Geburtstag der DGzRS 
einer der modernsten Seenot kreuzer auf 
den Namen "Berlin ' getauft. Das Tochter­
boot des Kreuzers heiBt "Steppke". Mit 
der Namensgebung für Seenotkreuzer und 
Tochterboot möchte die Gesellschaft ihren 
Dank und ihre Verbundenheit mit ihren 
Berliner Mitgliedern, Spendern und Förde­
rern ausdrücken. Vorsitzer Ernst Meier­
Hedde dankte in diesem Zusammenhang 
dem anwesenden Regierenden Bürger­
meister Berl ins, Eberhard Diepgen, "für 
das Interesse an unserer Arbeit" und bat 
ihn, dem Seenotrettungswerk das" Wohl­
wollen zu erhalten" . boe 
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Karl-Heinz Börner, stellv, Amtsleiter des Amts fü r Zivilschutz der Stadt 
Stuttgart 

Erfolgreiche Übung des Stuttgarter Schutzraumbetriebsdienstes 

Wertvolle Erfahftlngen 
gewonnen 

Helfer des Schutzraumbetriebsdienstes zeigten in der nächtlichen Übung 
einen guten Ausbildungsstand 

Der Bahnsteig 2 mit dem bereit. abgestellten Langzug. Im Bedarfsfalle können 10r den langzeItaufent­
halt auf den Bahnsteigen 1 und 2 3600 Siu..fl.legekombinatlonen aufgebaut werden, während 900 
Schutzsuchende In den belde" Langzügen auf Gleis 1 und 2 Unterkunft finden. 

... 
== --
-

Bel der Einweisung In die Obungalage und die Aufträge an die Gruppe $tadtmlHe (von links): 
Amtsleiter Maler, stellv. Amtsleiter Börner, GruppenlOhrer MOlIer. 
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In der Stuttgarter Mehrzweckanlage "S­
Bahn-Haltestelle Stadtmitte" führte das 
Amt für Zivilschutz im April eine Betriebs­
übung durch, bei der die Gruppe Stadtmitte 
des Schutzraumbetriebsdienstes einge­
setzt war. Ein Ertahrungsbericht dieser 
Nachtübung liegt nun vor und soll auszugs­
weise im folgenden veröffentl icht werden . 

Die Gruppe Stadtmitte weist gemäß STAN­
Entwurt der Landeshauptstadt Stuttgart fol ­
gende Stärke auf : ein Gruppenführer und 
15 Helfer. Acht Helfer sind im technischen 
Bereich und acht Helfer in der Betreuung 
der Schutzsuchenden eingesetzt. 

Die "S-Bahn-Haltestelle Stadtmitte " bietet 
auf dem Bahnsteigbereich, der durch zwei 
Langzüge der S-Bahn ergänzt wird , 4500 
Schutzsuchenden Platz. Die Ver- und Ent­
sorgungseinrichtungen wie Küchen, Erste­
Hilfe-Räume, Krankenräume , Toiletten, La­
gerräume, Wasserversorgung, Lüftungs­
zentralen, Netzersatzzentralen und die 
Notbrunnen sind in mehreren Geschossen 
unter den Treppenabgängen zu den Bahn­
steigen untergebracht. 

Der Verschluß des Schutzbaues wird über 
vier Gleis-Hub/ Schwenktore und zwei 
Schiebe-/Hängetore im Fußgängerbereich 
erreicht. Der Schutzraumzugang erfolgt 
dann über vier Schleusen. 

Über die Verwaltung, Unterhaltung und 
Nutzung dieser ZS-Anlage besteht eine 
Vereinbarung zwischen der Stadt Stuttgart 
- Amt für Zivilschutz - und der Bundes­
bahndirektion Stuttgart vom Mai 1979. Die 
Maßnahmen, die im Belegungsfall zu tref­
fen sind , rich ten sich nach einer Zusatzver­
einbarung vom März 1984. 

Übungsziel 

Die Ziele der Betriebsübung waren : Die 
Helfer sollten in möglichst kurzer Zeit die 
Mehrzweckanlage von der Deutschen 
Bundesbahn nach Einstellung des S-Bahn­
betriebes übernehmen, in allen ihren Tei­
len auf ihre Funktionstüchtigkeit überprü ­
fen, fehlende oder defekte Ausstattungen 
ergänzen bzw. instand setzen und in Be­
trieb nehmen. 

Verlauf der Übung 

Die Übung begann um 22 Uhr mit der 
Einweisung in die Ausgangslage sowie in 
die Übungs- und Sicherheitsbestimmun­
gen. Anschließend wurden die einzelnen 
Übungspositionen besetzt und die Tät ig­
keiten aufgenommen. 

Bei der Überprüfung der Maschinenein­
richtungen zeigte eine Brauchwasserpum-



Unks oben: In der Zentrale der Wasserversor­
gung wird eine defekte Druckpumpe ausge­
tauscht. Das Bild zeigt den Transport der neuen 
Pumpe zu Ihrem Sockel, auf dem sie anschlie­
ßend verschraubt und ans Druckwassernetz an­
geschlossen wird. 

Rechts oben: Vorbereitungen zum Verschluß des 
Fußgängerzugangs Rotebühlplatz. Die Verklei­
dungen der Schleb&-/Hängeschiene sind bereits 
entfernt. Im BIldhintergrund Ist die Stirnseite des 
40 Tonnen schweren Schiebe-/Hängetores zu se­
hen, das kurze Zelt später herausgefahren und 
hydraulisch an eine Dichtleiste gepreßt den 
Schutzraum verschließt. 

pe Lagergeräusche. Der Gruppenführer 
entschloß sich, dieses Gerät sofort gegen 
eine Reservepumpe auszutauschen. Die 
Reparatur dauerte etwa 45 Minuten. 

Danach wurde die Wasserversorgung vom 
städtischen Wassernetz abgeschaltet, so 
daß nun die Notbrunnen den Schutzbau 
voll zu versorgen hatten. 

Die Betreuungshelfer begannen mit ihren 
umfangreichen Vorbereitungsarbeiten. Sie 
sollten bis 0.30 Uhr die Schleusen be­
triebsbereit machen und bis spätestens 
2.30 Uhr die Ausstattung der Erste-Hilfe­
Räume und Notküchen abgeschlossen so­
wie den Aufbau von Sitz-liege-Kombina­
tionen auf den Bahnsteigen deutlich voran­
getrieben haben. 

Alle vier Gleistore sind geschlossen. Im Bild das 
Tor 4 In seiner endgültigen Verschlußlage. 

Einzelübungen standen auch 
auf dem Plan 

Nachdem die letzte S-Bahn um 0.35 Uhr 
die Haltestelle Stadtmitte verlassen hatte, 
beantragte der Gruppenführer die Abschal­
tung des Fahrdrahtes beim Aufsichtsbeam­
ten. Dieser gab den Antrag an das Bundes­
bahnbetriebswerk 3 weiter, damit von dort 

die Trennung des Fahrleitungsstromes 
vom übrigen Bundesbahnnetz veranlaßt 
wurde. Dann erfolgte planmäßig die Erdung 
der Oberleitung und die Freigabe der 
Schlüssel "rot" und "gelb" durch das zu­
standige Stellwerk und die Übergabe der 
Torschlüssel "blau" an den Gruppenführer 
des SChutzraumbetriebsdienstes, worauf 
nun die vier Gleistore geschlossen werden 
konnten. 
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Öie Tore im Fußgängerbere ich folgten. 
Gleichzeitig wurde die 10-kVA-Abschal­
tung angeordnet, so daß ab 1 Uhr die 
Elektroenergieversorgung für alle Verbrau ­
cher von den Netzersatzanlagen geleistet 
werden /mußte. 

Es folgten Einzelübungen wie das Ein ­
schleusen von Schutzsuchenden, die Ver­
sorgung von Leichtverletzten nach Grund­
sätzen der Ersten Hilfe , die Dekontamina­
tion verletzter und unverletzter Personen 
sowie die Versorgung von Schutzsuchen­
den mit Getränken und Lebensmitteln. 

Erfahrungen 

Bei der Übung konnten zahlre iche Erfah ­
rungen gesammelt werden , die hier aufge­
listet werden : 

1. Die Schutzraumgruppe Stadtmilte be­
herrscht die Bedienung der Mehrzweckan­
lage Stadt mitte unter wechselnden Bedin­
gungen auch in schwierigen Situalionen . 
Dies zeigt sich besonders in der Fähigkeit, 
die Ursachen auftretender technischer 
Schwierigkeiten schnell und sicher zu er­
kennen und zu beseitigen sowie auch be­
reits eingetretene Schäden an der Energie­
versorgung , der Wasserver- und -entsor­
gung, im Bereich der Lüttungsanlagen und 
der Dieselmotoren dann zu beheben, wenn 
das "Bordwerkzeug " und die Ersatzte ile 
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Ein Helfer hat sich ei­
ne Verletzung zugezo­
gen, die nach Grund­
sätzen der Ersten Hilfe 
behandelt wird. 

(Fotos: Amt für Zivil-
8chutz, Stuttgart) 

ausreichen. Das Engagement der Helfer 
und ihre Fähigkeiten zur Improvisation sind 
dabei entscheidend . 

Im Gegensatz zu früheren Übungen kam 
es diesmal nicht zum Ausfal l größerer Ma­
schinen während der Dauerbelastung . 

2. Die Zusammenarbeit mit der Deutschen 
Bundesbahn gestaltete sich reibungslos. 
Man kennt sich jetzt und kann die gegen­
seitige Leistungsfähigkeit einordnen. 

3. Die Torverschlußzeit betrug 25 Minuten 
(0.37 Uhr bis 1.02 Uhr). In dieser Zeit 
waren vier Gleistore und zwei Schiebe- / 
Hängetore geschlossen. Die Verschlußzeit 
von 20 Minuten bei der Übung 1984 (0.37 
Uhr bis 0.57 Uhr) ließ sich nicht unter­
bieten. 

Mithilfe der Schutzsuchenden 
ist erforderlich 

4. Die Betreuungshelfer werden zumindest 
während der ersten Stunden so stark durch 
Mitwirkungsaufgaben im technischen Be­
re ich (Fertigmachen der Schleusen , Erste­
Hilfe-Räume, Küchen, Toiletten, Wasch­
räume, Abbau von nicht schutzraumspezi­
fischen und den Schutzraumbetrieb hin­
dernden Einbauten im Bahnsteigbereich 
usw.) gebunden, daß beispielsweise der 
Aufbau von Betten im Aufenthaltsbereich 

auch bei Übungen sehr spät erfolgt und 
daher vernachlässigt wird. 

Im Zivilschutzfall wird es schon früh einer 
schnellen Mithilfe der Schutzsuchenden 
bedürfen, wenn beim Langzeitaufenthalt 
die Sitz/ Liege-Kombinationen rechtzeitig 
aufgebaut werden sollen. 

5. Die Versorgung Verletzter lediglich nach 
Grundsätzen der Ersten Hilfe ist unbefrie­
digend. Selbst ausgebildetes Personal 
wagt sich an real istisch geschminkte Ver­
letztendarsteller nur ungern heran. Dies 
dürfte im Ernstfall bedeuten, daß eine rich­
tige Versorgung von Verletzten nur mit 
Hilfe von Ärzten oder von Krankenpflege­
personal durchgeführt werden wird, wei­
che sich zufällig unter den Schutzsuchen­
den befinden . 

Dekontamination im Einzelfall 
möglich 

6. Die Dekontamination von Personen ist 
lediglich im Einzelfall (evtl. bei Nachzüg­
lern) möglich. Die Masse der Schutzsu­
chenden muß den Schutzraum vor dem 
Eintreten rad ioaktiver oder chemischer Ge­
fahren betreten haben. 

Die Ausstattung der Ersthelfer (die zugleich 
die Aufgaben von ABC-Helfern wahrneh­
men) mit geeigneter Schutzbekleidung 
(auch Wechselbekleidung) ist notwendig. 
Ihre Ausbildung muß sich weniger an der 
Ausstattung mit Kontaminationsnachweis­
oder -meßgeräten orientieren als vielmehr 
an den ungleich schwierigen Erfordernis­
sen und Problemen der Personen-Dekon­
tamination. 

7. Die Dekontamination Verletzter ist denk­
bar. Sie kann sich derzeit jedoch nur auf 
einzelne Leichtverletzte beschränken, die 
sich noch weitgehend selbst helfen 
können . 

8. Der Anfall kontaminierter Verletzter kann 
besonders in öffentl ichen Schutzräumen 
nicht ausgeschlossen werden. Daher ist es 
geboten, daß der Bund sowohl die Ausstat­
tung der Schutzräume als auch die Ausbil­
dung der Helfer des Schutzraumbetriebs­
dienstes an dieser Erkenntnis ausrichtet. 

Ergebnis 

Das Übungsziel wurde voll erreicht, und 
zwar dank 

- der detaillierten Übungsvorbereitung 
und -leitung , 

- des guten Ausbildungsstands der 
Schutzraumhelfer und 

- des reibungslosen organisatorischen 
und technischen Zusammenwirkens des 
Bundesbahnpersonals mit dem Amt für 
Zivilschutz Stuttgart und dessen Schutz­
raumbetriebsdienst. 



Die Auswertung der Katastrophenschutz-Vollübung 
" Donau-Bodensee" zeigt: 

,,Die 
istZii 
Der Übungszweck konnte nicht in vollem Umfang erreicht werden 

Die große Einsatzbereitschaft aller Beteilig­
ten, Übenden, Leitungsgehilfen, Schieds­
richter sowie Verletztendarsteller wurde in 
der Auswertung der Katastrophenschutz­
Voilübung "Donau-Bodensee" hervorge­
hoben. Die Übung wurde im vergangenen 
Jahr vom Regierungspräsidium Tübingen 
in drei Landkreisen und im Stadtkreis Ulm 
durchgeführt. 

Der Übungszweck konnte dennoch nicht in 
vollem Umfang erreicht werden. Aus den 
Erfahrungen zeigt sich, daß die Ausbildung 
der Stabsmitglieder schwerpunktmäßig zu 
intensivieren ist und daß weitere Übungen 
auf Kreisebene angesetzt werden müssen, 
um die fachdienstübergreifende Durchfüh­
rung von Einsatzerprobungen zu errei­
chen. 

Noch andere Schwachstellen wurden in 
der Übung erkannt; der Auswertungsbe­
richt des RP Tübingen wird im folgenden 
auszugsweise veröffentlicht. 

Allgemeines 

Der Katastrophenschutz-Vollübung "00-
nau-Bodensee" lag ein angenommenes 
Katastrophengeschehen zugrunde. Die 
Einlagen trugen den angestrebten 
Übungszwecken und den Übungszielen 
Rechnung . 

Obungsleitung 

Die Übungsleitung ha"e das Regierungs­
präsidium Tübingen. Leitungsgehilfen und 
Schiedsrichter waren bei den übenden Ka­
tastrophenschutzleitungen, den T echni­
sehen Einsatzleitungen und Einheiten des 
Katastrophenschutzes. 

Obungsteilnehmer 

Die Katastrophenschutz-Stabsgruppe 
beim Regierungspräsidium Tübingen so­
wie die Katastrophenschutzleitung der 
Landratsämter Bodenseekreis, Reutlingen, 
Sigmaringen und des Bürgermeisteramts 
Ulm mit 

- Fernmeldezentrale HVB 

- Beauftragten der Hilfsorganisationen 
des Katastrophenschutzes 

- Verbindungsbeamten des Polizeivoll­
zugsdienstes der zuständigen Polizeidi­
rektion Friedrichshafen, Reutlingen, Sig­
maringen und Ulm 

- Verbindungsbeamter der Wasser-
schutzpolizei Friedrichshafen 

- Verbindungsoffizier des zuständigen 
Verteidigungskreiskommandos 541, 542 
und 543 

- Wasserwirtschaftsamt Ulm 

- Gesundheitsamt Ulm 

- Technische Einsatzleitungen 

- KatS-Einheiten aus den o. g. Kreisen 
sowie aus dem Alb-Donau-Kreis. 

Obungszweck 

Die Katastrophenschutz-Vollübung diente 
dem Zweck, die für den Katastrophenfall 
bestimmten Verfahren und Pläne sowie die 
dafür vorgesehene Organisation zu erpro­
ben und zu üben. 

Obungsziele 

Als Übungsziele stand die Erprobung von 
Führung und Einsatz des Katastrophen­
schutzes, insbesondere Überprüfung der 
Leistungsfähigkeit 

- des Bergungsdienstes bei schwerer 
Bergung nach großflächiger Zertrümme­
rung, 

- des Sanitätsdienstes bei der Erstversor­
gung von Verletzten und ihrem Transport 
zur s·tationären Behandlung nach Anfall von 
Massenverletzten, 

- des Brandschutzdienstes bei der Be­
kämpfung von ÖI- und Schiffsunfällen und 
bei der Bekämpfung von Waldbränden und 
Bränden in Industriegebieten. 

- Erprobung der Zusammenarbeit im 
KatS-Stab HVB und mit der TEL sowie zivil­
militärische Zusammenarbeit speziell bei 
der Katastrophe im Landkreis Sigmarin­
gen. 

Obungsvorbereitungen 

Bereits im Herbst 1983 wurden die zustän­
digen Katastrophenschutz-Sachbearbeiter 
der Landratsämter Bodenseekreis und 
Reutiingen sowie des Bürgermeisteramts 
Ulm aufgefordert, dem Regierungspräsi­
dium geeignete Übungsobjekte für die Ka­
tastrophenschutz-Vollübung zu benennen. 
Im Laufe der Vorbereitungen hat es sich 
gezeigt, daß die Einbeziehung der Sachbe­
arbeiter bei den Landratsämtern bzw. beim 
Bürgermeisteramt Ulm, um geeignete 
Übungsobjekte zu finden, für das Regie­
rungspräsidium sehr hilfreich war. So 
konnten zusätzliche Dienstreisen und 
erhebliche Zeit eingespart werden. 

Bei der Erkundung durch das RP wurden 
die Übungsschwerpunkte, die Anzahl der 
Verletztendarsteller und die Auslage der 
Verletztendarsteller bestimmt. Weiterhin 
wurden die einzelnen KatS-Einheiten und 
örtlichen Kräfte sowie die Anzahl der 
Schiedsrichter festgelegt. Bei einer erneu­
ten Erkundung der Schadensorte wurden 
die einzelnen Schadensdarstellungen fest­
gelegt. 

Bei einer Besprechung ha"e das Landrats­
amt Reutlingen den Wunsch geäußert, eine 
Alarmierungsübung im Landkreis Reutlin­
gen durchzuführen. Diesem Wunsch ist 
das Regierungspräsidium nachgekom­
men. Beim Landratsamt Reutiingen ha"en 
daher auch nur die Leitung des Hauses, der 
KatS-Referent und der KatS-Sachbearbei­
ter von der Übung erfahren. 

Für jeden Kreis wurde dann ein gedachter 
Verlauf festgelegt, d. h. unabhängig vom 
gesamten Ablauf wurde eine einzelne 
Übung je Kreis erarbeitet. Diese EinzeI­
übungen wurden zu einem gedachten Ver­
lauf (Drehbuch) auf Bezirksebene zusam­
mengestellt. 

Erstmals sollte im Bodenseekreis ein Un­
glücksfall auf dem Wasser dargestellt wer­
den und zwar eine Explosion auf einem 
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Fahrgastschiff der Bodenseeverkehrsdien­
ste. Ein weiteres Übungsobjekt war eine 
Werft in Kreßbronn , wo ein Tankwagen 
verunglücken sollte. Für die angenom­
mene Gasexplosion eines Hauses in Im­
menstaad hatte eine Abbruchfirma das 
Haus so hergerichtet, daß Brandschutz­
und Bergungsdienst optimal arbeiten 
konnten. 

Ein Felsenstollen in der Stadt Meersburg 
war ein weiteres Schadensobjekt. Dort galt 
es, Eingeschlossene und Verschüttete zu 
bergen. Im Stadtkreis Ulm sollten zwei 
Waldbrände simuliert werden . Als weiteres 
Übungsobjekt war eine Firma in Ulm be­
stimmt worden. Ferner war auch ein Was­
serunfall an der Kastbrücke in der Donau 
vorgesehen. Auch im Stadtkreis Ulm stand 
im Ortsteil Donaustetten ein abbruchreifes 
Haus für eine weitere Übungseinlage zur 
Verfügung . 

Im Landkreis Reutlingen wurden zwei 
Übungsobjekte ermittelt. Zum einen han­
delte es sich um eine stillgelegte Brauerei 
in Pfullingen, zum anderen um eine ehe­
malige Textilfabrik in Reutlingen. 

Leitungsdienst 

Die Übungsleitung setzte sich aus dem 
. Leiter des Referats 7 und einem Mitarbeiter 
desselben Referats zusammen. Für die 
Übung stellte das Innenministerium einen 
Hubschrauber zur Verfügung, mit dem die 
einzelnen übungsbeteiligten Kreise 
schnell zur Beobachtung aufgesucht wer­
den konnten. 

Bei den Übungsstäben der KatSL war je­
weils ein Leitungsgehilfe eingesetzt, der 
den Übungsverlauf beobachten sollte . 

Schiedsrichterdienst 

Für die einzelnen Schadensstellen wurden 
von den übrigen Landratsämtern qualifi­
zierte Führungskräfte des Katastrophen­
schutzes herangezogen. Während der 
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Ein zerstörtes Ge­
bäude als Schadens­
darstellung. 

Übung zeigte es sieh, daß einzelne Helfer 
und auch Führungskräfte bei Sicherheits­
verletzungen den Anordnungen der 
Schiedsrichter nicht folgten. Hier bedarf es 
noch weiterer Unterrichtung der Katastro­
phenschutz-Helfer. 

Bei jeder TEL war außerdem ein Schieds­
richter eingesetzt. Es hat sich gezeigt, daß 
bei der TEL die Aufgaben von einem 
Schiedsrichter nicht voll wahrgenommen 
werden können. Bei künftigen Übungen 
sollte daher ein weiterer Schiedsrichter 
eingesetzt werden, wobei einer den Tech­
nischen Einsatzleiter und der andere die 
Sachgebiete S 1 bis 4 beobachtet. 

Die Schiedsrichter wurden am Übungsob­
jekt in ihre Aufgaben eingewiesen. Die 
Leitungsgehilfen bei der KatSL wurden 
ebenfalls in das Übungsgeschehen und an 
allen Schadensorten des jeweiligen Krei­
ses eingewiesen. 

Schadensdarstellung 

Die für die Schadensdarstellung erforderli­
chen Fahrzeuge (Fahrgastschiff, Tankzug 
und anderes) konnten durch die Mithilfe 
der KatS-Sachbearbeiter problemlos be­
schafft werden. 

Die Darstellungsmittel (Rauch) wurden z. T. 
bei einer Firma in Ulm gekauft, zum großen 
Teil jedoch hatte die Bundeswehr (VBK 54) 
die Rauchdarstellungsmittel dem Regie­
rungspräsidium kostenlos überlassen. 

Gästebetreuung 

Die Gästebetreuung wurde, da die Scha­
densorte in verschiedenen Kreisen lagen, 
von den übungsbeteiligten Kreisen durch­
geführt. Es ist erforderlich, daß für die 
Gästebetreuung ein Bediensteter des je­
weiligen Amtes eingesetzt wird, der nicht 
nur die Organisation kennen sollte, son­
dern auch die Einsatzgrundsätze und Ar­
beitsweise der einzelnen Fachdienste. Fer­
ner sollte er auch den gedachten Verlauf, 
die Übungskünstlichkeiten und Besonder-

heiten der Übung kennen, um - vor allem 
den Reportern - richtige Auskunft geben 
zu können. Bei der Übung war erkennbar, 
daß nicht alle Gästebetreuer diesen Erfor­
dernissen voll entsprachen. 

Ablauf der Übung 
Allgemeine Lage 

Nach einer längeren Spannungszeit, die 
durch umfangreiche Sabotagetätigkeit ge­
kennzeichnet war, ist am 25. Mai um 24.00 
Uhr gemäß Art.80a Abs.1 GG der Span­
nungsfall eingetreten. 

Bodenseekreis 
Besondere Lage 

Das Bundesbahnbetriebsamt Konstanz 
war seit einigen Tagen erpreßt worden. 
Am 25. Mai um 20.00 Uhr entgleiste der 
Schnellzug Ulm-Friedrichshafen. Zahlrei­
che Verletzte und Schwerverletzte mach­
ten den Einsatz von KatS-Kräften erforder­
lich. Der Landrat des Bodenseekreises 
stellte um 22.00 Uhr den Katastrophenfall 
fest. Die Stabsgruppe ist beim Landratsamt 
Bodenseekreis zusammengetreten. 

Ausgangslage 

Der gesamte KatS-Stab ist ab 7.30 Uhr im 
Landratsamt Bodenseekreis wieder ar­
beitsbereit. Die KatS-Einheiten/-Einrich­
tungen sind ab 7.45 Uhr in ihren Unterkünf­
ten /Sammelplätzen abrufbereit. 

Übungsablauf 

Eine Explosion im Maschinenraum eines 
Fahrgastschiffes südlich Kressbronn um 
7.45 Uhr fordert viele Verletzte. Öl läuft aus. 
Das Schiff i5t manövrierunfähig. 

Im Einsatzraum wurde mit dem Abtransport 
der Verletzten durch die DLRG begonnen. 
Es dauerte aufgrund der geringen Ladeka­
pazität der Boote entsprechend lange. 

Die Übungsleitung hat erkannt, daß bei 
künftigen Übungen dieser Art 

1. die örtlichen Kräfte des Rettungsdien­
stes mit in die Übung einzuplanen sind, um 
wirklichkeitsnah zu üben oder 

2. falls dies aus Kostengründen nicht mög­
lich ist, sollte wenigstens eine Sanitäts­
gruppe des erweiterten KatS die örtlichen 
Rettungskräfte darstellen. 

Bei der KatSL ist darauf zu achten, daß hier 
nicht nur Befehle (Anweisungen) gegeben 
werden, sondern daß auch die Ausführung 
dieser Befehle von der KatSL überwacht 
wird (Bestätigung). Wenn dieser Grundsatz 



beachtet worden wäre, hätte der Befehl des 
Fachberaters des Sanitätsdienstes an die 
Sanitätszüge nicht mit 75 Minuten Verzö­
gerung erfolgen können. 

Es ist unumgänglich, einen Wasserret­
tungszug des KatS durch die DLRG auf­
bauen zu lassen und ihn unmittelbar am 
Bodenseeufer zu stationieren. Das Innen­
ministerium wird dringend gebeten, einen 
solchen Wasserrettungszug für den Be­
reich Bodensee vorzusehen, ebenso für 
den Bereich Donau (Ulm). 

Während nunmehr die Verletzten versorgt 
wurden, ereignete sich um 9.30 Uhr im 
Farbenlager der Werft in Kressbronn eine 
Explosion. Da die TEL unmittelbar in der 
Nähe war, wurden die örtliche Freiwillige 
Feuerwehr sofort dort eingesetzt und wei-
tere Kräfte angefordert. Die TEL -Führungs­
gruppe erhielt zunächst einen Erkun­
dungsauftrag (Schiffsunfall) und übernahm 
später die TEL. 

Bei der Heranführung der angeforderten 
KatS-Kräfte traten auch wieder Zeitverzö­
gerungen auf, weil die Lotsenstellen (Ein­
weiser) nicht oder schlecht über die Lage 
der Schadensorte informiert waren. So . 
mußte z. B. ein Bergungszug kreuz und 
quer im Gelände fahren, bis er endlich 
seinen Einsatzort erreicht hatte. Eine Zu­
sammenarbeit zwischen der TEL und dem 
Führer des Betreuungsleitzuges (er stellte 
die Lotsen) war nicht erkennbar. 

Die TEL hatte sich, um eine Fernsprechver­
bindung zum Stab-HVB zu haben, in einer 
Schule in Kressbronn eingerichtet. Die rela­
tiv große Entfernung zu den Schadensor­
ten und zum Technischen Einsatzleiter 
hatte daher Nachteile. Eine mobile TEL 
wäre in diesem Fall vorteilhafter gewesen. 
Die TEL hat aber im übrigen engagiert und 
umsichtig gearbeitet. 

Unverständlich war auch, warum der Ber­
gungszug so früh von der Werft abgezogen 
wurde. Die Feuerwehrkräfte waren mit der 
Rettung von Verletzten überfordert. 

Ein Tunneleinsturz in Meersburg und eine 
Gasexplosion in Immenstaad sollten der 
KatSL nur weitere Aufgaben bringen, wie 
z. B. Herauslösen von bereits eingesetzten 
Kräften. Bei der Bergung der Verletzten 
aus dem Tunnel bildete sich auf der Ein­
satzstelle eine echte Zusammenarbeit her­
aus. Hier übernahm der Zugführer der örtli­
chen Feuerwehr Meersburg die Einsatzlei­
tung. 

Bei der Schadensstelle in I mmenstaad 
(Hausexplosion) wurden durch die Freiwil­
lige Feuerwehr Immenstaad Sanitätskräfte 
angefordert. Diese Sanitätskräfte sind aber 
bis Übungsende nicht eingetroffen. Auch 
an dieser Schadensstelle hatte der Zugfüh­
rer der Freiwilligen Feuerwehr Immenstaad 
die Einsatzleitung übernommen. Ber-

Immenstaad haben die Unfallverhütungs­
vorschriften z. T. nicht eingehalten. 

Landkreis Reutlingen 
Besondere Lage 

Gegen 9.30 Uhr des 26. Mai erschütterte 
eine starke Druckwelle den Innenstadtbe­
reich von Pfullingen. Die Explosion bringt 
die Anlagen einer Brauerei zum vollständi­
gen Einsturz, drei weitere Gebäude stür­
zen teilweise ein. Im Umkreis von 250m 
werden ca. 100 Gebäude angeschlagen. 
Da bei der Explosionszeit die Betriebsan­
gehörigen voll bei der Arbeit waren, ist mit 
zahlreichen Verletzten zu rechnen. 

Ausgangslage 

Die Stabsmitglieder des KatS-Stabes beim 
Landratsamt Reutlingen sowie die Helfer 
der KatS-Einheiten/-Einrichtungen befin­
den sich zu Hause bzw. sind irgendwo un­
terwegs. 

Übungsablauf 

Die unangekündigte Alarmierungsübung 
lief ruhig und sachlich an. Über die Feuer­
wehrleitstelle wurde die Freiwillige Feuer­
wehr Pfullingen alarmiert und eingesetzt. 
Weiterhin wurden dann über den Alarmplan 
die Bediensteten des Landratsamtes alar­
miert und von dem Ereignis unterrichtet. 
Die personelle Besetzung des KatS-Sta­
bes darf als zügig und gut organisiert be­
zeichnet werden. Es wurde der Eindruck 
bestätigt, daß der Übungstermin den Mit­
gliedern des Stabes tatsächlich weitge­
hend unbekannt war. Dasselbe gilt für die 
zum Einsatz gelangten Kräfte des KatS. 

gungszug und die Freiwillige Feuerwehr "Verschüttete" mußten geborgen werden. 

Der KatS-Stab war frühzeitig arbeitsbereit. 
Die Sachgebiete konnten jedoch ihre Füh­
rungsaufgaben geordnet und eigenständig 
erst wahrnehmen, nachdem der HVB die 
Leitung der einzelnen Sachgebiete abge­
treten hatte. Die Einsatzleitung an der 
Schadensstelle "Brauerei" wurde von dem 
Feuerwehrkommandanten der Freiwilligen 
Feuerwehr Pfullingen übernommen, da 
diese Feuerwehr bereits um 9.40 Uhr an 
der Schadensstelle eintraf. Die ersten Sa­
nitätskräfte trafen gegen t 0.00 Uhr und die 
ersten Bergungskräfte (THW) gegen 11.50 
Uhr ein. Die einzelnen Fachdienste haben 
hier gut zusammengearbeitet. Der Einsatz­
leiter wurde gegen 10.40 Uhr zur KatSL 
beordert. Dort wurde er mit der Bildung 
einer TEL beauftragt. Auch die TEL hat 
effektiv und zielgerichtet gearbeitet. 

Um 11.15 Uhr erfolgte im Stadtzentrum 
von Reutlingen eine Gasexplosion bei ei ­
ner Firma. Hierbei wurden ein Wohnhaus 
zerstört und die Lagerhallen der Firma stark 
beschädigt. Die FFw Reutlingen-Stadtmitte 
war mit fünf Abteilungen bei einem Groß­
brand (fiktiv) gebunden, was dem KatS­
Stab offenbar zunächst nicht bewußt war. 
Deshalb hat die KatSL erst verspätet einen 
Teil der KatS-Einheiten von Pfullingen ab­
gezogen und bei der Firma eingesetzt. 

Stadtkreis Ulm 
Besondere Lage 

Im Stadtkreis Ulm erfolgten in den vergan­
genen Tagen mehrere Brandstiftungen, die 
umfangreiche Werte vernichteten. Seit 
dem 26. Mai, 6.30 Uhr, befanden sich wie­
der Feuerwehrkräfte wegen eines Groß­
brandes in Ulm-Eggingen im Einsatz. Da 
der Brand auch auf Wohnhäuser übergriff 
und viele Verletzte medizinisch versorgt 
und Obdachlose betreut werden müssen, 
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stellte der Oberbü rgermeister am 26. Mai 
um 7.30 Uhr den Katastrophenfall fest. 

Ausgangslage 

Der KatS-Stab ist um 8.30 Uhr zusammen­
getreten und arbeitsbereit. Die alarmierten 
KatS-Einheiten/-Einrichtungen sind ab 
8.30 Uhr abrufbereit. 

Übungsablauf 

Die Arbeit des KatS-Stabes wurde weder 
effektiv koordiniert noch gelenkt. Eine Füh­
rung des KatS-Stabes im eigentlichen 
Sinne fand nicht statt. 

Bedingt dadurch wurden selbst dringende 
Entscheidungen, die keinen zeit lichen Auf­
schub duldeten, formalistisch erledigt. Dies 
trifft insbesondere für die Sachgebiete 1 
und 3 zu . Hier wurde keine Entscheidung 
mündlich vorab getroffen. Alle Entschei­
dungen wurden erst auf Vordrucken hand­
schriftlich vorformuliert und anschließend 
der Schreibkraft in die Maschine diktiert. 
Meldungen und Informationen wurden erst 
dann weiterverarbeitet, wenn sie auch 
schriftlich beim jeweiligen Sachgebiet ein­
gegangen waren. Die Fachberater standen 
als Ansprechpartner zwar zur Verfügung, 
sie wurden jedoch in das Übungsgesche­
hen zu wenig eingebunden. Dies alles 
führte dazu, daß die Marschbefehle und 
Einsatzbefehle an die Einsatzkräfte erst 
verspätet und dann fast gleichzeitig an die 
einzelnen KatS-Einheiten herausgingen. 
Deshalb trafen auch die beiden Bergungs­
züge, der Sanitätszug und der Kranken­
transportzug gleichzeitig am Schadensort 
ein. Dadurch war die Anfahrtsstraße zu­
nächst blockiert und die einzelnen Einhei­
ten mußten erst wenden und rangieren, um 

.. Verletzt." wurden gerettet. 
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an das Übungsobjekt heranzukommen. 
Weil die TEL als solche nicht gekennzeich­
net lNar und auch keine Hinweisschilder 
angebracht waren, wußte zunächst keiner 
so richtig, was eigentlich dort geschehen 
war. Die KatS-Brandschutzkräfte, die als 
erste am Einsatzort sein sollten , trafen übri­
gens erst nach den Bergungs- und Sani­
tätseinheiten ein, während sonst generell 
meistens der Brandschutzdienst als erste 
Einheit vor Ort eintrifft. 

Die Unterbringung der Technischen Ein­
satzleitung lag vom Ort des Geschehens 
zu weit weg. Die Angehörigen der Techni­
schen Einsatzleitung aus den verschiede­
nen Organisationen waren nicht ausrei­
chend mit den Aufgaben einer Techni­
schen Einsatzleitung nach den Aufgaben­
gebieten S 1 bis S 4 vertraut. Es hat sich 
weitgehend alles über den Technischen 
Einsatzleiter abgewickelt, der somit mit al­
len Funktionen, die er wahrzunehmen 
hatte, begreiflicherweise überlastet war. 
Außerdem fehlte hier ein Sichter, der die 
einlaufenden Funksprüche und Telefonate 
nach Zuständigkeiten hätte koordinieren 
und verteilen müssen. 

Informationsmangel bestand nicht nur zwi­
schen den einzelnen Fachd iensten, son­
dern auch innerhalb der Fachdienste. Wie 
sonst konnte es passieren, daß der einge­
setzte Notarzt vom eingerichteten Ver­
bandsplatz nichts wußte und die Verletzten 
längs einer Mauer ablegen ließ? Auch 
wurde der Krankentransportzug zu spät 
und zu wenig eingesetzt, so daß in die 
Krankenhäuser, die sich vorher vorbereitet 
hatten, wenig oder keine Verletzten einge­
liefert wurden bzw. viel zu spät. 

Bei dem Schadensereignis Waldbrand 
Weidhardt, das um 8.45 Uhr eingespielt 
wurde, trafen die ersten Feuerwehreinhei­
ten um 9.45 Uhr ein. Auf der Einsatzstelle 

bildete sich keine richtige Unterstellung/ 
Zusammenarbeit heraus. Obwohl mehr­
fach Sanitätsfahrzeuge beim KatS-Stab 
zum Abtransport von den Verletzten ange­
fordert wurden, sind sie jedoch dort nie 
eingetroffen . Auch die dort eingesetzte 
Rettungshundestaffel mußte vorzeitig ab­
gezogen werden. 

Um 11 .15 Uhr ereignete sich in Ulm-Do­
naustetten eine Gasexplosion in der Alb­
Donau-Straße. Das Haus war hier teils zu­
sammengebrochen , und es wurden rund 
zehn Verletzte vermutet. 

Hier traf um 12.00 Uhr die Feuerwehr ein, 
obwohl das Haus nicht brannte. Nach der 
Erkundung wurden die Verletzten auf die 
Verletztensammelstelle abgelegt. Der um 
12.15 Uhr eintreffende Krankentransport­
wagen fuhr wieder weg , weil der Fahrer 
angeblich keinen Auftrag hatte und zu ei­
nem anderen Einsatzort gerufen wurde. 
Die Verletzten blieben bis auf die Erste 
Hilfe durch Feuerwehr und Bergung bis 
zum Übungsende unversorgt. Bei dieser 
Schadensstelle wurde von der KatSL auch 
nicht klar bestimmt, wer den Einsatz leiten 
soll. 

Beim Zusammenstoß eines Lkw mit ei­
nem vollbesetzten VW-Bus auf der Kast­
brücke um 11.45 Uhr (Absturz des VW­
Busses in die Donau) alarmierte die Polizei 
den KatS-Stab um 11 .50 Uhr. Die DLRG 
wurde aber von dort aus erst um 12.57 Uhr 
alarmiert und traf um 13.05 Uhr an der 
Unglücksstelle ein. Der Notarztwagen war 
ebenfalls um diese Zeit dort eingetroffen. 
Von der Unfallmeldung bis zur Alarmierung 
des DLRG vergingen mehr als 60 Minuten. 

Hier hätten bei sofortiger Alarmierung 
DLRG und Notarztwagen bereits 15 Minu­
ten später am Unfallort eintreffen können, 
um die Rettung und Bergung der im VW­
Bus eingesch lossenen Personen (Verletz­
tendarsteller) sowie der Im Wasser Trei­
benden vorzunehmen . 

Landkreis Sigma ringen 
Besondere Lage 

Das Landratsamt Sigmaringen wurde auf­
grund der Katastrophenschutzlage im Bo­
denseekreis vorsorgl ich um 8.00 Uhr vom 
Regferungspräsid ium beauftragt, die KatS­
Einheiten/-Einrichtungen im Landkreis 
Sigmaringen zu alarmieren und sie bis 9.30 
Uhr abmarschbereit zu halten. 

Ausgangslage 

Die KatS-Stabsgruppe ist um 9.30 Uhr 
beim Landratsarrit Sigmaringen zusam­
mengetreten. Die Einheiten/Einrichtungen 
wurden ab 8.00 Uhr alarmiert und sind ab 
9.30 Uhr abmarschbereit. 



Übungsablauf 

Um 10.11 Uhr erhielt der HVB im Landrats­
amt vom Verbindungsbeamten der Polizei 
mündlich eine sehr detaillierte Meldung 
über die Notlandung einer zivilen Luftver­
kehrsmaschine auf dem Truppenübungs­
platz Stetten a. k. M. und er wurde über das 
Hil feersuchen der Bundeswehr informiert. 
Die vorzunehmenden Maßnahmen wurden 
anschließend im KatS-Stab erörtert und 
entsprechende Entschlüsse gefaßt. Um 
10.17 Uhr wurde der Technische Einsatz­
leiter bestimmt. Der HVB stellte dann um 
10.20 Uhr den Katastrophenfall fest. Um 
10.33 Uhr gab der Fachberater Sanitäts­
dienst über die Rettungsleitstelle den 
Marschbefehl an seine Sanitätseinheiten. 
Die FFw Stetten wurde zu spät alarmiert 
und eingesetzt. Gegen 11 .00 Uhr war die 
TEL vor Ort eingetroffen, und der Techni­
sche Einsatzleiter wurde vom Zugführer 
der FFw Stetten in die Lage eingewiesen . 

Fast gleichzeitig mit der TEL erreichten 
die Krankenwagenkolonne, die FFw Sig­
maringen, die FFw Mengen, die FFw Meß­
kirch und das THW sowie die Rettungshun­
destaffel das Katastrophengebiet. Die TEL 
war zu diesem Zeitpunkt noch im Aufbau. 
Eine Erkundung des Technischen Einsatz­
leiters war zu diesem Zeitpunkt unmöglich. 
Ebenso war ein sinnvolles und wirksames 
Führen nicht möglich, zumal es auch ver­
schiedene Einheitsführer unterlassen hat­
ten, ihr Eintreffen bei der TEL zu melden. 
Hinzu kam, daß die eingesetzten Einheiten 
te ilweise unmitte lbar mit den Fachberatern 
beim KatS-Stab in Verbindung standen. 

Dem Hinweis des Vertreters des VBK 54 an 
die Feuerwehr, Schaummittel und Hitze­
schutzanzüge beim brennenden Flug­
zeugwrack und den brennenden Panzern 
zu benutzen, konnte nicht gefolgt werden . 

Im übrigen darf die zivi l-militärische Zu­
sammenarbeit beim Übungsgeschehen 
auf dem Truppenübungsplatz Heuberg als 
vorbildlich bezeichnet werden . Die Vertre­
ter des WBK V und des VBK 54 sowie der 
Truppenplatzkommandeur haben die zivile 
Seite bei der Vorbereitung der Übung in 
jeder Hinsicht bereitwillig unterstützt und 
die Schadensdarstellung selbst übernom­
men sowie die Verletztendarsteller gestellt. 

Fernmeldeverbindungen 
Fernsprechwesen 

Für die Stabsgruppe des Regierungspräsi­
diums, die KatSL der Landratsämter Bo­
denseekreis, Reutl ingen und Sigmaringen 
sowie des Bürgermeisteramts Ulm waren 
vor der Übung besondere Fernsprechver­
zeichnisse mit Anschlüssen der Übungs­
teilnehmer erstellt worden. Fernkopieran-

Tl ucher kümmerten sich um den versunkenen VW-Bus. 

schlüsse standen der Stabsgruppe beim 
Regierungspräsidium sowie den KatSL 
Reutlingen und Ulm zur Verfügung . 

Fernschreibwesen 

Die Fernschreibstel len (Telex) der beteilig­
ten KatSL und des Regierungspräsidiums 
waren besetzt. 

Funkwesen 

Den Landratsämtern Bodenseekreis, Reut­
lingen und Sigmaringen sowie dem Bür­
germeisteramt Ulm wurde vor der Übung 
die Funkplanung an hand einer Funkskizze 
vom Regierungspräsidium bekanntgege­
ben . Zwischen dem Regierungspräsidium 
und den FMZt-HVB der KatSL bestand ein 
Führungs-Funkverkehrskreis zur Überla­
gerung der drahtgebundenen FernmeIde­
verbindungen, um im Störungsfall den 
Nachrichtenfluß aufrechterhalten zu kön­
nen. Aufgrund der schWierigen topographi­
schen Lage im Regierungsbezirk Tübingen 
mußte dafür auf dem "Bussen " eine 
"Große Relaisfunkstelle" mit manueller 
Gesprächsweg-Steuerung errichtet und 
betrieben werden. Diese Aufgabe wurde 
dem FMZ Zollernalb übertragen und her­
vorragend gelöst. 

Der Sprechfunkverkehr auf der Ebene 
KatSL zur TEL wurde auf dem jeweils zuge­
wiesenen Kreiskanal, über die in jedem 
Funkverkehrskreis vorhandene Relais­
steIle, abgewickelt. Für den Sprechfunk­
verkehr zwischen der TEL und den Einhei­
ten (Zugführer) an den jeweiligen Scha­
densgebieten wurde den KatSL zusätz­
lich ein Funkkanal zugewiesen . 

Fernmeldebetrieb 
Allgemeines 

In allen KatSL wirkten sich die langen Lauf­
zeiten der Nachrichten zwischen Aufgeber 
und FMZt-HVB sowie FMZt-HVB und Emp­
fänger sehr nachteil ig aus. Die Arbeits­
weise der Nachweisung und Sichtungs­
stelle sowie die jeweils verwendeten Nach­
richtenvordrucke sol lten überprüft und ggf. 
überarbeitet werden. 

Die Auswertung der dem Regierungspräsi­
dium vorgelegten Einsatztagebücher, Ton­
banddokumentationen der FMZt-HVB und 
TEL sowie der Schiedsrichterberichte zeig­
ten gravierende Ausbildungsmängel im 
Bereich der Fern meldeführung, der FMZt­
HVB und bei den Sprechfunkern bei den 
Einheiten auf. 

Der Einsatz der vorhandenen FernmeIde­
mittel und deren MögliChkeiten sollten den 
Stabsmitg liedern, insbesondere dem takti­
schen Führer im Rahmen seiner Gesamt­
verantwortlichkeit (HVB), dem Fernmelde­
sachbearbeiter (beim S3) und dem Leiter 
des Fernmeldebetriebes (LdF) deutlich ge­
macht werden. 

Fernsprechbetrieb 

Insgesamt wurden in den KatSL die techni­
schen Möglichkeiten der Fernsprechne­
benstellenanlagen nur unzureichend ge­
nutzt. 

Fernschreibbetrieb 

Die vorhandenen Fernschreibverbindun­
gen wurden nur te ilweise genutzt. Lage-
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meldungen an das Regierungspräsidium 
wurden umständlich und langalmig als 
Funkspruch abgesetzt. Dies hatte zur 
Folge, daß das ohnehin überlastete Funk­
netz unnötigerweise blockiert wurde. 

Funkbetrieb 

Die Funkverkehrskreise waren ausnahms­
los stark überlastet. Die Verkehrsabwick­
lung wurde vielfach zähflüssig und unsach­
gemäß durchgeführt. Anfragen und Mel­
dungen wurden vielfach als Funksprüche 
übermittelt. Funkrufnamen waren teilweise 
nicht bekannt. Dies führte zu vermeidbaren 
Rückfragen. 

Als großer Mangel zeigte es sich, daß die 
Ausstattung der Einheiten und Organisatio­
nen des KatS mit Handsprechfunkgeräten 
im 2-m-Band unzureichend ist. 

Folgerungen 

Es erscheint dringend erforderlich , die 
Sprechfunker der FMZt-HVB und bei den 
Einheiten und Organisationen des KatS in 
der Durchgabe und Aufnahme von Fern­
meldenachrichten zu schulen. 

Den Stabsmitgliedern bei der KatSL und 
der TEL sollten die Inhalte der KatS-Dv 800 
und 810 bekannt sein. 

Das Übungsziel für den Fernmeldedienst 
wurde erreicht, die Mängel erkannt und 
aufgezeigt. 

KatS-Stabsgruppe im Regie­
rungspräsidium Tübingen 

Da nach der Ausgangslage und wegen des 
zugrunde gelegten Spannungsfalles real 
auf KatS-Einheiten aus den nicht übungs­
beteiligten Landratsämtern nicht zurückge­
griffen werden konnte, brauchte die KatS­
Stabsgruppe des Regierungspräsidiums 
keine speziellen Koordinierungsaufgaben 
wahrzunehmen . Sie konnte sich im we­
sentlichen darauf beschränken, die einge­
henden Lagemeldungen aus den übenden 
Landkreisen und dem Stadtkreis Ulm zu 
ordnen, um ein Gesamtlagebild zu gewin­
nen. Dies gestaltete sich teilweise schwie­
rig;weil die Meldungen nicht immer einge­
hend oder detailliert eingingen, weshalb 
verschiedentlich Rückfragen erforderlich 
waren. Bei realen Katastrophen der geüb­
ten Art wäre es in der Praxis kaum möglich, 
daß bei der räumlichen Ausdehnung des 
Schadensgebietes über drei Landkreise 
und eine Stadt das Regierungspräsidium 
Tübingen als höhere KatS-Behörde die 
Leitung der Bekämpfung übernehmen 
könnte, zumindest in der Anfangsphase 
nicht. 
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Kritik und 
Verbesserungsvorschläge 

Bei den Auswertungsbesprechungen nach 
der Übung (KatS-StabITEL/Einheitsführer) 
wurde fast übereinstimmend von allen be­
teiligten unteren KatS-Behörden die Aus­
gangslage der Übung bemängelt. Insbe­
sondere wurde es als unbefriedigend emp­
funden, daß die Hilfs- und Rettungseinrich­
tungen, die bei Unfällen unterhalb der Kata­
strophenschwelle täglich zum Einsatz ge­
langen, bei dieser Übung nicht mit einbe­
zogen worden sind. 

Wenn es §leichermaßen auch im Kreis 
Sigmaringen und im Stadtkreis Ulm zu 
erheblichen Zeitverzögerungen bis zum 
Eintreffen der KatS-Einheiten an den Ort 
des Katastrophengeschehens gekommen 
ist, so liegt dies in erster Linie nicht an den 
KatS-Einheiten selbst, sondern daran, daß 
entweder der KatS-Stab zu spät über die 
Einsetzung der KatS-Einheiten befunden 
hat oder es an einer schnellen Übermitt­
lung der Einsatz- und Marschbefehle an die 
eingesetzten Einheiten innerhalb des 
Landratsamtes bzw. des Bürgermeister­
amts Ulm gefehlt hat. 

Die schnelle Umsetzung von Entscheidun­
gen im KatS-Stab wurde auch dadurch 
behindert, daß alle Entschlüsse des Stabes 
auf Formblättern festgehalten worden sind, 
ehe eine Übermittlung nach außen an die 
KatS-Einheiten erfolgt ist. 

Die zeitlichen Verzögerungen beim Einsatz 
der KatS-Einheiten sind zum Teil auch dar­
auf zurückzuführen, daß die SichtungssteI­
len, denen eine zentrale Bedeutung im 
KatS-Stab zukommt, nicht optimal arbeite­
ten und die Fernmeldezentralen der Land­
ratsämter und des Bürgermeisteramts Ulm 
ebenfalls nicht reibungslos funktionierten. 

Generell aufgefallen ist, daß immer noch 
ein Defizit an Ausbildung für die Mitglieder 
des KatS-Stabes erkennbar ist. Dasselbe 
gilt z. T. auch für die Technischen Einsatz­
leitungen. 

Bei den Einheitsführern der verschiedenen 
Fachdienste fehlt teilweise die reibungs­
lose Zusammenarbeit vor Ort mit den Füh­
rern der anderen Fachdienste. Auch die 
Information der Technischen Einsatzleitun­
gen durch die Einheitsführer vor Ort bedarf 
noch der Verbesserung. 

Dringend verbesserungsbedürftig ist auch 
die Ausbildung und Schulung der KatS­
Stäbe. Dies setzt die Bereitschaft der Be­
hördenleitung voraus, das-hierfür vorgese­
hene und eingeteilte Personal auch zu ent­
sprechenden Lehrgängen zu entsenden 
und selbst von Zeit zu Zeit KatS-Übungen 
oder wenigstens Planbesprechungen 
durchzuführen. Besondere Bedeutung 
kommt der Sichtungsstelle zu, da hier ein 
Gesamtüberblick über die Zuständigkeiten 

im KatS-Stab und die Zusammenhänge 
vorhanden sein muß. 

Die KatS-Vollübung hat ferner gezeigt, daß 
die Arbeitsweise der meisten Fernmelde­
zentralen-HVB zu schwerfällig und lang­
sam war. Auch hier ist auf entsprechende 
Schulung und Ausbildung größter Wert zu 
legen. Die Stabsmitglieder ihrerseits dür­
fen sich nicht nur mit Beratung und Anord­
nung von Entscheidungen begnügen, son­
dern müssen auch die Ausführung und das 
Umsetzen ihrer Befehle durch die eigene 
Hausverwaltung (Sichtungsstelle, Fern­
meldezentrale-HVB) im Auge behalten (Er­
folgskontrolle). Die Übung hat nämlich ge­
zeigt, daß vielfach die Entscheidung im 
KatS-Stab zwar durchaus bald getroffen 
wurde, aber die praktische Umsetzung 
nach außen verzögerlich abgewickelt wor­
den ist. Falsch wäre es auch, wenn nach 
Bekanntwerden eines Katastrophenfalles 
der Stab erst lange berät, ohne sofort die 
vorhandenen KatS-Einheiten vorab zu alar­
mieren und an den Schadensort zu führen. 

Die gestellten Aufgaben und die erteilten 
Aufträge an die KatS-Einheiten wurden je­
doch in fachlicher Hinsicht insgesamt er­
füllt. 

Zusammenfassung 

Bei der Übung zeigte sich trotz der aufge­
tretenen Mängel und Schwierigkeiten aller 
Beteiligten, Übenden, Leitungsgehilfen, 
Schiedsricher sowie Verletzten darsteller 
eine große Einsatzbereitschaft. 

Trotzdem konnte der Übungszweck - wie 
dargelegt - erfahrungsgemäß nicht in vol­
lem Umfang erreicht werden. Die Ausbil­
dung der Stabsmitglieder (KatSL, TEL und 
Fernmeldezentrale) ist schwerpunktmäßig 
zu intensivieren. Ebenso bedarf es für die 
fachdienstübergreifende Durchführung 
von Einsatzerprobungen weiterer Übun­
gen auf Kreisebene. 

Zu prüfen ist auch, wie die Katastrophen­
schutzleitungen die Leitstellen von Feuer­
wehr und Rettungsdienst bei Übungen, 
aber insbesondere bei der Katastrophen­
bekämpfung noch besser einbeziehen 
können. Diese Frage müßte bei den einzel­
nen unteren KatS-Behörden grundsätZlich 
geklärt und danach verbindlich in der 
Stabsdienstordnung festgelegt werden. 

Die Einheitsführer der verschiedenen 
Fachdienste müssen noch mehr als bisher 
auf gegenseitiges enges Zusammenwir­
ken am Schadensort bedacht sein. 

Unter Berücksichtigung aller Aspekte kann 
die KatS-Übung "Donau-Bodensee" 
durchaus als nützlich und für alle Beteilig­
ten anregend bezeichnet werden. 



Bundesverband für den Selbstschutz 
Zwischen Nord· und Ostsee 

Kiel. Zum 8. Mal fand der vom Schles­
wig-Hoisteinischen Heimatbund veran­
slaltele " Schleswig-Holslein-Tag " statt. 
Er stand unter dem Motto "Frauen in 
Schleswig-Holstein - gestern, heute, 
morgen " und wurde vom Landesfrauen­
rat Schleswig-Holstein, dem 48 Frauen­
verbände und -gruppen angehören, ver­
anstaltet. 

44 Mitgl iedsverbände informierten bei 
der Zentralveranstaltung im Kieler 
Schloß über ihre Arbeit. Der BVS war 
mit einem Informationsstand im Schloß 
und mit einem Zelt auf dem SchloBhof 
vertreten . Beide Stände fanden viel In­
teresse. Besonders regen Zuspruch hat­
ten immer wieder die Demonstrationen 
der Brandbekämpfung und das Ablö­
schen brennender Kleidung. Ebenso in­
teressierten sich die Besucherinnen, die 
aus ganz Schleswig-Holstein angereist 
waren, für eine Lebensmittelbevorra­
tung. 

BV$-land ••• tellenlel­
ter Dr. Sah"nder be.­
grüßt die Sen.torin für 
Schulwesen, Jugend 
und Sport In Berlln, 
Dr. Hanna-Renate Lau­
rlen (Mitte), sowie die 
Parlamentarische 
Staatssekretärl" 
Annemart. Schulter 
(""'ha) am BVS. 
Stand. 

Für die ehrenamtl ichen Mitarbeiterinnen 
des BVS ergaben sich eine Vielzahl von 
Möglichkeiten zu Kontaktgesprächen mit 
Vertreterinnen der Frauenorganisationen. 

Insgesamt besuchten im Laufe des Ta­
ges über 2000 Interessenten die Infor­
mationsstände des BVS. 

Quer durch Niedersachsen 

Bad Benthelm, Der Landkreis Graf­
schaft Bentheim verfügt über die ersten 
acht Selbstschutz berater. Stadtdirektor 
Bernd Hagmayer überreichte den ehren­
amtl ichen Helfern, die in einer 60stündi­
gen Ausbildung auf ihre Aufgaben vor­
bereitet wurden, nach Abschluß der Prü­
fung in einer kleinen Feierstunde ihre 

Urkunden. Im ehemaligen Regierungs­
bezirk Osnabrück sind damit 450 Selbst­
schutzberater bestellt. 

Bad Bentheim sei in zwei Wohnbereiche 
gegliedert, so daß weitere sechs Berater 
notwendig seien, betonte der Stadtdirek­
tor, der bei dieser Gelegenheit noch 
einmal die Notwendigkeit eines wir­
kungsvollen Selbstschutzes hervorhob. 

Hagmayer sprach BVS-Dienststel lenlei­
ter Werner Köster sowie den Referenten 
Gerda Streck und Burkhard Kruse sei­
nen Dank für ihren Einsatz bei der Aus­
bildung der Selbstschutzberater aus. 

Bad Zwischenahn. In Zusammenarbeit 
mit der örtlichen Gruppe der Jungen 
Union verteilten Mitarbeiter der BVS­
Dienststelle Wilhelmshaven in Bad Zwi­
schenahn Informationsmaterial über den 
Zivil- und Selbstschutz. 

Anlaß der von der Jungen Union ausge­
richteten Aktion war ein Bauvorhaben an 
der Bahnhofstraße, dessen Tiefgarage 

als Schutzraum ausgewiesen werden 
sol l. 

Göttingen, Heinz Braatz, Wieda, ist er­
neut zum Helfervertreter der BVS­
Dienststelle Götlingen gewählt worden . 

Seine Stellvertreter sind IIse Schütze, 
Northeim, und Karl-Heinz Kemnitzer, 
Göttingen. 

Blickpunkt 
Nordrhein·Westfalen 

Wesel. Die BVS-Dienststelle Wesel in­
form ierte an läßlich der Landesdelegier­
tentagung des Deutschen Siedlerbundes 
Ruhr-Nießerrhein am 4. Mai 1985 in 

Weeze/ Kreis Kleve die Teilnehmer der 
Veranslaltung über den Bau von Haus­
schulzräumen. 

Darüber hinaus wurde auf Beschluß des 
Landesvorslandes das Siedlerhandbuch 
- eine Broschüre und Loseblattsamm­
lung des Deutschen Siedlerbundes -, 
das jeder Gemeinschaftsleiter als Füh­
rungsunterlage benulz!, mit der Schutz­
baufibel ausgestattet. 

Insgesamt wurden 200 Exemplare den 
Gemeinschaftsleitern der Städte Ober­
hausen, Essen , Mülheim, Duisburg so­
wie der Kreise Kleve und Wesel zur 
Verfügung geslellt. 

Essen. Zwei Tage lang stand Essen­
Werder im Zeichen der Verkehrssicher­
heit. Neben der Stadt beteiligten sich 
auch zahlre iche Organisationen wie Poli ­
zei, ADAC, TÜV, DRK, ASB, Barmer Er­
satzkasse, Verkehrswacht und BVS an 
den Verkehrssicherheitstagen. 

Der BVS zeigte unter dem Motto 
"Selbstschutz - Ihre Sicherheit - auch 
im Straßenverkehr" Beispiele aus dem 
Bereich der lebens rettenden SofortmaB­
nahmen. Interessierten Bürgern wurden 
auch die Handhabung eines Autofeuer­
löschers und das Ablöschen in Brand 
geratener Kle idung demonstriert. Wer 
hierbei erkannte, daß seine Kenntnisse 
nicht mehr auf dem neu esten Stand wa­
ren , konnte gleich eine Einladung zu ei­
nem Selbstschutz-Grundlehrgang mit­
nehmen. 

Sundern. Einen Sicherheitswettbewerb 
unter der Schirmherrschaft des Bürger­
meisters Franz-Josef Tigges führte die 
BVS-Dienststelle Arnsberg in Zusam­
menarbeit mit Polizei, Feuerwehr, MHD, 
THW, DLRG und der Bezirksverkehrs­
wacht in Sundern durch. 

Zahlreiche Bürger nutzten die Möglich­
keit, ihre Kenntnisse in der Selbst- und 
Nächstenhilfe zu überprüfen. Die elf 
Wettbewerbs-Stat ionen waren ständig 
von einer großen Zahl von Zuschauern 
umringt. 

In der Abschlußveranstaltung betonte 
der Schirmherr u. a., eventuelle Lücken 
in der Beherrschung voo Hilfsmaßnah­
men könnten durch den Besuch von 
Lehrgängen, die der BVS anbiete, ge­
schlossen werden . 

Den drei Erstplazierten des Sicherheits­
wettbewerbs überreichte der Bürgermei­
ster Ehrenpreise. 
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Olpe. Nach 26 Jahren Mitarbeit im BVS 
verabschiedete Landesstellenleiter Peter 
Eykmann Rolf Stern, FaChbearbeiter der 
Dienststelle Olpe, in den Ruhestand. 

Stern begann 1959 ehrenamtlich bei der 
damaligen BLSV-Dienststelle Gummers­
bach und wurde dort 1964 hauptamtlich 
übernommen. Im Zuge der Umstruk­
turierung des Verbandes kam er 1979 
nach Olpe. 

,. 

• 

BVS-Landesstellenltlter Pet.r Eykmann (links) 
verabschiedet Roff Stern In den Ruhestand. 

(Folo: Phlllpp) 

Wer so lange wie Stern mit aller Kraft 
und aus Überzeugung für den Verband 
tätig war, kann nicht von heute auf mor­
gen aufhören. So ist es für ihn selbst­
verständlich, weiterhin ehrenamtlich mit­
zuarbeiten. 

Dortmund. Das Jugenddorf/Berufsbil­
dungswerk in Dortmund-Oespel veran­
staltete am 1. Mai den traditionellen 
"Tag der offenen Tür". Der BVS betei­
ligte sich mit einem Sicherheitswettbe­
werb unter dem Motto "Damit Hilfe kein 
Zufall bleibt" . Praktische Übungen aus 
dem Bereich der lebensrettenden So­
fortrnaßnahmen und dem Brandschutz 
sollten richtig ausgeführt sowie Fragen 
zu diesen Themen beantwortet werden. 
Die einzelnen Aufgaben waren an den 
Ständen von DRK, MHD, JUH, Feuer­
wehr, Polizei und BVS zu lösen. 

Rund 3000 Besucher informierten sich 
über die Arbeit im Berufsbildungswerk 
und an den acht Stationen des Sicher­
heits-Wettbewerbs. 

Dte drei B .. tplazlerten 
des BVS-Slcherh,ttl­
wettbewerb • . 

(Foto: Spllker) 
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Aktuelles aus Rheinland·pfalz 

Idar·Oberstein. Die BVS-Dienststelle 
Kaiserslautern beteil igte sich mit einem 
Informationsstand an der "Nahe-Huns­
rück-Schau" in Idar-Oberstein. Der An­
drang der Besucher war vor und wäh­
rend der Pfingsttage sehr groß. 

Viele Besucher ließen sich am BVS­
Stand über Zivil- und Selbstschutz infor­
mieren, wobei insbesondere die Vorsor­
gemaßnahmen im Vordergrund des In­
teresses der Bürger standen. 

Auch die ausgestellten Schutzraum­
modelle zogen viele Interessenten an . 

Worms. Am diesjährigen Pfingstmarkt in 
Worms beteiligte sich die BVS-Dienst­
stelle Mainz mit einer Ausstellung. 

Am Eröffnungstag besuchte auch Ober­
bürgermeister Neuß den BVS-Stand. 
Dienststellenleiter Horst Hübner infor­
mierte den Oberbürgermeister über die 
Aktivitäten des BVS in Worms. Neuß 
zeigte sich über die hohe Zahl der 
durchgeführten Veranstaltungen erfreut 
und auch über die Bereitschaft der Be­
hörden und Betriebe, Selbstschutz m aß­
nahmen durchzuführen. Er versprach, 
weiterhin die Arbeit des BVS innerhalb 
seiner Stadt zu unterstützen, seien doch 
die Maßnahmen des Selbstschutzes für 
die Bürger lebenswichtig. 

Trier. Am diesjährigen . Rheinland-Pfalz­
Tag " in Trier beteiligte sich die BVS­
Dienststel le mit der Ausstellung "Zivil­
schutz mit dem Bürger - für den Bür­
ger", einem Informationsstand in der 
Stadt, einem FIlmwagen im Freigelände 
und an einer Frauenbörse. 

Durch die verschiedenen Stationen war 
es möglich, viele Besucher, die nicht 
nur aus der Stadt selbst, sondern auch 
aus dem weiten Umland und aus dem 
nahen Großherzogturn Luxemburg 
kamen, anzusprechen. 

Viele Verbindungen zu Verbänden und 
Vereinen wurden hergestellt und das 
Ausbildungsangebot des BVS aufge­
zeigt. 

Saarland·Rundschau 

Saarbrücken. Fragen zu den Aufgaben 
des BVS und der Zusammenarbeit mit 
dem Innenministerium waren Gegen­
stand einer eingehenden Unterredung 
zwischen Innenminister Friedel Läpple 
und BVS-Landesstellenleiter Christian 
Koch. 

Dabei ging es auch um die Struktur des 
Verbandes, insbesondere aber um die 
organisatorischen Gegebenheiten im 
Saarland. In diesem Zusammenhang 
hob Koch das gute Zusammenwirken 
mit dem Innenministerium, dem Stadt­
verband Saarbrücken, den Landkreisen 
und den Gemeinden hervor. Nur da­
durch, so der Landesstellenleiter, sei es 
mög lich gewesen, innerhalb des Landes 
eine äußerst günstige Aulgabenentwick­
lung zu erreichen. 

Nach den Darlegungen des LandessteI­
lenleiters besteht die Absicht, für Man­
datsträger politischer Parte en und damit 
auch für Kommunalpolitiker die seiner­
zeit eingeleiteten und bewährten Infor­
mationstagungen verstärkt durchzufüh­
ren und darüber hinaus auch die für er­
folgreiche Hilfeleistungen und Scha­
densbekämpfungen notwendigen In­
struktionen für alle Bevölkerungsgrup­
pen zu intensivieren. 

Worte des Dankes fand der Innenmini­
ster für den aufschlußreichen Überblick, 
wobei er gleichzeitig seine Anerkennung 
für die Aufgabenerfüllung, Insbesondere 
aber lür die Tätigkeitsentwicklung der 
letzten Jahre im Saarland ausdrückte. 
Auch er messe der intensiven und ge­
zielten Information der Bürger im Inter­
esse einer guten sowie rechtzeitigen 
Vorsorge und Hilfeleistung eine beson­
dere Bedeutung bei. 

Die Katastrophen verschiedenster Art in 
der Welt machten diese Notwendigkeit 
sehr deutlich . Deshalb begrüße er auch 
die Herausstellung der Wichtigkeit des 



Saartanda Innenminister Friedei U pple (links) 
empfi ngl SVS-undeutellenlelter Chrlstian 
Koch zu einem Gespri ch. (Foto: Serbien) 

Zivilschutzes unter friedens mäßigen 
Aspekten . Diese müsse man ohnehin im 
Vordergrund sehen, weil die Menschen 
fast täglich mit unliebsamen Gefahren­
situationen konfrontiert würden. Läpple 
wünschte dem Landesstel lenleiter sowie 
den haupt- und ehrenamtl ichen Mitarbei­
tern für die künftige Aufgabenerfül lung 
weiterhin viel Erfolg und sicherte gleich­
zeitig jegliche Unterstützung zu. 

Südwest aktuell 

Offenburg. 1984 führte die BVS-Dienst­
stelle Offenburg einige Veranstaltungen 
bel Feuerwehren durch. In verstärktem 
Maße traten aufgrund der guten Reso­
nanz weitere Wehren an die Dienststelle 
heran, mit der Bitte um Beteiligung an 
"Tagen der offenen Tür" . 

Der BVS-Filmwagen und die Demon­
strat ionen von Selbsthilfemaßnahmen 
finden bei den Besuchern ein positives 
Echo. Verschiedene Wehren zeigen sich 
auch an " ABC-Schutz " -Lehrgängen in­
teressiert . Zumeist wird der Wunsch ge­
äußert, diese Lehrgänge im Winterhalb­
jahr durchzuführen. 

Karlsruhe. Die BVS-Dienststel le Karls­
ruhe zeigte in Zusammenarbeit mit der 
Stadt Bruchsal in der Kassenhalle der 
Sparkasse Bruchsal die Ausste llung 
"Zivilschutz mit dem Bürger - für den 
Bürger" unter der Schirmherrschaft des 
Innenministers des Landes Baden-Würt­
temberg, Dietmar Schlee. 

Zur Eröffnung der Ausstel lung begrüßte 
der Werbeleiter der Sparkasse, Stark. 
zahlreiche Gäste, unter ihnen Regie­
rungs-Vizepräsident Schütz und Bruch­
sais Oberbürgermeister Dr. Bieringer. 

Dr. Bieringer verwies darauf, daß Zivil ­
und Selbstschutz notwendig seien und 
keinesfalls eine Art Kriegsvorbereitung 
bedeuteten. wie zuweilen behauptet 
werde. Bestes Beispiel dafür seien die 
Schweiz und Schweden. wo der Zivil ­

.schutz einen hohen Stel lenwert ein­
nehme. 

Der Leiter der BVS-Landesstelle Baden­
Württemberg, Wolfgang Raaeh, erläuter­
te anschließend die Aufgaben des 
Selbstschutzes. 

Rottwell. Zur ersten gemeinsamen Fort­
bildungsveranstaltung trafen sich die 
Selbstschutzberater aus dem Landkreis 
Tuttl ingen. Eingeladen dazu hatte die 
BVS-Dienststelle Rottweil. Der zuständi­
ge Dezernent beim Landratsamt, Dr. 
Bernd Appel, begrüßte in Vertretung des 
Landrats die Teilnehmer. Appel skizzier­
te kurz die Aufgaben der Gemeinden im 
Selbstschutz und zeigte auf, wo und wie 
das Landratsamt die Anstrengungen der 
Gemeinden unterstützen will, da sich für 
das Landratsamt aus den gesetzlichen 
Grundlagen keine direkten Zuständigkei­
ten ergeben. 

Daß man es nicht bei Absichtserklärun­
gen bewenden lassen will. belegte Ap­
pel an verschiedenen Beispielen . So ha­
be das Landratsamt Informationsveran­
staltungen des BVS und der Gemeinden 
sowohl ideell als auch materiel l unter­
stützt. 

In seinem Referat ging anschließend der 
Leiter des Amtes für Zivi l- und Katastro­
phenschutz beim Landratsamt Tutt lin­
gen, Eberhard Offinger, auf den Kata­
strophenschutz im Landkreis Tuttl ingen 
ein. Dem besonderen Interesse der 
Selbstschutzberater entsprechend , er­
läuterte Offinger den Aufbaustand und 
die Standorte der Katastrophenschutz­
EInheiten. Zahlreiche interessierte Fra­
gen aus dem Kreis der Selbstschutzbe­
rater, auch hinsichtlich einer Einbindung 
in den Katastrophenschutz. beweise, so 
Offinger, wie ernst die Selbstschutzbe­
rater ihre Aufgaben nähmen. 

In diesem Engagement müssen sie 
durch die Gemeinden, für die die 
Selbstschutzberater ehrenamtlich tätig 
seien, gestärkt und bestärkt werden, be· 
tonte Karl-Heinz Meister, Leiter der 
BVS-Dienststelle Rottweil, in seinem 
Schlußwort zu dieser gelungenen Fort­
bildungsveranstaltung . 

Mannhelm. Großes Interesse fand der 
diesjährige BVS-Fachlehrgang für Warn· 
stellenleiter in Mannheim. Über 100 Teil ­
nehmer aus dem Rhein-Neckar-Kreis 
ließen sich in der Handhabung ihrer 
Warnste lle schulen. 

Die Bundesakademie für Wehrverwal­
tung und Wehrtechnik hatte für diese 
Veranstaltung ihren großen Hörsaal zur 
Verfügung gestellt. In Vertretung des 
Präsidenten der Akademie gab Ud. 
Wiss. Direktor Pschera den Lehrgangs­
teilnehmern einen kurzen Überblick über 
die Aus- und Fortbildungsmöglichkeiten 
der Hochschule. 

Bayern heute 

München. Anläßl ich der Jahresver­
sammlung der Schwerbehinderten der 
BVS-Landesstelle Bayern wurde Udo 
Schönfeld, Regensburg, zum neuen 
Bezirksvertrauensmann gewählt. 

Richard Breu , Würzburg , der das Amt 
seit Oktober 1977 innehatte, ging am 
30. Juni 1985 in den Ruhestand . Lan­
desstellenleiter Günther Kopsieker und 
Bezirkspersonalratsvorsitzender Konrad 
Weigl dankten Breu für die langjährige 
gute Zusammenarbeit. 

München. Als Resonanz auf den Jah­
resbericht 1984 erreichte die BVS-Lan­
desstelle Bayern unter vielen anderen 
auch ein Schreiben des Bayerischen 
Staatsministeriums für Arbeit und Sozial­
ordnung mit folgendem Wortlaut : 

Sehr geehrter Herr Kopsieker, 

für den uns übersandten Jahresb6l'icht 
1984 danke ich Ihnen auch im Namen 
des Herrn Staatsministers Franz Neu­
bauer. 

Ich te ile Ihre Auffassung , daß der Wille 
zur realistischen Selbstbehauptung und 
damit die Fähigkeit zur Verteidigung nur 
in einer informierten Gesellschaft wach­
sen kann und es einer voll aufgeklärten 
Bevölkerung bedarf, um Einsichten in 
unbequeme Notwendigkeiten zu 
wecken. 

Der Jahresbericht 1984 macht anschau­
lich, wie sehr sich der Bundesverband 
für den Selbstschutz durch zahlreiche 
Veranstaltungen in der Öffentlichkeitsar­
beit und informative Ausbildungslehr­
gänge um die Aufklärung der Bürger be­
müht. Diese Leistung verdient hohe An­
erkennung. 

Die neue Form Ihres Rechenschaftsbe­
richtes dürfte nicht zuletzt wegen der 
gut gelungenen graphischen Ausgestal­
tung großen Anklang finden. 

Anschließend darf ich Ihnen versichern, 
daß Sie und Ihre Mitarbeiter jede Unter­
stützung erfahren werden, die der Zu­
ständigkeitsbereich des Bayerischen Ar­
beits- und Sozialministeriums zuläßt. 

Mit freund lichen Grüßen 
gez. Dr. Spaeth 
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Technisches Hilfswerk 

Schieswig-Hoistein I? 
Ölteppich bedrohte 
Strandbad 

Neustadt. Ölalarm gab es am Mittwoch, 
dem 5. Juni 1985, abends im Neustäd­
ter Hafen, nachdem ein größeres Ölfeld 
gesichtet worden war, das mit auflandi­
gem Wind auf das Strandbad am Beginn 
des Hafens zutrieb. 

Mit einem Siebrechen wird die Wasserober· 
fläche gesäubert. (Foto: Behrens) 

Zahlreiche Kräfte der Wasserschutzpoli­
zei, der Feuerwehr und der Ölwehr des 
THW-OV Neustadt wurden alarmiert, um 
die Gefahr einer Ölpest zu verhindern. 
Das zunächst gemeldete große Ölfeld 
wurde durch umlaufende Winde jedoch 
zerteilt und trieb in einen Teil des Bun­
desgrenzschutz-Hafens, wo die Helfer 
der THW-Ölwehr bis zum späten Abend 
das Schmieröl weitgehend vom Wasser 
absaugen konnten. C. B. 

I Hamburg 

Nachruf 

Am 24. Mai 1985 verstarb unser 
Althelfer 

Helmuth Eiberg 

im Alter von 59 Jahren. 
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Eiberg hat sich im Jahre 1962 anläßlich 
der großen Sturmflut dem THW in Ham­
burg zur Verfügung gestellt. Seine be­
ruflichen Kenntnisse und sein großes 
Improvisationstalent haben ihn in diesen 
Krisentagen zu einem unentbehrlichen 
Helfer werden lassen. Seine Fähigkeit 
und sein Einsatz führten dazu, daß er 
sehr schnell die Aufgaben eines Schirr­
meisters übernehmen konnte. In dieser 
Eigenschaft nahm er an allen großen 
und kleinen Einsätzen des Bezirksver­
bandes teil. 

Seine Einsatzbereitschaft führte ihn bis 
an die Grenzen seiner Leistungsfähig­
keit. Insbesondere beim großen Wald­
brand 1976 in der Lüneburger Heide hat 
Eiberg sich außergewöhnlich bewährt. 
Aus gesundheitlichen Gründen mußte er 
seinen Dienst beim THW aufgeben. Er 
blieb dem Bezirksverband jedoch als 
Althelfer eng verbunden. 

Wir werden ihm ein ehrendes Andenken 
bewahren. 

Der Bezirksbeauftragte und die Helfer 
des THW-Bezirksverbandes Hamburg­
Altona. 

I Baden-Württemberg IJ I 
Alarmplan überprüft 

Emmendingen. Unverhofften Alarm gab 
es kürzlich für die Helfer des THW-OV 
Emmendingen. In einer Übung unter 
einsatzähnlichen Bedingungen wollte die 
Leitung des Ortsverbandes den Stand 
von Ausbildung und Einsatzfähigkeit 
überprüfen. 

Als gegen 19.00 Uhr die ersten Helfer 
über Alarmempfänger durch die Ret­
tungsleitstelle alarmiert wurden, wußten 
nur wenige, daß es sich bei diesem Ein­
satz um eine Übung handelte. Während 
einige Helfer bereits nach wenigen 
Minuten die THW-Unterkunft erreichten 
und sich für den Einsatz vorbereiteten, 
erfolgte noch in den folgenden beiden 
Stunden die Nachalarmierung von Hel­
fern über Telefon. 

Grundgedanke der Übung, der die Ein­
satzleitung den bezeichnenden Namen 
"Unwetter" gegeben hatte, war vor al­
lem die Überprüfung des neuen Alarm­
planes, der den Einsatz von THW-Hel­
fern aus dem gesamten Kreisgebiet re-
geln soll. G. W. 

THW beim Schulfest 

Pforzhelm. Aus den Klassenzimmern 
dröhnt Popmusik. auf dem Gang verkau­
fen die Schüler Schnitzelweck und Ge­
tränke, die Schulband spielt einen fetzi­
gen Rock and Roll. Wo sonst Mathe und 
Deutsch gebüffelt werden, ist heute ein 
buntes Treiben. Bis 24.00 Uhr hat die 
Direktion des Hilda-Gymnasiums das 
Schulfest genehmigt. 

Im Schulhof stehen Fahrzeuge des 
THW-Instandsetzungsdienstes. Helfer 
verlegen Kabel, 1000-Watt-Scheinwerfer 
werden auf die Stative geschraubt, Not­
stromerzeuger abgeladen. 

Sicherheitsbeleuchtung heißt das Stich­
wort, daß das THW auf den Plan ruft. 
Wenn der Strom ausfällt, muß bei Ver­
anstaltungen dieser Art eine netzunab­
hängige Beleuchtung vorhanden sein. 
Bei neueren Schulgebäuden ist diese 
bauseitig bereits installiert, bei älteren 
Gebäuden wie diesem kann sie durch 
das THW siChergestellt werden. 

Ausleuchten von Schadensstellen ist ei­
ne der Aufgaben des THW. Die Errich­
tung einer Sicherheitsbeleuchtung in ei­
nem Schulgebäude ist hierzu eine gute 
Vorbereitung auf den Einsatzfall. F. W. 

Pkw aus der Donau geborgen 

Ehlngen. In der Nacht zum 1. Mai 1985 
landeten zwei junge Männer auf dem 
Heimweg von einem Maifest mit ihrem 
Auto in der Donau kurz vor dem Hei­
matort Öpfingen. Wie durch ein Wunder 
konnten sie sich unverletzt aus dem un­
tergehenden Fahrzeug retten und ge­
langten schwimmend ans Ufer. 

Am Morgen wurde der Kommandant der 
Stützpunktfeuerwehr Ehingen gebeten, 
das fast neue Auto aus der Donau zu 
bergen. Nachdem das Auto vom Ufer 
aus nicht zu sehen war, bat der Feuer­
wehrkommandant das THW um Hilfe. 

Der THW-OV Ehingen rückte mit zehn 
Helfern, unter ihnen einige Taucher, un­
ter der Leitung von Zugführer Ebner 
aus. 

Das Auto wurde schnell gefunden, und 
den Tauchern gelang es nach kurzer 
Zeit, trotz starker Strömung, das Win­
denseil des GKW mit Hilfe von Drahtseil­
strupps an der Vorderachse festzuma­
chen. An der steilen Uferböschung wur­
den lange Bohlen schräg eingestellt und 
das Auto über diese Hilfsrampe ohne 



Beschädigung auf das trockene Land 
gezogen. R. K. 

Hilfe nach Ölunfall 

Trosslngen. Im Bereich des Stadtbahn­
hofs Trossingen (nichtbundeseigene Ei­
senbahn) versickerte beim Umschlag ei­
ne größere Menge Öl. Das ausgelaufene 
Öl gelangte durch den Gleisschotter in 
das Erdreich und über die Kanalisation 
in die Kläranlage. Dort mußten umge­
hend ca. 25000 Liter verunrein igtes 
Wasser abgepumpt werden . 

Im Bahnhof wurde der konzentrierte Ein­
satz von Feuerwehr, THW und Fachfir­
men nötig: Gleisanlagen waren abzu­
bauen , danach wurde das verseuchte 
Erdreich abgetragen . 

Teile des Bergungszuges des THW-OV 
Trossingen wirkten an zwei Tagen bei 
der Gleisdemontage mit. Insgesamt wur­
den drei Gleisstücke von je ca. 50 m 
sowie mehrere Weichen entfernt. Ferner 
galt es, die Einsatzstelle auszuleuchten. 

Bergungseinsatz unter 
schwerem Atemschutz 

G. K. 

Ellwangen. Am Dienstag , dem 7. Mai 
1985, war ein Atemschutztrupp des 
THW-OV Ellwangen in der Kläranlage 
der Gemeinde Neuler im Einsatz. Aus 
dem unteren Teil eines acht Meter tiefen 
Schlammbehälters mußte ein schweres 
Stahlrohr entfernt werden. Dazu wurde 
ein Helfer mit PreßluHatmer in den mit 
Faulgasen angefüllten Betonbehälter ab­
gelassen. Er befestigte das Drahtsei l 
des Greifzugs an dem Rohr, so daß die­
ses anschließend hochgezogen werden 
konnte. 

Eingesetzte KräHe und Ausstattung : 
Atemschutztrupp zuzüglich weiterer drei 
Helfer der Gerätegruppe sowie Fach­
dienstgerät des Gerätekraftwagens. 

K. E. E. 

Ein gesicherter THW·Helfer steigt In den 
Schlammbehitter. (Foto: Eimer) 

I Bayern s i 
An Hydropresse und 
Petromax nichts verlernt 

Bad Kissingen. Retten, bergen, helfen 
lautet die Devise des THW, und die viel­
fältigen Aufgaben, die sich dahinter ver­
bergen, bedingen ein umfangreiches 
Wissen der THW-Helfer. Den Umgang 
mit dem für Einsätze notwendigen Gerät 
erlernen sie in einer zirka zweijährigen 
Grundausbildung. 

Zehn Helferanwärter des THW-OV Bad 
Kissingen haben jetzt zusammen mit ei­
nem Schweinfurter und einem Aschaf­
fenburger THW-Helfer in der UnterkunH 
in der Waldsiedlung nahe Rottershausen 
eine Prüfung über die verschiedenen 
Aufgabengebiete absolviert, mit deren 
Abschluß sie sich den Helferstatus er­
worben haben. Mit 92,9 Prozent der er­
reichbaren Punkte schlossen sie die 
Prüfung ab, ein Ergebnis, auf das stv. 
OrtsbeauHragter Helmut Rink (Aschach) 
und die beiden Ausbilder Thomas Bütt­
ner und Robert Meisner sto lz sind . 

Die Prüfung nahm eine Kommission, der 
die Verantwortlichen der THW-Ortsver­
bände Marktheidenfeld, Würzburg und 
Schweinfurt angehörten, unter der Lei­
tung von Rud i Kugler (Schweinfurt) ab. 
Als Vertreter des Landesverbandes hatte 
sich der GeschäHsführer des Bereichs 
Schweinfurt, Günter Theinert, eingefun­
den. Obwohl die Prüfung unter 
denkbar ungünstigen Voraussetzungen 
stattfand - der Himmel hatte seine 
Schleusen geöffnet und es goß in Strö­
men - erzielten die Prüflinge zum Tei l 
hervorragende Ergebnisse. 

Verschiedene Aufgabengebiete 

Nach Abschluß der Zwischenprüfung am 
20. Mai 1984, welche die Tei lgebiete 
Erste-Hilfe-Ausbildung, Aufgaben und 
Gliederung des THW, Ausstattung der 
Fachdienste, Arbeiten mit Faser- und 
Drahtsei len sowie Ketten , Metalibearbei­
tung, Erdarbeiten und Einsatz bei Was­
sergefahren umfa8te, beinhaltete die 
weitere Grundausbildung die Teilgebiete 
Einsatzlehre, Kartenkunde, Genfer Kon­
vention, Katastrophen-, und Zivilschutz­
gesetz sowie Atemschutz, Umgang mit 
Leitern, Holz- und Gesteinsbearbeitung, 
Ausleuchten von Einsatzstellen und Be­
leuchtungsmittel. 

Die Notwendigkeit einer solchen Ausbil­
dung mit abschl ießender Prüfung be­
gründete slv. OrtsbeauHragter Helmut 
Rink mit der Vereinheitlichung der Aus­
bildung aller THW- Helfer im Bundesge­
biet. Deshalb sei auch seit 1979 eine 
solche Prüfung für jeden, der im THW 
Dienst tut, obl igatorisch. Außerdem kön-

ne so am besten der Ausbildungsstand 
jedes einzelnen nachgeprüH werden, je­
der müsse sich schließl ich mit den Ge­
räten auskennen und sie bedienen kön­
nen sowie das nötige theoretische 
Grundwissen haben. 

Traumergebnis t 00 Prozent 

Die Theorie wurde als erstes vom Leiter 
der Prüfungskommission, Rudi Kugler, 
behandelt. 40 Fragen hatte jeder zu be­
antworten : Wer ist der Landesbeauftrag­
te des THW Bayern? - Welchen Durch­
messer hat eine Bindeleine? - Welche 
SicherheitsvorschriHen sind beim Um­
gang mit dem Gesteinsbohrhammer zu 
beachten? - Wozu dient ein Stechbei­
tel? Aufgrund der umfassenden Ausbil­
dung fiel es den meisten nicht schwer, 
die richtigen Antworten zu finden. Drei 
Prüflinge erreichten dabei sogar das 
Traumergebnis von 100 Prozent. Das 
Wissen auch in die Praxis umzusetzen, 
war im zweiten Teil der Prüfung ver­
langt. An fünf Stationen wurden die Auf­
gabengebiete Einsatzlehre und Umgang 
mit Leitern, Holzbearbeitung, Gesteins­
bearbeitung, Bewegen von schweren 
Lasten und Ausleuchten von Einsatz­
steIlen getestet. 

Mit einer Einsatzkarte1 :50000 vom 
Raum Schweinfurt hatten sich die Prüf­
linge am Anfang zu befassen ... Geben 
Sie mir bitte die Koordinaten von 
,Deutschhof' ... Jetzt zeigte es sich, ob 
der Prüfling den Umgang mit Planzeiger 
und Karte gelernt hatte. Er hatte : 
901473 lautete die richtige Antwort. 
Auch die Steckstrickleiter bereitete we­
nig Schwierigkeiten, wenn auch man­
cher im Eifer des Gefechts beim Bestei­
gen seine Fußspitzen in die verkehrte 
Richtung zeigen ließ. 

Umgang mit Motorsäge und Axt 

Weniger ruhig ging es bei der Station 2 
.. Holzbearbeitung .. zu ; Motorsägenlärm 
war dort zu hören . Wie spitze ich mit 
Motorsäge oder Axt einen Pfahl zu? 
Welche Maße muß die Spitze haben? 
Hierbei gab es meist wenig zu überle­
gen, hatten die Prüflinge doch während 
ihrer Ausbildung derartige Übungen 
schon mehrmals absolviert. Auch das 
Ausstemmen eines Zapfloches war nicht 
so schwierig . Und immer wieder kam 
die Frage nach den Sicherheitsbestim­
mungen, die beim THW besonders groß 
geschrieben werden. 

Kaum leiser ging es auch bei der Ge­
steinsbearbeitung zu : der Gesteinsbohr­
hammer knatterte, der Trennschleifer 
kreischte. Mit lauter Stimme gab der 
Prüfer immer wieder seine Anweisun­
gen: .. Bohren Sie in diesen Betonblock 
ein Loch und spalten Sie ihn mit dem 
richtigen Werkzeug ." Genau achtete er 
darauf, ob auch Schutzbrille und Hand-
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schuhe angelegt wurden und vor allem, 
ob der zukünftige Helfer es verstand, 
mit dem Gerät umzugehen. Nun noch 
mit dem Trennschleifer ein Tonrohr an­
schneiden - schon konnte es weiter zur 
nächsten Station gehen. 

Hier wurde beeindruckend demonstriert, 
wie ein einzelner Helfer mit den richtigen 
Hilfsmitteln schwere Lasten bewegen 
kann. Mit der Hydropresse mußte der 
Prüfling den Gerätekraftwaren anheben. 
"Sie haben eine Kleinigkeit vergessen", 
kam die Ermahnung, nachdem der Jung­
helfer mit seiner Aufgabe fertig war. Ein 
sorgfältiger Blick auf die gesamte Appara­
tur, trotzdem fand er keine Erklärung. "Sie 
haben die Deckel der Anschlüsse nicht 

Warndienst 
Ehrung für Hans Kapralek 

Rodenberg/Delster. Auf eine 25jährige 
Tätigkeit im öffentlichen Dienst konnte 
jetzt Hans Kapralek zurückblicken. Ka­
pralek wurde 1925 in Breslau geboren. 
Der gelernte Kraftfahrzeugschlosser ist 
seit 1965 beim Warnamt III als Kraftfah­
rer beschäftigt. 

Au . der Hand von Warnamtl'erter e rlkupek 
(linka) nimmt Han. Kapralek die Dankurkunde 
entgegen. (Foto: Bllkupek) 

Bei der Überreichung der Dankurkunde 
betonte der Leiter des Warnamtes 111 , 
Wolfgang Biskupek, daß er sich bei 
Dienstfahrten gern Kapralek anvertraue 
und verwies darauf, daß dieser bereits 
seit über 20 Jahren unfallfrei Kraftfahr-
zeuge lenke. H. W. H. 

Christian Bernert 
ausgezeiChnet 

Rodenberg/Delster. Für seine Verdien­
ste, die er sich in 20jähriger freiwilliger 
und ehrenamtl icher Mitarbeit als Helfer 
und nebenberuflicher Mitarbeiter im 
Warnamt 111 erworben hat, wurde Chrl-
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zusammengeschraubt" ; nur ein kleiner 
Fehler, aber Genauigkeit ist gefragt. 
Jetzt galt es noch, einen Eisenträger mit 
Hilfe des Öldruckhebers zu verschieben, 
den Greifzug einzuschirren und einen 
Wagen mit Hilfe der Zahnstangenwinde 
anzuheben . Noch einmal schwierig wur­
de es bei der letzten Station . Das Aus­
leuchten von Einsatzstellen muß schnell 
gehen, jeder Handgriff muß sitzen. Was 
ist bei Inbetriebnahme des Stromaggre­
gats zu beachten, wie sind die Schein­
werfer mit Dreibeinstativ zu sichern, 
exakte Antworten waren verlangt. Jetzt 
noch die Petromax (Starkliehtlaterne) in 
Betrieb nehmen und die Glühbirnen bei 
Kopfhand- und Handleuchte auswech­
seln - die Prüfung war beendet. . 

stian Bernert in einer kleinen Feierstun­
de ausgezeichnet. 

Der Leiter der Abte ilung Warndienst im 
Bundesamt für Zivi lschutz, Ud. Bau­
direktor Dr. August-Jürgen Maske, 
überreichte Bernert die Ehrennadel mit 
Goldrand und die Ehrenurkunde des 
Warndienstes. 

Bernert, selbständiger Geschäftsführer 
in BIomberg, begann seine ehrenamtli­
che Mitarbeit im Warnamt 111 im Jahre 
1965 zunächst als Helfer des Warndien­
stes. Später unterstützte er als neben­
beruflicher Mitarbeiter die hauptamtli­
chen Einsatzleiter bei Ausbildungsveran­
staltungen und bei Übungen. Auch als 
die ursprünglich zehnjährige Verpflich­
tungszeit als Warndienst-Helfer abgelau­
fen war, blieb Ber'lßrt dem Warndienst 
treu . 

Dr. Maske hob in seiner Ansprache her­
vor, daß freiwillige Helfer wie Bernert, 
die bei der Erfüllung der humanitären 
Aufgabe des Warndienstes aktiv mitwir­
ken, aus Verantwortung für unsere Ge­
meinschaft handeln. Bernert habe mit 
seiner 20jährigen Mitarbeit das Prinzip 
der freiwilligen und ehrenamtl ichen Mit­
arbeit für öffentliche Aufgaben zur Gel­
tung gebracht, betonte Dr. Maske. Diese 
Haltung sei als VOl bi ldlich zu be­
zeichnen. 

Der Leiter des Warnamtes 111 , Wolfgang 
Biskupek, nahm die Ehrung zum Anlaß, 
den versammelten nebenberufl ichen 
Mitarbeitern den Wert ihres freiwilligen 
Engagements zu verdeutl ichen. Bisku­
pek erinnerte daran, daß Helfer des 
Warndienstes wie Bernert beachtliche 
persönliche Opfer für die Allgemeinheit 
bringen. Sie investieren viel von ihrer 
Freizeit in eine intensive Ausbildung und 
in Warndienst-Übungen . " Dieser im Stil-

Gutes Prüfungsergebnis 

Nach Auswertung der Ergebnisse zeig­
ten sich Rudi Kugler und Helmut Rink 
zufrieden : Die Kissinger Helfer hatten 
eine Quote von 92,9 Prozent erreicht. 

Der beste schnitt mit 96,9 Prozent ab, 
der schlechteste mit 81 ,3 Prozent. Beim 
gemeinsamen Dienst des Bergungs­
und Instandsetzungszuges am 9. Mai 
wurden die Prüflinge zu Helfern ernannt 
und die DienststeIlungskennzeichen ver­
geben. Es folgte die Eingliederung in die 
beiden Züge, die die Einheitsführer nach 
Beruf und handwerklichem Geschick der 
einzelnen Helfer in Fachgruppen vor-
nehmen. G. B. 

Ehrung Im Warnamt 111 (von links): Ud. Bau­
direktor Or. Maske, ChrIstla" Bernert, Wollgang 
BI.kupek. (Foto: Blakupek) 

len erbrachte Einsatz für das Gemein­
wohl verdient das Interesse und die An­
erkennung einer breiten Öffentlichkeit," 
betonte Biskupek. H. W. H. 

Warndienst.Leitmeßstelie 34 
erhält neue Diensträume 

Braunschwelg. Als wichtigen und richti­
gen Schritt auf dem Wege zur Beseiti­
gung von Unterbringungsprovisorien für 
WD-Leitmeßstelien wertete der Leiter 
des Warnamtes 111 , Wolfgang Biskupek, 
die Nachricht über die Zusage zum Aus­
bau neuer Diensträume für die WD-Leit­
meßstelie 34 in Braunschweig. 

Die WD-Leitmeßstelie 34 wird im Braun­
schweiger Stadtteil Broitzem zusammen' 
mit dem THW in einem bundeseigenen 
Gebäudekomplex untergebracht. Für 
den Ausbau einsatzgerechter Diensträu­
me sind über 200000 DM eingeplant. 

"Ich hoffe, daß ich dem Leiter der WD­
Leitmeßstelie 34 möglichst bald den 
Schlüssel für die neuen Diensträume 
übergeben kann", meinte Warnamts-
leiter Biskupek. H. W. H. 



Deutsches Rotes Kreuz 

Hans-Peter Paulenz 

Einsatzmöglichkeiten der Abteilungen des DRK-Hilfszugs 
im friedensmäßigen Katastrophenschutz der Länder 

ausschöpfen 
Besondere Vereinbarungen mit den Bundesländern nötig 

Der HIlfszug des DRK, sein Aufbau 
und seine besondere EInsatzstruktur 
waren mehrfach Gegenstand von 
Veröffentlichungen Im "Zivilschutz­
Magazin" . Im folgenden Beitrag wer­
den Möglichkeiten und Ansatzpunkte 
aufgezeigt, die eine bessere Einbin­
dung und Nutzung des Potentials 
dieses überregionalen Einsatzinstru­
ments ermöglichen können. Es 
scheint, daß das derzeitige System 
des friedensmäßIgen Katastrophen­
schutzes der Länder und der Vorkeh­
rungen des Bundes unter Einbezie­
hung der humanitären Hllfsorganlsa­
tionen In bezug auf überregionale 
HIlfsmöglIchkeiten und -erfordernisse 
noch nicht genügend nutzbar ge­
macht worden Ist. 

Andererseits beweist das gegenwärti­
ge Gefahrenpotential In vielen Regio­
nen der BundesrepublIk - und nicht 
zuletzt auf den bundesweiten Trans­
portwegen -, daß alle vorhandenen 
HilfsmöglIchkeiten bei größeren 
Schadenslagen ausgeschöpft werden 
müssen. Hier bieten die Abteilungen 
odl!r TeIleinheiten des DRK-Hllfszugs 
noch EInsatzreserven, für deren Ein­
satz Jedoch die erforderlichen rechtli­
chen, taktischen, ausstattungs- und 
ausbildungs mäßigen Voraussetzun­
gen Im Rahmen einer entsprechen­
den Katastrophenschutzplanung ge­
schaffen werden müssen. 

1. Gemäß der zwischen dem Deutschen 
Roten Kreuz und dem Bundesinnenmi­
nister über den DRK-Hilfszug abge­
schlossenen Vereinbarung vom 12. Fe­
bruar 1980 unterhält das Deutsche Rote 

Kreuz in den zehn Abteilungen des 
Hilfszugs ein überregionales Einsatz­
potential. das ..tür humaniläre Hilfelei­
stungen bei Katastrophen und Notstän­
den im In- und Ausland eingesetzt wird" 
(§ 1 [1] der Vereinbarung). 

In dieser Vereinbarung ist der Einsatz 
der Abteilungen des Hilfszugs im Rah­
men von Zivilschutzaufgaben des Bun­
des unter Berücksichtigung der Bundes­
länder abschließend geregelt. die dieses 
Hilfsinstrument im Einsatzfall durch ihre 
jeweiligen obersten Landesbehörden an­
fordern können. Sie sind somit im Fall 
des Eintritts der obengenannten Not­
stände sowie im Spannungs- und Ver­
teidigungsfal l letztlich die Nutznießer 
des mit Bundesmitteln und DRK-eige­
nen Geldern unterhaltenen Hilfszugs. 

Allerdings bestimmt § 2 (3) der Verein­
barung, daß der Einsatz des Hilfszugs 
.. im Auftrag des Bundes in Friedenszei­
ten .. . durch besondere Vereinbarung 
geregelt oder jeweils im Einzelfall fest­
gelegt (wird)". Erfreulicherweise mußten 
bisher solche Einsätze im Auftrag des 
Bundes im Einzelfall nicht durchgelührt 
werden . Auch hat sich der Abschluß 
entsprechender Zusatzvereinbarungen 
auf genereller Basis für ein Handeln .. im 
Auftrag des Bundes" bisher nicht als 
notwendig erwiesen. 

Es besteht jedoch Einigkeit mit dem 
Bundesinnenminister darüber. daß es 
ebenso sinnvoll wie notwendig ist, zwi· 
sehen dem Deutschen Roten Kreuz und 
den Bundesländern möglichst beson­
dere Vereinbarungen abzuschließen, in 
denen der Einsatz der dort stationierten 
Abteilungen des DRK-Hilfszugs für 

Zwecke des friedensmäßigen Katastro­
phenSChutzes festgelegt wird. 

a) Das Deutsche Rote Kreuz, das so­
wohl über sein Präsidium wie in den 
einzelnen Landesverbänden jedes Jahr 
beträchtliche Eigenmittel zur Aufrechter­
haltung der Einsatzbereitschaft autwen­
det und im übrigen eine jährliche Bun­
deszuwendung erhält. ist an dem Ab­
schluß derartiger Vereinbarungen inter­
essiert. Dies gilt auch für den Gesichts­
punkt, daß für die Wahrnehmung zusätz­
licher oder besonderer Aufgaben im 
Rahmen des friedensmäßigen Katastro­
phenschutzes ggl. eine zusätzliche 
finanzielle Unterstützung in angemesse­
nem Rahmen und auf der Grundlage der 
genannten Vereinbarungen für das Hilfs­
zugsystem realisierbar sein muß. 

Denn das Vorhalten dieses Einsatz­
instrumentes ist trotz der Konzeption ei­
ner .. stehenden Reserve" außerordent­
lich kosteninlensiv und vergleichsweise 
aufwendig. Allein der Unterhalt und die 
Unterbringung der Malerialausstattung 
Jeder Abteilung für ca. 370 Einsatzkräfte 
und bi~ zu 3000 zu versorgende Betrof­
fene pro Abteilung erfordern hohe Auf­
wendungen. Dazu sind die Kosten für 
besondere Ausbildungsmaßnahmen für 
das Hilfszugpersonal hinzuzurechnen. 

Die VOllausslattung und die regelmäßige 
Ersatzbeschaffung aller Geräte, Materia­
lien und Kfz konnten bisher mit den vor­
handenen Mitteln trotz äußerster Spar­
samkeit nicht im erforderlichen Umfang 
sichergestellt werden. 

b) Die Bereitschaft der Bundesländer, 
mit dem Deutschen Roten Kreuz. vertre­
ten durch die jeweiligen Landesverbän­
de, zum Abschluß derartiger Zusatzver­
einbarungen über die Hilfszugabteilun­
gen zu kommen, war bedauerlicherwei­
se in der Vergangenheit nicht besonders 
groß. Dies ist bis zu einem gewissen 
Grade verständlich, d.a das Deutsche 
Rote Kreuz bisher nicht nur auf die be­
stehende Regelungslücke über die Ein­
satzmöglichkeiten des Hilfszugs hinge­
wiesen hat. Es hat auch seine Forde­
rung nach dem Abschluß besonderer 
Vereinbarungen immer mit dem Wunsch 
verbunden, daß die Zugriffsmöglichkeit 
der Länder im Rahmen des friedensmä­
ßigen Katastrophenschutzes mit einer 
angemessenen Dotation verbunden sein 
sollte. Denn das Vorhalten für entspre­
chende Einsatzzwecke wäre für das 
Deutsche Rote Kreuz auf jeden Fall 
auch mit besonderen Planungen und 
Vorkehrungen verbunden. die einige 
finanzielle Zusatzbelastungen zur 
Folge hätten. 
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Demgegenüber wäre die teilweise anzu­
treffende Spekulalion falsch, wonach al­
lein das Vorhanden sein einer derartigen 
Reserve ausreicht und man in der 
"Stunde der Not" ggf. einen Einsatz 
dieses wertvollen Hilfspotentials ohne 
weiteres vorsehen könne. Eine solche 
Rechnung geht, obwohl sie teilweise ge­
macht wird und bereits entsprechenden 
Niederschlag in KatS-Planungen einiger 
Landesbehörden gefunden hat, Im 
Ernstlall nicht auf. Dafür gibt es eine 
Reihe von einleuchtenden Gründen. 

• Obwohl keine Katastrophe vorherseh­
bar oder Ihre Bewältigung völlig plan bar 
ist, kann dies nicht zu der Annahme füh­
ren, daß der Einsatz einer Hilfszugabtei­
lung mit ca. 450 Einsatzkraften (Personal 
der Abteilung einschließlich der Stand­
ortbereitscllaH jeder Einheit) aus dem 
Stand heraus und ohne jegliche vorheri­
ge Planung im Rahmen des friedensmä­
ßigen Katastrophenschutzes erfolgreich 
durchgeführt werden könnte. Abgese­
hen von entsprechenden Einplanungen 
und regional festzulegenden Einsatz­
schwerpunkten, die sich nach dem vor­
handenen Gefahrenpotential richten, 
müssen z. B. auch entsprechende 
Übungen und Alarmierungsvorkehrun­
gen getroffen werden 

• Der Einsatz einer gesamten Hilfszug­
abteilung, in der Regel aber auch die 
Verwendung von Teileinhelten einer Ab­
teilung, kommt nur im Bereich überre­
gionaler Planungen und Schadensereig­
nisse in Betracht. Anhand der tatsächli­
chen Besonderheiten und Vorausset­
zungen in jedem Land, für die der Ein­
satz von Hilfszugabteilungen oder Teil­
einheiten demgemäß schwerpunktmäßig 
vorgesehen werden kann, müssen ent­
sprechende Vorplanungen erfolgen. 
Dies gilt In geographischer, führungsmä­
ßiger, personeller, ausstattungs- und 
ausbildungsbedingter Hinsicht. 

• Es bestehen, wie zu zeigen sein wird, 
eine Reihe von rechtlichen und pla­
nungsrelevanten Vorschriften, bei deren 
Beachtung und Umsetzung sich der Ein­
satz von autonom arbeitenden und über­
regional einsetz baren Einheiten gerade­
zu anbietet. Auch insoweit darf sich nie­
mand auf Schubladenplanungen und ad­
hoc-Entscheidungen verlassen, wenn es 
gilt, mit außerordentlichen Gefahrenla­
gen fertig zu werden, deren Kennzei­
chen darin besteht, daß alle Hilfsmög­
lichkeiten der örtlichen Gefahrenabwehr 
und der NachbarschaHshilfe erschöpH 
sind und dennoch infolge der Schadens­
ereignisse große Teile der Bevölkerung 
akut gefährdet sind. 

• Auch das Argument, daß in vielen Ka­
tastrophenfällen das Heranführen von 
Hilfen an den Ort des Geschehens, un­
ter Umständen über große Entfernung 
hinweg und unter großem technischen 
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Aufwand, weder möglich noch zeitlich 
und einsatztaktisch sinnvoll ist, kann 
letztlich nicht überzeugen. 

Denn wenn es auch richtig und unbe­
stritten ist, daß die beste Hilfe in einem 
lokal gut ausgebauten und funktionieren­
den bürgernahen System von mehr oder 
weniger autonom funktionierenden Hilfs­
einrichtungen ist, so sind doch zwei Ge­
sichtspunkte zu sehen, die an diesem 
Grundsatz nichts ändern, sondern ihn 
allenralls in logischer Weise ergänzen. 

Zum einen sind die Möglichkeiten auch 
eines perfekten lokalen Hilfssystems ab 
einem gewissen Zeitpunkt bzw. je nach 
Größe der Schadenslage mit Sicherheit 
erschöpH. Dies bedeutet, daß Hilfe von 
außen, soweit irgend möglich, herange­
führt werden muß. Zum anderen können 
Gefahrenlagen eintreten, die in tatsächli­
cher oder in potentieller Hinsicht sofort 
und auf erkennbare Weise von so gro­
ßer Tragweite sind, daß auch überregio­
nale KräHe unverzüglich mobilisiert wer­
den müssen. Dies gilt nicht nur für den 
Fall von denkbaren Naturkatastrophen 
oder technisch bedingten Gefahrenlagen 
wie z. B. beim Bruch eines Staudamms 
etc. Ein Blick auf die Landkarte der Bun­
desrepublik Deutschland genügt, um 
das immense Gefahrenpotential in den 
industrialisierten Ballungsgebieten unse­
res Landes oder an der Vielzahl der 
Transportwege zu verdeutlichen, dem 
der Mensch der Industriegesellschaft 
tagtäglich ausgesetzt ist. Die Erfahrun­
gen einiger Großkatastrophen (z. B. in 
Mississauga oder Harrisburg in den 
USA, in Seveso in Italien) haben nur all­
zu deutlich gemacht, mit welchen Ge­
fahren situationen Katastrophenschutzbe­
hörden und die im Katastrophenschutz 
mitwirkenden Organisationen jederzeit 
rechnen müssen. 

Der Gesetzgeber versucht in verstärk­
tem Maß, diesem Umstand Rechnung 
zu tragen. Doch ist es mit dem Erlaß 
von Gesetzen und Verordnungen allein 
nicht getan. Entscheidend ist die Umset­
zung und die praktische Vorsorge, die 
von allen Beteiligten in adäquater Weise 
erfolgen muß. 

• In diesem Zusammenhang ist auch 
auf die privaten oder sonstigen Betreiber 
von gefährlichen Industrieanlagen einzu­
gehen. Nicht nur die Bundesländer und 
deren Behörden, sondern auch die Be­
treiber gefährlicher Anlagen könnten 
Nutznießer des Einsatzpotentials jeder 
Hilfszugabteilung sein. Dies gilt auch 
dann, wenn ihre Möglichkeiten begrenzt 
sind und ihr Aufgabenspektrum insbe­
sondere im betreuungsdienstlichen und 
technischen Bereich vergleichsweise 
unspezialisiert ist. 

Giftgaswolken, radioaktiv verseuchtes 
Wasser oder sonst gefährliche Immissio-

nen als Folge von Betriebsstörungen 
oder anderen Schadensereignissen in 
gefährlichen Anlagen machen im Ernst­
fall jedoch nicht an den Betriebstaren 
halt. Ebensowenig endet dort die Ver­
antwortung der Betreiber für die be­
drohte Bevölkerung und die Umgebung. 

Alle Verantwortungsträger im staatlichen, 
privaten und auch im verband lichen Be­
reich des DRK sollten daher dafür inter­
essiert werden bzw. daran interessiert 
sein, die Vorteile dieses überregionalen 
Katastrophenschutzpotentials des Deut­
schen Roten Kreuzes im Rahmen seiner 
Möglichkeiten nutzbar zu machen. 

2. EinsatzmöglIchkeiten 
nach Maßgabe der Bestimmungen 
der Störfallverordnung 

a) Die Rechtsgrundlage für die Erlaub­
nis zum Betrieb aller genehmigungsbe­
dürHigen Anlagen der Industrie ist § 5 
Nr. 1 des Bundesimmissionsschutzge­
setzes vom 15.3.1974 (BGBII, S. 721; 
1193). Nach den §§ 6 und 7 dieses Ge­
setzes können Rechtsverordnungen er­
lassen werden, von deren Einhaltung die 
Genehmigung für den Betrieb der Anla­
gen abhängig gemacht wird. Es ist zu 
unterscheiden zwischen bereits beste­
henden, d. h. früher genehmigten, und 
neu zu errichtenden Anlagen. 

Zur Durchführung der im Bundesimmis­
sionsschutzgesetz verankerten Sicher­
heitskriterien wurde auf der Bundes­
ebene die Störfallverordnung vom 27. 6. 
1980 erlassen (BGBI 1/1980, S. 7772). 

Sieht man diese Gesetzesgrundlagen im 
Zusammenhang mit den örtlichen und 
überörtlichen Planungen der Katastro­
phenschutzbehörden gemäß den jeweili­
gen Katastrophenschutzgesetzen der 
Länder, können sich eine Reihe von 
Einsatz- und Übungs möglichkeiten der 
Hilfszugabteilungen im friedensmäßigen 
Katastrophenschutz ergeben. Grundlage 
und Voraussetzung solcher Einsatzmög­
lichkeiten sollten jedoch schriftlich fixier­
te Vereinbarungen oder Absprachen mit 
den Ländern oder den Kreisen, Städten, 
Gemeinden oder mit den Betreibern 
sein. Darin sollten vor allem Regelungen 
zur Frage einer etwa erforderlichen be­
sonderen Ausstattung, zu speziellen 
Ausbildungs- und Übungsmaßnahme'l 
und ggf. zu den notwendigen Finanzie­
rungsmöglichkeiten durch die jeweiligen 
"Nutznießer" und die Vertragspartner 
getroffen werden. 

b) Gemäß Anhang I der Störfallverord­
nung zählen zu den genehmigungsbe­
dürftigen Anlagen in erster Linie Anla­
gen der Chemie und Energiegewinnung, 
die die Bestimmungen der Störfallver­
ordnung somit zu beachten haben. 

Im Unterschied zur Katastrophe setzt 
ein Störfall eine Gemeingefahr voraus, 



die insbesondere für Menschen oder 
Sachen auch auBerhalb von Anlagen in­
folge des Austrittes, der Verbrennung 
oder der Explosion von besonders ge­
fährlichen Stoffen entsteht. Diese Stoffe 
sind im Anhang 11 der Störfallverordnung 
im einzelnen aufgeführt. 

Die Betreiber von Anlagen, von denen 
solche Gefahren ausgehen können, ha­
ben eine Reihe von Vorsorgemaßnah­
men zu treffen, um mögliche Gelahren 
zu verhindern oder im Fall ihres Eintrit­
tes zu vermindern. 

Gemäß § 5 (1) lift. 3 der Störfallverord­
nung hat der Betreiber u. a. "betriebliche 
Alarm- und Gefahrenabwehrpläne aufzu­
stellen und fortzuschreiben, die mit der 
örtlichen Katastrophenschutz- und Ge­
fahrenabwehrplanung im Einklang 
stehen" . 

(Anm.: Gem. §6 [1] liff. 5 sind u.a. 
auch die Arbeitnehmer der Betriebe 
über die sich für sie aus diesen Plänen 
ergebenden Pflichten und Verhaltensre­
geln zu informieren, d. h., sie sind so­
wohl innerhalb wie außerhalb des Be­
triebes als generell an diesen Maßnah­
men interessierte Bürger anzusehen, die 
einen entsprechenden Informationsan­
spruch haben.) 

Die wichtigsten Bestimmungen der Stör­
fallverordnung finden sich in § 7. Nach 
dieser Vorschrift hat jeder Betreiber eine 
sogenannte .. Sicherheitsanalyse .. anzu­
fertigen . Neben einer Reihe von sicher­
heitstechnischen und ablaufbedingten 
Daten, die sich auf den Produktionspro­
zeß beziehen, hat der Betreiber gem. 
§ 7 (1) liff. 4 und 5 der Störfallverord­
nung schriftlich darzulegen, wie die so­
eben genannten Alarm- und Gefahren-

abwehrpläne erstellt und fortgeschrieben 
werden. 
Darüber hinaus hat er Angaben über die 
möglichen Auswirkungen zu machen, 
die sich aus einem Störfall infolge des 
Betriebs seiner Anlage ergeben können. 

Gemäß § 9 ist eine solche Sicherheits­
analyse ständig bereitzuhalten und der 
zuständigen Behörde auf Verlangen vor­
zulegen. Die Behörde kann verlangen, 
daß nicht ausreichende Unterlagen er­
gänzt werden und dazu eine Frist 
setzen. 
Durch § 11 wird dem Betreiber eine un­
verzügliche Meldepflicht über den Eintrilt 
oder die Gefahr des Eintritts eines Stör­
falls auferlegt. Er hat gleichzeitig alle von 
ihm ergriffenen Maßnahmen zu be­
schreiben, so daß die Behörde in die 
Lage versetzt wird , eVlI. Auswirkungen 
abzuschätzen und von ihr für die Umge-
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bung der Anlage zu ergreifende Maß­
nahmen des Kalastrophenschutzes ei­
genständig zu veranlassen. 

(Anmerkung: Für bereits bestehende 
Anlagen wird gem. § 12 der Störfallver­
ordnung vom 27. 6. 1980 festgelegt, 
daß die Sicherheitsanalyse im Sinne des 
§ 7 spatestens innerhalb von zwei Jah­
ren nach Erlaß der Verordnung angefer­
tigt sein muß [ggl. ein Jahr Fristverlän­
gerung). was bedeutet, daß heute, 1985, 
die Vorschriften der Störfallverordnung 
praktisch für jeden von ihr erfaßten Be­
trieb voll anzuwenden sind.) 

Der Bundesrat hat am 5. 3. 1981 (BRDr. 
595/81) eine allgemeine Verwaltungs­
vorschrIft zur Störfallverordnung erlas­
sen, in der weitere Einzelheiten zu den 
Festlegungen der Störfallverordnung ge­
troffen wurden. Insbesondere zu Form 
und Inhalt der Sicherheitsanalyse wer­
den dort ergänzende Detailvorschriften 
normiert, so u. a. die Festlegung von 
Schutzzonen oder ZoneneInteilungen in 
der Umgebung von gefährlichen Anla­
gen, die für Katastrophenschutzplanun­
gen (z. B. Evakuierungen) notwendig 
werden können. Weiterhin sind gemäß 
Zifl. 3.3.7. der genannten Verwaltungs­
vorschrift detaillierte Angaben über Stör­
fallauswirkungen auf die Umgebung zu 
fertigen, die in die örtliche und überörtli­
che Katastrophenschutzplanung einbe­
zogen werden müssen. 

Außerdem sind durch den Betreiber die 
von ihm getroffenen störfallbegrenzen­
den Vorkehrungen darzulegen. Gemäß 
Ziff. 2.3 und 2.4 der Verwaltungsvor­
schrift sind Vorgaben über den betriebli­
chen Alarm- und Gefahrenabwehrplan 
geschaffen worden, insbesondere hin­
sichtlich der "Benachrichtigung außer­
betrieblicher Institutionen " und der An­
gabe über deren Erreichbarkeit. 

Es dürfte außer Frage stehen, daß zu 
diesen außerbetrieblichen Institutionen 
das Deutsche Rote Kreuz als im Zivil­
und Katastrophenschutz auch auf der 
örtlichen Ebene mitwirkende Organisa­
tion zu rechnen ist und es infolgedessen 
über Entwicklungen auf dem Gebiet der 
Störfallverhütung oder der Alarmplanung 
usw. auf dem laufenden gehalten wer­
den muß. Allerdings erfordert dies auch 
eine entsprechende Initiative seitens 
des DRK und die Schaffung einer Ver­
trauensgrundlage, auf der sich konkrete 
Maßnahmen der gegenseitigen Informa­
tion und Planung entwickeln können. 

c) Die Katastrophenschutzgesetze der 
Länder enthalten z. T. ausdrückliche Be­
stimmungen über Aufstellung von Son­
derschutzplänen und vorbeugende Maß­
nahmen im Sinne der Störfallverord­
nung: 

- Rheinland-Pfalz : § 6 Ziff. 1 a) (aus-
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drücklicher Hinweis auf Störfallverord­
nung) 

- Nordrhein-Westfalen: § 18 Katastro­
phenschutzgesetz 

- Hessen: § 10 Katastrophenschutzge­
setz. 

In den übrigen Katastrophenschutz­
gesetzen, z. B. Schleswig-Holstein (§ 1 
[1] Zift. 2 und 7) und Saarland (§ 1 
Ziff. a) und 12), wird auf Betriebe mit au­
ßergewöhnlichem Gefahrenpotential und 
die dafür erforderlichen Sonderschutz­
maßnahmen hingewiesen. 

Alle anderen Katastrophenschutzgesetze 
enthalten zumindest Bestimmungen 
über den vorbeugenden Katastrophen­
schutz, in dessen Rahmen Maßnahmen 
im Sinne der Störfallverordnung fallen 
können: 

- Baden-Württemberg: § 1 Katastro­
phenschutzgesetz 

- Bayern: Artikel 1, Abs. 2 Katastro­
phenschutzgesetz 

- Berlin: § 1 der Verordnung über die 
Erweiterung des Katastrophenschutzes 

- Hamburg: § 1 (2) Katastrophenschutz­
gesetz 

- Niedersachsen: § 7 (1) und (2) Kata­
strophenschutzgesetz (Untersuchungs­
pflicht von besonders gefahrdrohenden 
Anlagen). 

d) Auf dem Gebiet des Transportwesens 
für gefährliche Güter, um ein "Spezial­
gebiet" moderner Katastrophenabwehr 
herauszugreifen, hat die Industrie mitt­
lerweile selbst die Initiative ergriffen und 
das sogenannte TUIS entwickelt (Trans­
porto, Unfall-, Informations- und Hilfelei­
stungssystem). Wie einer kürzlich hier­
über erschienenen Veröffentlichung des 
Verbandes der chemischen Industrie zu 
entnehmen ist (vgl. Brandschutz 12/83 
Seite 397 ff.), handelt es sich dabei um 
den Aufbau eines bundesweit funktio­
nierenden Systems von gegenseitiger 
Fachinformat ion und Hilfeleistung all je­
ner Betriebe, die einerseits mögliche 
Beteiligte oder Betroffene von Unfällen 
beim Transport von gefährlichen Gütern 
sein können oder andererseits lediglich 
über schnell abrufbare FaChkenntnisse 
oder Fachleute verfügen, die bei derarti­
gen Unfällen notwendig sind und einge­
setzt werden müssen. 

Ein solches System kann nur dann funk­
tionieren, wenn alle ggl. zu beteiligen­
den Stellen darin eingebunden sind. Da­
zu sind neben der Bundesbahn, der 
Feuerwehr, der Polizei, den Katastro­
phenSChutzbehörden und einer Vielzahl 
weiterer öffentlicher und nichtöffentlicher 
Stellen auch die Kreisverbände und 
Landesverbände des Deutschen Roten 
Kreuzes zu rechnen, nicht zuletzt we­
gen der Einsatzmöglichkeiten von Hilfs-

zugabteilungen oder Teilen davon. Hier 
wird es mit Sicherheit lohnend sein, ein­
mal genauere Informationen einzuholen 
und sich gegenseitig darüber zu unter­
richten, auf welche Weise nicht nur Kräf­
te des Deutschen Roten Kreuzes gene­
rell, sondern vor allem der Hilfszug im 
Fall von Schadensereignissen aus Anlaß 
von Transporten gefährlicher Güter inte­
griert werden kann. 

3_ Der Einsatz von Hltfszug­
abtelfungen in der Umgebung 
kerntechnfscher Anlagen 

Gemäß § 7 (2) Nr. 3 und 6 des Atomge­
setzes vom 31 . 10.1976 (BGBI. I, Seite 
3053) wird die Genehmigung von kern­
technischen Anlagen von der Einhaltung 
besonderer Sicherheitsvorkehrungen 
abhängig gemacht. Nach dieser Vor­
schrift 

- muß .. die nach dem Stand von Wis­
senschaft und Technik erforderliche Vor­
sorge gegen Schäden durch die Errich­
tung und den Betrieb der Anlage getrof­
fen " sein, 

- dürfen" überwiegende öffentliche In­
teressen, insbesondere im Hinblick auf 
die Reinhaltung des Wassers, der Luft 
und des Bodens, der Wahl des Stand­
orts der Anlage nicht entgegenstehen". 

a) Zur Umsetzung dieser Sicherheits­
maßnahmen hat der Bundesgesetzgeber 
die Strahlenschutzverordnung vom 
13.10.1976 (BGBI. I, Sete 2905) erlas­
sen. Darin werden besondere Schutz­
maßnahmen zum Strahlenschutz der 
Anlagen und des dort beschäftigten Per­
sonals wie auch für den Schutz der Be­
völkerung in der Umgebung der Anlagen 
als Genehmigungsvoraussetzung fest­
gelegt. 

Von Bedeutung sind in diesem Zusam­
menhang die §§ 36 und 38 (1) und (2) 
der Strahlenschutzverordnung. Danach 
hat der Antragsteller dafür Sorge zu tra­

.gen, daß 

- bei Unfällen und Störfällen unverzüg­
lich alle Maßnahmen eingeleitet werden, 
um Gefahren für Leben, Gesundheit und 
Sachgüter so gering wie möglich zu 
halten, 

- das zur Eindämmung und Beseitigung 
der durch Unfälle oder St6rfälle entstan­
denen Gefahren innerhalb der Anlage 
erforderliche Personal und die erforderli­
chen Hilfsmittel vorgehalten werden und 
daß deren Einsatzfähigkeit der zuständi­
gen Behörde nachweisbar ist, 

- der Eintritt eines Unfalls, eines Stör­
falls oder eines sonstigen sicherheits­
technischen Ereignisses der atomrechtli­
chen Aufsichtsbehörde und, soweit er­
forderlich, auch der für die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung zuständigen 
Behörde angezeigt wird, 



- der für die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung zuständigen Behörde sowie 
den öffentlichen und privaten Hilfsorga­
nisationen die für die Planung und Be­
seitigung und die Beseitigung von Un­
fallfolgen oder Störfallfolgen notwendi­
gen Informationen und die erforderliche 
Beratung gewährt werden. 

Gemäß § 32 der Strahlenschutzverord­
nung kann die zuständige Behörde 
durch Anordnungen und Auflagen diese 
Maßnahmen weiter konkretisieren, so­
weit sie dies zur Einhaltung der Schutz­
vorschriften für erforderlich hält. 

b) Die konkrete Gestaltung aller erfor­
derlichen Schutzmaßnahmen ist Sache 
der Länder/Genehmigungsbehörden 
bzw. des Betreibers selbst. Daher sind 
im Hinblick auf die außerbetrieblichen 
Notfallschutz- und Katastrophenschutz­
planungen in der Umgebung von kern­
technischen Anlagen durch den Bun­
desinnenminister lediglich eine Reihe 
von Bundesempfehlungen erlassen wor­
den, die wichtige Hinweise und Rah­
menvorstellungen für besondere 
Schutz maßnahmen vor allem auf dem 
medizinischen Gebiet enthalten. 

Die Einbeziehung und Umsetzung die­
ser Rahmenrichtl inien bzw. die Erarbei­
tung eigener Vorschriften, die an diese 
Vorgaben angepaßt sind, sind Sache der 
für den friedensmäßigen Katastrophen­
schutz zuständigen Länder und der von 
ihnen beauftragten Dienststellen. Von 
Bedeutung ist in diesem Zusammen­
hang, daß zur Erarbeitung der Bundes­
richtlinien eine Reihe von Ausschüssen 
und Arbeitsgruppen tätig geworden sind, 
in denen neben verschiedenen Fach­
experten auch Vertreter der Länder Mit­
glieder sind. 

Bezüglich dieser bundeseinheitlichen 
Vorgaben sind zunächst die "Empfeh­
lungen zur Planung von Notfallschutz­
maßnahmen durch Betreiber von Kern­
kraftwerken" in der Bekanntmachung 
des Bundesinnenministers vom 27. 12. 
1976 zu nennen (GMBI. 1977, Seite 48) . 

Weiterhin ist hinzuweisen auf die "Rah­
menempfehlungen für den Katastro­
phenschutz in der Umgebung kernteeh­
nischer Anlagen"; Beschluß des Län­
derausschusses für Atomenergie ge­
meinsam mit den Innenbehörden der 
Länder vom 10./11. März 1975 (Stand 
12.10.1977 in: GMBI. 1977, Seite 683). 

Darin werden in Erweiterung der oben 
genannten Empfehlungen weitere Maß­
nahmen zur Zusammenarbeit der Betrei­
ber mit den zuständigen Katastrophen­
schutzbehörden gegeben sowie Hinwei­
se zu Form und Inhalt von Katastro­
phenschutz-Sonderplänen und Maßnah­
men einschließlich der Vorkehrungen für 
die verschiedenen Alarmierungsstufen 
niedergelegt. 

Dabei interessieren in diesem Zusam­
menhang vor allem diejenigen Maßnah­
men, die eine unmittelbare Auswirkung 
auf die Hilfspotentiale der Katastrophen­
schutzbehörden und ihren Einsatz ha­
ben können, also z. B. 

- Zoneneinteilungen außerhalb der 
Anlagen selbst, 

- Verkehrseinschränkungen auf der 
Grundlage entsprechender Verkehrs­
planungen bei Eintritt von Störfällen, 

- Ausgabe von Jodtabletten an die 
Bevölkerung, 

- Unterrichtung der Bevölkerung, 

- Einrichtung von Notfallstationen, 

- Evakuierungen. 

In Hinblick auf die beiden letztgenannten 
Maßnahmen ist es durchaus denkbar 
und realistisch, daß gerade Hilfszugab­
teilungen auf überörtlicher Basis zum 
Einsatz kommen können. Die dafür er­
forderlichen Vorbereitungsmaßnahmen 
im Rahmen der genannten Katastro­
phenschutz-Sonderplanungen müßten in 
entsprechender Weise getroffen werden. 

c) Wie die abgebildete Grafik zeigt, liegt 
im Umkreis von ca. 50 km um den 
Standort jeder Hilfszugabteilung minde­
stens ein Kernkraftwerk, das wenigstens 
zeitweise in Betrieb oder in der Planung 
ist. Hierbei wird z. T. das Gebiet eines 
anderen Bundeslandes berührt (Quelle 
der Übersicht: Umwelt Nr. 86 vom 
24. 11. 1981; Stand: September 1981). 
Rechnet man zu diesen 14 (noch) in 
Betrieb befindlichen Anlagen die geplan­
ten und bereits genehmigten sowie die 
fünf weiteren zur Zeit geplanten Kern­
kraftwerke ohne Genehmigung hinzu 
und erweitert man darüber hinaus den 
Einzugsbereich jeder Hilfszugabteilung 
auf ca. 100 km, so liegen im Einzugsge­
biet jeder Abteilung durchschnittlich drei 
bis fünf kerntechnische Anlagen. Ledig­
lich drei Anlagen im Bundesgebiet wer­
den auf diese Weise nicht erfaßt. 

Für die Einsatzplanung von Hilfszugab­
teilungen sollte in jedem Einzelfall so­
wohl mit den zuständigen Landesbehör­
den wie auch mit den verantwortlichen 
Betreibern Kontakt aufgenommen wer­
den. Dabei sollten zunächst Informatio­
nen zu folgenden allgemeinen Frage­
stellungen eingeholt werden: 

aal Stand der b'esonderen Katastrophen­
schutzpläne unter Berücksichtigung des 
örtlichen und überörtlichen Katastro­
phenschutzpotentials, insbesondere in 
dem nicht primär ABC-fachdienstlichen 
bzw. meßtechnischen Bereich. 

bb) Berücksichtigung der Rahmenemp­
fehlungen des Bundes über durchzufüh­
rende bzw. geplante Einzeimaßnahmen, 
z.B. 

- zur Frage der Verteilung von Jod­
tabletten, 

- zum Problem der Unterrichtung der 
Bevölkerung, 

- zur Vorbereitung von Notfallstationen 
und 

- bezüglich bereits getroffener oder ge­
planter Maßnahmen fü r Evakuierungen 
im Fall von kerntechnischen Unfällen 
oder Störfällen. 

Einzelheiten über die Aufgaben und die 
Organisation der Notfallstationen können 
einem Rundschreiben des Bundesin­
nenministers vom 9. 3. 1981 (GMBI. 
198t Seite 188) entnommen werden. 
Dabei kann in keiner Weise davon aus­
gegangen werden, daß damit bereits alle 
erforderlichen Detailvorgaben existieren. 
Diese sind im einzelnen in bezug auf 
die jeweiligen örtlichen und technischen 
Verhältnisse der Anlage selbst wie auch 
im Hinblick auf die Infrastruktur der Um­
gebung konkret zu ermitteln und umzu­
setzen. 

Es liegen bisher nur wenige allgemein 
zugängliche Materialien, aber auch erste 
Übungsberichte über die Einrichtung 
und den Betrieb von Notfallstationen vor 
(vgl. Literaturübersicht am Ende). Ihre 
einsatztaktische Anlage und Arbeitswei­
se is.\ z. T. noch ungeklärt, es gibt kaum 
einheitliche Festlegungen, vor allem gibt 
es keine einer STAN vergleichbare 
Grundausstattung für Material und Per­
sonal von Notfallstationen. Insgesamt 
kann jedoch davon ausgegangen wer­
den, daß eine Mitarbeit von Hilfszugab­
teilungen oder einzelnen Teileinheiten in 
diesem Bereich konkret angeboten wer­
den kann. Dabei kommen in erster Linie 
Einsatzaufgaben aus dem Betreuungs­
und Registrierungssektor in Betracht. 
Aber auch sanitätsdienstlicheAufgaben­
stellungen und die Übernahme von 
Transporten, z.B. von besonderen Be­
völkerungsgruppen, Kranken, Behinder­
ten, Alten und Kindern sind nicht ausge­
schlossen. Die ABC-technischen Aus­
stattungen der Abteilungen für spezifi­
sche Aufgabenstei lungen in diesem Be­
re ich reichen zur Zeit nicht aus, um wei­
tere Aufgabenfelder bei der Errichtung 
und bei dem Betrieb von Notfallstationen 
abzudecken. In gewissem Umfang kann 
mit dem Material jeder Hilfszugabteilung 
jedoch auch technische Hilfe, z. B. bei 
dem Betrieb von Notunterkünften, gelei­
stet werden. 

4, Planungsmaßnahmen der Landes­
verbände mit HIlfszugabteIlungen zur 
Feststellung von Einsatzmöglichkei­
ten Im friedensmäßIgen Katastrophen­
schutz 

Es kann an dieser Stelle nur ein Grobraster 
fürvorbereitende und planerische Maß­
nahmen der zuständigen DRK-Landes-
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verbände aufgezeigt werden. Gleichzeitig 
mögen interessierte Stellen in anderen 
Bereichen diesen Vorschlägen die Anre­
gung entnehmen, sich ggl. mit weiteren 
Informationen versorgen zu lassen oder 
diese an das Deutsche Rote Kreuz weiter­
zugeben. 

Auch die Besichtigung einer Hilfszugab­
teilung oder einer Übungsveranstaltung 
des Deutschen Roten Kreuzes kann 
durchaus aufschlußreich und Ansatzpunkt 
für konkrete Verhandlungen oder Abspra­
chen sein. Dabei sollte ein gewisser Ange­
botscharakter bei solchen Einladungen 
und Vorbereitungen besonders deutlich 
werden . 

Im einzelnen ist an folgende Schritte zu 
denken, die im Vordergrund der Überle­
gungen auf seiten der DRK-Landesver­
bände mit einer Hilfszugabteilung stehen 
können : 

- Feststellung aller gesetzlichen und un­
gesetzlichen Vorschriften der Länder für 
Katastrophenschutz- und Katastrophen­
schutz-Sondermaßnahmen, vor allem auf 
kerntechnischem Gebiet und im Hinblick 
auf Evakuierungsmaßnahmen. 

- Beschaffung von Informationen zur An­
fertigung eines" Gefahrenkatasters ", ins­
besondere überchemische, großtechni­
sche und kerntechnische Anlagen im Be­
reich eines Landesverbandes bzw. einer 
Hilfszugabteilung (100-km-Zone). 

- Beschaffung von oder Einsichtnahme in 
existierende Katastrophenschutz-Son­
derpläne; Kontaktaufnahme mit Behörden 
und Betreibern unter Hinweis auf die ge­
setzlichen Bestimmungen der Störfallver­
ordnung, des lokalen und regionalen Kata­
strophenschutzes und die Rahmenrichtli­
nien des Bundes für die Schutzmaßnah­
men in der Umgebung kerntechnischer 
Anlagen. 

- Je nach Standort und Priorität : Auswahl 
geeigneter Objekte, bei denen die Einbe­
ziehung einer Hilfszugabteilung oder Teile 
von ihr im Rahmen von Katastrophen­
schutz-Sonderplanungen in Betracht 
kommt. 

- Festlegung eines entsprechenden Auf­
gabenprofils des DRK unter Berücksichti­
gung der Einsatzmöglichkeiten des Hilfs­
zugs speziell im Betreuungs- und Sani­
tätsdienst und bei anderen Aufgaben, für 
das er besonders geeignet ist. 

- Bei der Planung und der Organisation 
von Notfallstationen in der Umgebung 
kerntechnischer Anlagen ist die Frage 
einer entsprechenden ABC-Ausstattung 
und -Ausbildung von Helferinnen und Hel­
fern der Hilfszugabteilungen besonders 
zu klären. Wichtig ist hier die Erarbeitung 
von Modellplanungen durch die Auswer­
tung bisher vorliegender Konzepte zu den 
Notfallstationen. Dabei können die vom 
Bayerischen Staatsministerium des In-
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nern entwickelten Sonderplanungen be­
sonders herangezogen werden. 

- Intensive Nachfrage nach Evaku­
ierungsplanungen im Bereich von kern­
technischen und sonstigen gefahren­
trächtigen Anlagen und Beteiligung bei der 
Ausarbeitung von Katastrophenschutz­
planungen für die Unterbringung, die Ver­
sorgung und die Registrierung sowie ggf. 
den Transport evakuierter Bevölke­
rungsteile, vor allem in den industriellen 
Ballungsgebieten und in Großstädten. 

- Erarbeitung von entsprechenden Aus­
bildungs- und Übungskonzepten unter 
besonderer Berücksichtigung führungs­
technischer Besonderheiten. Gerade bei 
der Einbindung von Hilfszugabteilungen 
oder Teileinheiten in die hier behandelten 
Katastrophenschutzplanungen ist großer 
Wert zu legen auf folgende besonderen 
Ei nsatzertordernisse: 

• Flexible und bewegliche Einsatzmög­
lichkeiten, auch übergrößere Entfernun­
gen; Übung der motorisierten Heranfüh­
rung von Einsatzkräften. 

• Aneignung von speziellen Kenntnissen 
bei der Gefahrenabwehr auf dem chemi­
schen oder kerntechnischen Gebiet vor 
allem für die Erhaltung dertatsächlichen 
und psychologischen Sicherheit der Hel­
ferinnen und Helfer selbst, da sie in aller 
Regel für besondere Gefahrenbekämp­
fungsmaßnahmen nicht in Betracht kom­
men, doch im Rahmen ihrer Mitwirkung 
übersolche Kenntnisse verfügen müssen. 

• EffektivesZusammenwirken mitande­
ren Fachdiensten, den Behörden und den 
Betreibern sowie der betriebseigenen Ka­
tastrophenschutzabwehr und Schaffung 
der dafür erforderlichen Qualifikationen 
des Hilfszugführungspersonals sowie die 
Bereitstellung der erforderlichen Füh­
rungsmittel (speziell auf dem Fernmelde­
sektor). 

Nur in dem Maße, wie es gelingt, realisti­
sche und sinnvolle Einsatzmöglichkeiten 
und -planungen für ein System von über­
regional einsetzbaren Hilfspotentialen, 
wie es die Hilfszugabteilungen darstellen, 
aufzuzeigen, wird es möglich sein, sowohl 
die zwingende Plausibilität wie auch die 
durchaus vorhandene Umsetzbarkeit von 
entsprechenden Vereinbarungen mit den 
DRK-Landesverbänden allen Beteiligten 
mit Aussicht auf Erfolg vor Augen zu 
führen. 

Paulenz 
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Arbeiter-Samariter-Bund 

Datenveratbeitung 
el'leichtert die 
Verwaltungsatbeit 

Wenn heutzutage alte, behinderte und 
kranke Menschen jederzeit per Haus­
notruf Hilfe herbeirufen oder dank des 
Mobilen Sozialen Hilfsdienstes noch 
einige Jahre auf das Pflegeheim verzich­
ten können, so ahnen sie sicherlich 
nicht, daß dieses und vieles mehr auf 
eine Initiative von sechs Berliner Zim­
merleuten zurückgeht, die am 29. No­
vember 1888 in einem Aufruf forderten, 
daß die Arbeiter lernen sollten, bei "Be­
triebsunfällen " selbst Erste Hilfe zu 
leisten. 

Die Initiative der Zimmerleute führte zur 
Bildung von Arbeiter-Samariter-Kolon­
nen und dann 1909 zur Gründung des 
Arbeiter-Samariter-Bundes Deutschland 
e. V. 1933, als der ASB 60000 Mitglie­
der hatte, wurde er von der nationalso­
zialistischen Regierung verboten; doch 
gleich nach dem Kriege nahmen die Sa­
mariter in Hannover ihre Arbeit wieder 
auf. 

Heute hat diese große Selbsthilfe-Orga­
nisation, die kurz ASB genannt wird und 
sowohl Hilfe als auch "Hilfe zur Selbst­
hilfe" bietet, rund 600000 Mitglieder 

Eine große Computer­
anlage Iit nöllg, um 
die 600000 ASB-MH­
glieder zu verwalten. 

und ist gegliedert in einen Bundesver­
band, elf Landesverbände und rund 200 
Ortsverbände. Aufgrund der ständig neu 
hinzukommenden Aufgabengebiete -
beispielsweise dem bundesweiten und 
internationalen Katastrophenschutz - ist 
ein enger Kontakt zu den Bundesbehör­
den erforderlich; deshalb verlegte man 
1969 den Sitz des Bundesverbandes 
nach Köln, wo die Bundeszentrale 1984 
ein neues Gebäude bezog. 

Dort ist auch die Datenverarbeitung un­
tergebracht, die einerseits dafür sorgt, 
daß die eingehenden Gelder (Beiträge, 
Spenden usw.) mit einem möglichst ge­
ringen (finanziellen) Verwaltungsaufwand 
ihrer eigentlichen Bestimmung zugeführt 
werden, andererseits aber alle Informa­
tionen "abrufbereit" hält, die für normale 
Leistungen (wie beispielsweise den Mo­
bilen Sozialen Hilfsdienst) oder spezielle 
Aktionen (etwa zur Hilfe bei Katastro­
phen und zur Rückholung von Kranken) 
erforderlich sind. Vereinfachend könnte 
man also ~gen: Der Computer hilft bei 
der Hilfe zur Selbsthilfe. 

Relativ spät übrigens stieg der ASB-

Bundesverband in die Datenverarbeitung 
ein; 1979 entschied sich der Bundesge­
schäftsführer nach dem Studium von an 
die 100 Angeboten für das von BULL 
neu auf den Markt gebrachte System 61 
DPS, weil dieses nach seiner Ansicht 
das günstigste Preis-/Leistungsverhält­
nis bot. Doch das Arbeitsvolumen stieg, 
zumal die gesamte Mitgliederverwaltung 
nebst Beitragswesen auf die Bundes­
zentrale verlagert wurde; und so ent­
schloß man sich zu einer Ablösung der 
Datenverarbeitungs-Anlage durch das 
System BULL DPS 4. Die Umstellung 
erfolgte problemlos, da Honeywell Bull 
entsprechende Konvertierungshilfen lie­
ferte. Bemerkenswert ist, daß das Be­
triebssystem GCOS 4-3 eine integrierte 
Datenbank enthält, die auf dem Konzept 
relationaler Datenbanken basiert. 

Heute verfügt das BULL System DPS 4, 
das am 30. 12. 1983 eintraf, über einen 
Hauptspeicher von 2 MB (ein MB = ein 
MegaByte - eine Million Zeichen), vier 
Magnetplatten-Laufwerke mit je 80 MB 
und zwei Laufwerke mit je 300 MB (das 
dritte 300-MB-Laufwerk ist bereits er­
stellt), ein Disketten-Laufwerk (für 8-
Zoll-Diskette), ein Magnetband-Doppel­
Laufwerk, zwei Schnell-Drucker (einer 
mit einer Leistung von 600 Zeilen pro 
Minute, einer mit 300 Zeilen/min), zwei 
Platten-Steuereinheiten und drei Ter­
minal-Steuereinheiten. 

An die Terminal-Steuereinheiten sind 21 
Bildschirmgeräte angeschlossen, an die 
Bildschirmgeräte wiederum drei Bild­
schirm-Drucker (Arbeitsplatz-/Hardcopy­
Drucker) und zwei Mikrofllm-(Rollfilm-) 
Lese- und Rückvergrößerungsgeräte 
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Der Computer gibt Auskunft, wo welche Heller zu erreichen sind . .. 

von 3 M, Ferner hängen an dem DPS-4-
System drei Textsysteme nX-35 und 
ein mehrplatzfähiger Mikrocomputer MI­
CRAL 90,50, Ein angeschlossener Aku­
stik-Koppler dient der Fern-Diagnose 
über die Fernsprechleitung, In Kürze 
kommt noch eine Standleitungs-Verbin­
dung zu zwei Systemen MICRAL 90,50 
beim NRW-Landesverband hinzu, 

Computer ohne ständige 
Bedienung 

Die Kölner haben die Anlage geleast 
und einen Wartungsvertrag abgeschlos­
sen, In der gesamten Datenverarbei­
tungszeit gab es bei der ASB-Bundes­
zentrale jedoch nur einen einzigen Aus­
fall; und dieser Headcrash (Platten-"Auf-

setzer") passierte noch in den letzten 
Lebenstagen der 61 DPS, Dabei ist zu 
berücksichtigen, daß die Anlage tags­
über gewissermaßen "unbedient" läuft; 
der Operator hat in einem anderen Zim­
mer seinen Arbeitsplatz und betritt den 
Computer-Raum nur, um Endlospapier 
an den beiden Schnell-Druckern nach­
zulegen oder zu wechseln, 

Der Bereich Mitgliederverwaltung verfügt 
über die meisten "elektronischen Hilfs­
mittel", hier sind sechs Bildschirmgerä­
te, zwei Textsysteme nX-35 und zwei 
Mikrofilm-Reader/Printer (Mikrofilm-Le­
se-/Rückvergrößerungs-Geräte) im Ein­
satz, Der Bereich Beitragswesen und 
die Buchhaltung verfügen über je drei 
Bildschirmgeräte; die Lagerwirtschaft mit 
Einkauf und Verkauf hat zwei Bild­
schirmgeräte nebst Druckern . 

... und wo man die benötigten EInsatzfahrzeuge am schnellsten abrufen kann. 
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Computer-Unterstützung 
beim Katastrophenschutz 

Zum Geschäftsführungs-Bereich "Orga­
nisation und Statistik" , dem drei Bild­
schirmgeräte zur Verfügung stehen, ge­
hört auch der internationale Katastro­
phenschutz, Wenn irgendwo eine Kata­
strophe auftritt - sei es die Ölpest in 
der Bretagne oder die Schnee-Katastro­
phe in Schleswig-Holstein (überall wa­
ren ASB-Heller dabei), so fragt man den 
Computer nicht nur, wo welche Helfer 
und Ärzte zu erreichen sind, sondern 
beispielweise auch, wo man die benötig­
ten Decken, Fahrzeuge, Funkgeräte 
usw, am schnellsten abrufen kann, 

Zwei Bildschirmgeräte und ein nx­
Textsystem helfen der ASB-Bundes­
schule; die gesamte Lehrgangs-Organi­
sation nebst "Zimmer-Reservierung" 
läuft über den BULL-Computer, Der 
sorgt auch dafür, daß die Unterlagen 
über die von der Bundesregierung be­
zuschußten Erste-Hilfe-Kurse, die der 
ASB in allen Städten durchführt, kom­
~ Iett sind. 

Und damit die Aufzählung der "elektro­
nischen Hilfsmittel" komplett ist, sei er­
wähnt, daß zwei Bildschirmgeräte - ei­
nes davon mit Drucker - für Program­
mierung und Operating benutzt werden, 
Außerdem steht beim DV-Leiter Prös­
dort der Mikrocomputer MICRAL 90,50, 
der darauf unter anderem Personal­
Computing-Software fährt; beispielswei­
se das Tabellen-Kalkulations-Programm 
Multiplan und das Mikro-Datenbanksy­
stem dBase 11. 

Erwähnt werden sollte auch das Disket­
ten-Ertassungsgerät, das in der" Tele­
fonzentrale" steht. Da Telefonzentrale 
und Empfang von 7 bis 21 Uhr besetzt 
sind, die Mitarbeiter dabei aber nicht 
ausgelastet sind, läßt man hier die ein­
fach zu ertassenden Daten auf Disketten 
aufnehmen, Beispielsweise die Adreß­
Änderungen für den Versand des ASB­
Magazins "der Arbeiter Samariter" . 

Das Magazin erscheint viermal jährlich 
mit einer Auflage von rund 700000 Ex­
emplaren; daraus ergeben sich dann 
2000 bis 3000 Änderungen, Der BULL­
Computer, in den man die Disketten 
dann einspielt, macht aber nicht nur die 
Adreß-Verwaltung für das Magazin, son­
dern hilft auch dabei, es möglichst por­
to- und kostengünstig zu versenden, 
Was nicht ganz einfach ist, da es auch 
Regional-Ausgaben gibt. 

Übrigens verwaltet der Computer auch 
die Adressen, die der Bereich Presse­
und Öffentlichkeitsarbeit benötigt, und 
unterstützt bei der Durchführung vieler 
anderer Aufgaben, auf die wir hier nicht 
näher eingehen können, 

Fritz J. Schmidhäusler 



Johanniter-Unfall-Hilfe 

Eindrucksvolle _Olympiade" in Erster Hilfe der Johanniter-Unfall-Helfer 

21 Mannschaften aus acht Landesverbänden im WeNstreit - Beeindruckende 
Leistungen 

Im zweijährigen Turnus führt die 
Johannlter-Unfall-Hllfe Ihre "Olympia­
de" In Erster Hilfe durch. Diesjähriger 
Austragungsort war Berlln. Mehr als 
400 Teilnehmer, Betreuer und 
"Schlachtenbummler" trafen sich am 
15. und 16. Juni auf der HIrschwiese 
neben dem Schöneberger Rathaus zu 
dem wichtigen Kräftemessen. Der 
JUH-Landesverband Berlln halte die-

se Olympiade ausgerichtet - und um 
das Ergebnis vorwegzunehmen: 
Dieses Kräftemessen war ein voller 
Erfolg. 

Die politische Prominenz ließ es sich 
nicht nehmen. an dieser Veranstaltung 
teilzunehmen oder Grußworte zu über­
bringen. Ein zahlreiches Publikum haNe 
Gelegenheit, in die auf der Hirschwiese 

Traget .. t. mit .. ver­
letzten" Personen wer­
den yon den Schieds­
richtern krltlach beob­
achtet. 

Im Praxl.tell 2 geht es 
um manuelle Herz­
Lungen-Wlederbele­
bung. maßnahmen. 

aufgebauten Zelte einzusehen und mit­
zuverfolgen, was von den JUH-Helfern 
bei diesem WeNbewerb verlangt wurde. 

Erste Hille ist die beste Hille. Helfen­
können setzt allerdings Können voraus. 
Können verlangt Lernen, Proben, Kriti­
siertwerden und erneute Bewährung In 
der Praxis. Um Erste Hilfe wirkungsvoll 
in der gesamten Bundesrepublik prakti­
zieren zu können, dafür hat die JUH 
u. a. diesen nationalen WeNbewerb ge­
schaffen. 

Die teilnehmenden Mannschaften müs­
sen sich in Landesausscheidungen für 
den BundesweNbewerb qualifizieren. 
Diese Hürde schafften im vergangenen 
Jahr 21 Mannschaften aus acht Landes­
verbänden. Annähernd 200 aktive Helfer 
der JUH und eine gleich große Zahl von 
Betreuern und Schiedsrichtern sowie ei­
ne Vielzahl von Schlachtenbummlern ka­
men auf der HIrschwiese zusammen. 

Nachdem es am Samstag, dem Tag des 
ersten Teils der theoretischen Prüfun­
gen, die im Saale stattfanden, noch in 
Strömen goß, haNe Petrus am Sonntag, 
dem Tag der praktischen Übungen auf 
der Hirschwiese, Nachsicht geübt - er 
stoppte den Regen und ließ nachmiNags 
sogar die Sonne scheinen. So wurde 
dieser Tag zu einem Festival der Johan­
niter-Helfer und zu einer Begegnung mit 
zahlreichen Berliner Neugierigen, die 
sich von dem WeNkampf einen Eindruck 
verschaffen wollten und die mit großem 
Interesse die ausgestellten Einsatzfahr­
zeuge inspizierten. 

Für die Zuschauer boten sich viele Mög­
lichkeiten der Information. Für die WeN­
kampfteilnehmer war es ein harter Ar­
beitstag, an dem es galt, in den ver­
schiedensten simulierten und durch ge­
schminkte Mimen dargestellten Notfall­
situationen rasch richtige Hilfeentschei­
dungen zu treffen und sachgemäß 
durchzuführen. 

Wer beispielsweise die Tragetests der 
JUH-Helfer verfolgte, der konnte erken­
nen, welches Geschick und welches 
Training erforderlich ist, um Verletzte in 
verschiedensten Notfallsituationen richtig 
zu lagern und zu versorgen. 

Die JUH haNe es den Teilnehmern an 
diesem Bundeswettkampf nicht Jeicht­
gemacht. Der Bundesarzt der JUH und 
die Mitarbeiter der JUH-Bundesschule in 
Niederweisel bei Bad Nauheim/Hessen 
hatten in monatelanger Vorarbeit knifflige 
Aufgaben vorbereitet, die von den WeN­
kampfteilnehmern theoretisch wie prak­
tisch zu lösen waren. 
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Die Aufgaben waren differenziert und im 
Schwierigkeitsgrad gestaffelt, entspre­
chend dem Ausbildungsstand und dem 
Alter der teilnehmenden Mannschaften. 

Der Wettbewerb war ausgerichtet auf 
drei Mannschaftsgruppen: 

- Gruppe A: Hier gingen ehrenamtliche 
JUH-Helfer mit Rettungshelferausbil­
dung ab 16 Jahre an den Start. 
- Gruppe B: Hier kämpfte die Johanni­
ter-Jugend im Alter von 14 bis 16 Jah­
ren mit Sanitätshelferausbildung. 

- Gruppe S: In dieser Gruppe traten 
JUH-Rettungssanitäter, Medizinstuden­
ten, Krankenpfleger und ähnlich ausge­
bildete JUH-Helfer an. 

Je nach Teilnehmergruppe wurden Auf­
gaben unterschiedlichster Art gestellt. 

Im Theorieteil 1 waren bis zu 20 Fragen 
aus dem Bereich der Ersten Hilfe zu be­
antworten, während den Teilnehmern im 
Theorieteil 2 am Sonntag überraschende 
Notfallsituationen gestellt wurden, die 
sie in kurzer Zeit zu diagnostizieren, die 
erforderlichen Hilfsmaßnahmen zu ent­
scheiden und zu organisieren hatten. 

Im Praxisteil 1 am Sonntag ging es pri­
mär um praktisches Helfen, um die 
sachgerechte Versorgung eines Verletz­
ten - von geschminkten Mimen darge­
stellt. Die Verletzungen mußten sofort 
diagnostiziert, versorgt und der Verletzte 
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Auch schwierige Hin­
dernisse werden beim 
Tragelest gut gemei­
stert. 

Ob das Maskottchen 
wohl Glück bringt? 

(Foto: v. Holst) 

transportiert werden. Rücksicht auf die 
fachliche Ausrüstung der zur Verfügung 
stehenden Rettungstransport-Wagen, 
Zweckmäßigkeit und Sorgfalt bei der 
Untersuchung der Hilfsbedürftigen und 
insbesondere das Zusammenspiel inner­
halb der Helfer-Teams standen dabei im 
Vordergrund der Benotung. 

Die manuellen Herz-Lungen-Wiederbe­
lebungsmaßnahmen, durchgeführt an 
Übungspuppen, die präzise signalisieren 
- auf elektronischem Weg -, ob inner­
halb der kurzen vorgegebenen Hilfszeit­
spanne richtig oder falsch gehandelt 
wurde, stellten den Praxisteil 2 dar. 

Tragetests mit verletzten Personen bil­
deten den Abschluß, wobei schwere 
Hindernisse wie Treppenwälle, Mauern 
und Zäune zu überwinden waren. Vor­
geschrieben war bei dieser Übung, daß 
sich auf der Trage eine flache Schüssel 
befand - ähnlich einem Suppenteller -, 
mit einem abgemessenen halben Liter 
Wasser; bei der Trageübung durfte 
nichts verschüttet werden - es wurde 
genau nachgemessen, und jeder ver­
schüttete Tropfen bedeutete verlorene 
Wettkampfpunkte. Für die Öffentlichkeit 
war dies wohl auch die spektakulärste 
Übung, die demonstrierte, was JUH­
Helfer leisten müssen 

Als am Sonntagabend die Sieger durch 
den Bundesarzt bekanntgegeben wur-

den, brach Jubel auf, die Stimmung bei 
diesem bisher größten Bundeswett­
kampf der JUH im Prälaten in Berlin­
Schöneberg war grandios. 

Hier die Siegerliste des Bundeswett­
kampfes 1985 der JUH in Erster Hilfe: 

Gruppe A: 

1. Platz: Velbert - Nordrhein-Westfalen 
2. Platz: Baunatal - Hessen 
3. Platz: Celle - Niedersachsen 

Gruppe B: 

1. Platz: Göppingen - Baden-Württem-
berg 

2. Platz: Schwabach - Bayern 
3. Platz: Kiel - Schleswig-Holstein 

Gruppe S: 

1. Platz: Allershausen - Bayern 
2. Platz: Mannheim - Baden-Württem-

berg 
3. Platz: Lübeck - Schleswig-Holstein 

Sicher nicht nur die Siegermannschaften 
sind motiviert aus Berlin in ihre Heimat­
orte zurückgekehrt. Alle Mannschaften 
haben von diesem Wettkampf profitiert. 
Die Beachtung dieses Bundeswettkamp­
fes durch die Berliner Politiker hat sicher 
alle Teilnehmer stimuliert. So ließ es 
sich der Präsident des Berliner Abge­
ordnetenhauses, Peter Rebsch, nicht 
nehmen, die Wettkampfteilnehmer im 
Schöneberger Rathaus willkommen zu 
heißen und in ihrer Aufgabe zu ermun­
tern. 

Der Regierende Bürgermeister von Ber­
lin, Eberhard Diepgen, übermittelte 
Grußworte. Zwei Punkte unterstrich er 
besonders: 

"Zum einen geben Sie mit Ihrer ehren­
amtlichen Tätigkeit ein Beispiel, führen 
besonders Ihre Jugendlichen zu mehr 
Mitmenschlichkeit hin. Zum anderen ge­
ben Sie auch ein hervorragendes Bei­
spiel, was Selbsthilfe zu leisten vermag. 
Erst durch solche Selbsthilfe in diesem 
lebenswichtigen Dienst wird es umfas­
send möglich, Menschen zu helfen, Le­
ben zu retten, Gesundheit zu erhalten." 

Auch der Bezirksbürgermeister von 
Berlin-Schöneberg, Rüdiger Jakesch, 
hieß die JUH-Helfer in Berlin herzlich 
willkommen. 

Und die Senatorin für Schulwesen, Ju­
gend und Sport, Dr. Hanna-Renate Lau­
rien, ließ es sich nicht nehmen, nach 
dem Eröffnungsgottesdienst am Sonn­
tagvormittag auf der Hirschwiese die 
JUH-Helfer zu ermuntern, möglichst oft 
nach Berlin zurückzukommen. 

Berlin ist immer einen Bundeswettkampf 
wert - das empfanden auch die zahlrei­
chen Teilnehmer an dieser Veranstal­
tung. Die Eindrücke, die sie mit nach 
Hause nehmen, tragen mit Sicherheit 
dazu bei, neue Mithelfer und Förderer 
zu gewinnen. 



Malteser-Hilfsdienst 

Dr. P. J. Birkenbach 

•• 

Arztliche Mitwirkung 
• Im 
ethische Aufgabe 
oder gesetzliche PIIicht? 

Bevor wir uns mit der eigentlichen Fra­
gestellung befassen können, erscheint 
es mir angebracht zu sein, eine Begriffs­
und Standortbestimmung vorzunehmen. 
Dies ist allein deshalb erforderlich, weil 
der Ausdruck" Ethik" nicht überall 
gleich definiert und das gleiche darunter 
verstanden wird. Das Wort ist vom alt­
griechischen "ethos" abgeleitet, was 
soviel wie "gewohnter Ort des Woh­
nens" bedeutet, aber auch für "Sitte" 
und "Brauch" stehen kann. Bei Aristote­
les (384-322 v.Chr.) bedeutet Ethik das 
in Gesetz, Sitte und Gewohnheit verfaß­
te Leben der Gemeinschaft und des ein­
zelnen, das auf das höchste erreichbare 
Gut zielt, nämlich die Vollendung des 

Menschen. Dieses Gut ist Maßpunkt des 
ethisch Handeins, worüber ein Konsens 
herrscht. 

Thomas von Aquin (1225-1274) ver­
steht die Ethik als ein göttliches Gesetz, 
das aber der menschlichen Vernunft zu­
gänglich ist. 

Immanuel Kant (1724-1804) bezieht 
das "ethisch Gute" nicht mehr in den 
Heilsplan Gottes mit ein, sondern sieht 
darin einen natürlichen Bestandteil, der 
in der Gesinnung des einzelnen Men­
schen seinen Platz hat. 

In der Moderne, z. B. in der Existenzphi­
losophie von Karl Jaspers (1883-1969), 
ist Ethik ein inneres Handeln, aus wel-

" 

ehern das Verhalten und Handeln in der 
Welt folgt. 

Während bei Aristoteles der Konsens ei­
ne wichtige Rolle spielt, das heißt, die 
Übereinstimmung und weitgehende Ver­
bindlichkeit, besteht bei Jaspers und an­
deren das nicht allgemein verbindliche 
subjektive Gewissen und somit kein 
Consensus im "allgemein Guten" als 
Ziel des Handeins. 

Heutzutage sind weltanschauliche und 
religiöse Überzeugungen dafür maßge­
bend, was der einzelne als "ethisch 
gut" ansieht. Ich möchte beispielhaft die 
kontroverse Einstellung zur Tötung wer­
denden Lebens oder im Umgang mit 
Tieren erwähnen. Ich hoffe, daß ich ver­
ständlich gemacht habe, daß es eine 
überall und zu jeder Zeit verbindliche 
Definition der Ethik nicht gibt. 

Für uns Ärzte steht aber der Begriff der 
"ärztlichen Ethik" im Raum. Wenn man 
die inzwischen umfangreiche Literatur 
hierfür studiert, 1977 fand z. B. ein be­
deutsames Symposion in Köln über das 
statt, was unter ärztlicher Ethik verstan­
den werden kann, so muß man auch 
hier zu dem Ergebnis gelangen, daß es 
einen allgemeinen Konsens nur in be­
grenztem Umfang gibt. Ich denke dabei 
an die Frage der Zwangsernährung To­
deswilliger, wieder an den § 218, und 
auch an uns heute betreffende Fragen 
der Katastrophen- und Wehrmedizin. 

Natürlich, und das ist ja nicht anders 
möglich, muß ich nun den" hippokrati­
schen Eid" ansprechen, dessen Urform 
dem Griechen Hippokrates (460-375 
v.Chr.) zugeschrieben wird. Er ist über 

Oie Aufgaben des Arztes Im Katastrophenfall müssen sich In das Gesamtgeschehen der Hllfelelstun- Jahrhunderte .. die 10 Gebote der Ärzte" 
gen sinnvoll einlügen. gewesen. Und wenn heute die Ge-
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schichtsforscher sagen, daß dieser Text 
überhaupt nicht von Hippokrates stam­
men könne, so sotl uns das nicht berüh­
ren, weil wir den Text, so wie er ist, erst 
einmal hinnehmen müssen, ganz gleich, 
wer ihn lange vor unserer Zeit und un­
serer technischen Medizin konzipiert 
hat. 

Früher gab es die, wie ich meine, schö­
ne und gute Sitte, daß die jungen Ärzte, 
bevor sie aus dem Schoß der Universi­
tät entlassen wurden, die Eidesformel 
sprachen und schriftlich mitbekamen. 
Bei mir hat dieses Blatt nach wie vor 
einen Ehrenplatz an meinem Praxis­
schreibtisch. 

Die zum heutigen Thema wichtigen 
Punkte sind wohl diese: 

- Alles Handeln zu Nutz und Frommen 
der Kranken und Verletzten nach be­
stem Vermögen zu tun, 

- sie vor allem schützen und bewahren, 
was ihnen schaden könnte. 

Ich möchte nicht unerwähnt lassen, daß es 
auch einen islamischen Kodex der ärztli­
chen Ethik gibt. Er besteht in der soge­
nannten" Deklaration von Kuweit" vom 
Januar 1981. Hier wird unter anderem 
ausgeführt, daß es eine uralte Weisheit 
und Pflicht ist, daß der Verwundete durch 
seine Wunde und der Gefangene durch 
seine Gefangenscha~ beschützt sind. Die 
Heiligkeit des Lebens wird herausgestellt 
und die Pflicht der Ärzte, in allen Situatlo­
nen unter höchstem persönlichen Einsatz 
ihres Wissens und ihrer eigenen Person 
auf das Äußerste zu helfen oder zumin­
dest zu lindern. Wörtlich heißt es: ",ch 
schwöre bei Gott, das menschliche Leben 
in allen Stadien und unter allen Umstän­
den zu verteidigen, indem ich mein mög­
lichstes tue, um es vor Tod, Krankheit, 
Schmerzen und Angst zu retten." 

Ärzte sind sehro~ "dünnhäutige" Men­
schen, sensibel, den kleinen, feinen Din­
gen im Grunde zugetan. Unterdem durch 
die Alltagsarbeit geprägten rustikalen Ge­
habe verbirgt sich ein weicher, leicht ver­
letzlicher Kern. Das ärztliche Wissen um 
den ach so schnellen Übergang vom irdi­
schen Leben zum Tod macht viele Dinge 
für den Arzt nichtleichter, sondern 
schwerer. 

Vieles kann er nicht einfach abends wegle­
gen und wie der nasse Hund sich trocken­
schütteln. Immer mehr Menschen, die 
mehr seelisch als körperlich krank sind, 
sehen im Arzt die einzig mögliche und 
letzte Bastion zur Hilfe. Dabei ist es o~ so 
schwer, sich dahingehend verständlich zu 
machen, daß Rettung und Lösung nur aus 
dem eigenen Ich heraus möglich sind und 
derandere, auch der Arzt, nurWege und 
Möglichkeiten vermitteln, jedoch letztend­
lich die Krise nicht beheben kann. 

So müssen wir Älteren auch einfach dafür 

50 ZS·MAGAZIN 6/85 

In Katastrophensttua­
tlonen muß mit einem 
Massenentall von Ver­
letzten gerechnet war­
den. Hier obliegt dem 
Arzt das Festlegen 
von Versorgung.prlo­
ritäten. 

(Fotol: Günte, Ser.) 

Verständnis haben, daß vornehmlich jün­
gere Menschen, auch Kolleginnen und 
Kollegen, vor dem, was möglicherweise in 
der Maximalkatastrophe Krieg auf uns zu­
kommen kann, Angst und Sorge haben. 
Und das nicht nur für ihre eigene Person, 
sondern, und das sollten wirschon glau­
ben, auch für die ihnen als Ärzte anver­
trauten Menschen. 

Wenn wir all diese Ärztinnen und Ärzte 
einfach als "Linke" abtun, dann ist dies 
zweifellos unrecht. 

Gerade aber der Umgang mit den Grenz­
situationen des Lebens macht den Arzt 
aus. Sicher, auch Rezepte schreiben, 
Operieren oder andere ärztliche Tätigkei­
ten fordern den ganzen Arzt. Kritisch wird 
es dann, wenn von den normalen Wegen 
abgewichen werden muß. Dies fängt beim 
Verkehrsunfall an, wo man beispielsweise 
unter widrigsten Wetterverhältnissen für 
fünf Schwerverletzte nur einen Kranken­
wagen heranbekommt und dann blitz­
schnell und ohne Möglichkeit subtiler Dia­
gnostik entscheiden muß, wer nun zuerst 
oder überhaupt transportiert wird. Und im 
Katastrophenfall, bei welchem das Miß­
verhältnis zwischen notwendiger und 
machbarer Hilfe sich ins Extreme steigert, 
muß der Arzt alle eigene Kraft zusammen­
nehmen, um nicht vor der schier unmög­
lich scheinenden Aufgabe zu versagen. 

Aber wenn von hunderttausend von Kran­
ken und Verletzten auch nur einige wenige 
gerettet werden können, dann war der 
ärztliche Einsatz nicht umsonst. Und so, 
und nicht anders, müssen wir das sehen. 

Denn auch die "ärztliche Kunst" ist nur 
eine Kunst des Möglichen und Machba­
ren. Der Arzt ist immer und heute eine der 
Personen, die" einfach da sind", ohne die 
sich niemand das Dasein vorstellen kann. 
Fürdie Gesamtbevölkerung istallein die 

Tatsache des Daseins von Ärzten beruhi­
gend. Vielleicht ist hier ein Wort von Para­
celsus (1493-1541) angebracht, der ge­
sagt haben soll: "Erst das Wort, dann die 
Pflanze, dann das Messer." Vielleicht 
bleibt uns irgendwann einmal nur noch das 
Wort, aber auch das ist Arztsein. 

Diesen Vorschuß an Vertrauen, den der 
Arzt in der Begegnung mit dem Patienten 
"verdienen" muß, dürfen wir nicht da­
durch aufs Spiel setzen, indem wir sagen, 
daß sowieso alles hoffnungslos sei und wir 
Ärzte nur noch eins tun könnten, nämlich 
kapitulieren. 

Ich meine, daß gerade wir der Berufsstand 
sein müssen, der zwar schonungslos die 
Mängel aufzeigt, was ja den Kollegen, die 
dies tun, von den Politikern hartangekrei­
det wird, der aber dennoch sagt, daß wir in 
jedem Fall zum Wohle der uns anvertrau­
ten Menschen alles tun werden, wozu 
unsere Kräfte ausreichen. 

Wir Ärzte haben den Sicherungsauftrag 
übernommen, der schließlich nicht nur für 
gute, sondern auch, und eigentlich viel 
mehr, für schlechte Tage Gültigkeil hat. 
Wir können uns doch nicht einfach davon­
stehlen wollen. Denn schließlich gibt es für 
den Arzt keinen Ersatz. 

Aus vielen tausenden Begegnungen von 
30 Jahren ärztlicher Tätigkeil mit Notlallpa­
ti enten der verschiedensten Ursachen: 
Unfälle, Infarkte etc., Katastrophensitua­
tionen, habe ich den Eindruck gewonnen, 
daß das Verhältnis Arzt zu Patient sehr viel 
mit davon abhängt, inwieweit sich beide, 
Arzt und Patient, als Menschen erfahren. 
Viklor v. Weizsäcker hat dies einmal als die 
"Einführung des Subjekts in die Medizin" 
bezeichnet. Und ich finde dies gar nicht 
verkehrt. 

(wird fortgesetzt) 



Deutscher Feuerwehrverband 

DFV.Delegation in 

Grundorganisationen (dieses sind Ver­
eine der Freiwilligen Feuerwehren) an, 
wobei der Anteil der Frauen etwa zwölf 
Prozent beträgt. Von dieser Gesamtmit­
gliederzahl sind etwa 220000 als Aktive 
in den Einsatzabteilungen tätig. Die 
"Grundorganisation" ist ein vereinsmä­
ßiger Zusammenschluß von Bürgern der 
Gemeinden/Städte, der die vielfältigsten 
feuerwehr- und gesellschafts politischen 
Aufgaben wahrnimmt und wovon dann 
ein Teil der Mitglieder in den Einsatzab­
teilungen tätig ist. Neben den Freiwilli­
gen Feuerwehren gibt es in der CSSR 
noch zusätzlich rd . 10000 Einsatzkräfte 
in den Berufsfeuerwehren und Werkteu­
erwehren (dieses sind keine Verbands­
mitglieder) in den Kreis-, Bezirks- und 
drei Hauptstädten der Republik. 

der Tschechoslowakei 
Besuch bei verschiedenen Feuerwehren / Freundschaftsvertrag 

Auf Einladung des 'Brandschutzverban­
des der CSSR besuchte eine dreiköpfi­
ge Delegation des Deutschen Feuer­
wehrverbandes vom 17. bis 20. Juni 
1985 die CSSR und besichtigte dabei 
neben Einrichtungen der Freiwilligen 
Feuerwehren und der Berufsfeuerweh­
ren auch das 1983 neu errichtete Feuer­
wehrmuseum der CSSR. Der deutschen 
Delegation gehörten neben Präsident 
Struve auch Vizepräsident Bräuning und 
Bundesgeschä~sführer Voßmeier an. 
Die vom Brandschutzverband der CSSR 
ausgesprochene Einladung stützt sich 
auf einen Freundscha~svertrag zwischen 
den nationalen Feuerwehrverbänden 
beider Staaten, der im Herbst 1975 in 
Prag abgeschlossen wurde. Es folgten 
bisher Delegationsbesuche 1976 seitens 
der CSSR in der Bundesrepublik, 1979 
seitens des DFV in der CSSR und 1983 
wiederum seitens der CSSR in der Bun­
desrepublik. 

Der erste Besuch einer Delegation des 
Deutschen Feuerwehrverbandes in Prag 
und die damaligen Festlegungen im 
Freundschaftsvertrag haben wesentlich 
zur Anbahnung freundscha~licher Bezie­
hungen der Feuerwehren beider Länder 
beigetragen. Die Vertreter der Feuer­
wehrverbände kamen überein, diese Be­
ziehungen zu vertiefen und dabei fol­
gende Punkte im wesentlichen zu be­
rücksichtigen: 

1. Regelmäßig offizielle Delegationen 
auszutauschen, 

2. einander Studiendelegationen für ge­
wisse Gebiete, wie z. B. der Brand­
schutzschulung, der Erweiterung des 
vorbeugenden Brandschutzes, der Aus­
bildung und der Arbeit mit der Jugend 
zu entsenden, 

3. Brandschutzzeitschri~en, Werbe mate­
rial, Lehrmittel und Fachliteratur auszu­
tauschen, 

4. Partnerschaften der Aktiven der Feu­
erwehren und der Jugendfeuerwehren 
in Form von thematischen Touristenbe­
suchen über das Reisebüro anzu­
bahnen. 

Diese damals gesteckten Ziele waren 
Grundlage für die bisherigen fünf ge­
genseitigen Delegationsbesuche und 
das dafür erarbeitete Besprechungs­
und Besuchsprogramm. 

Dem Brandschutzverband der CSSR 
gehören rd. 660000 Mitglieder in den 

Welche Aufgaben der Brandschutzver­
band der CSSR hat und wie er sich in 
der Öffentlichkeit darstellt, ist dem nach­
folgenden Text zu entnehmen, der aus 
einer deutschsprachigen Werbeschrift 
des CSSR-Verbandes auszugsweise 
wörtlich übernommen wurde. 

Einleitung 

Der Schutz des Lebens und der Ge­
sundheit der Arbeitstätigen, des gemein­
scha~lichen und auch des persönlichen 
Eigentums der Bürger unserer sozialisti­
schen Gesellscha~ vor Brandgefahr und 
anderen Naturkatastrophen verlangt eine 
hohe Wachsamkeit und Bereitscha~ aller 

Etwa zwei AutcrFahrstunden südöstlich an der Autobahn Prag- Brno liegt der kleine Ort Prlbyslav, 
wo 1983 In einem vom Brandlchutzverband der ~SSR renovierten Schloß - ein Gelehenk des 
Landes - da. Feuerwehrmul eum der eSSR eingeweiht wurde. laut Au • • agen der Verantwortlichen 
spricht man hier nicht von einem Museum, sondern von einer .. Ständigen Ausstellung über Brand­
schutz". 
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Bürger, sowie auch deren aktiven Teil­
nahme an der Sicherstellung des Brand­
schutzes. 

Als Propagator und Organisator des 
Brandschutzwesens in der Tschechoslo­
wakischen sozialistischen Republik ist 
der Brandschutzverband der CSSR zu 
nennen, der in seinen Reihen mehr als 
660000 aufgeklärte und opferbereite 
Mitglieder vereinigt. 

Erfahrungen und Arbeitsergebnisse des 
Brandschutzverbandes der CSSR bestä­
tigen, daß der Brandschutz immer aus­
drucksvoller als ein unteilbarer Bestand­
teil des Aufbaubemühens wi rd und daß 
dessen Mitglieder unter wirkungsvoller 
Hilfe und Unterstützung der Mitbürger 
durch alltägliche Tätigkeit die Entschlos­
senheit beweisen, nicht nur ein glückli­
ches Leben aufzubauen, sondern auch 
Ergebnisse der Schaffungsarbeit zu be­
wahren. Grund des wirkungsvollen 
Brandschutzes in der sozialistischen 
Gesellschaft besteht in der Wachsamkeit 
und Vorsicht der Bürger und in ihrer 
breitesten Teilnahme am Brandschutz­
wesen, um dessen Entfaltung vor allem 
die Volksausschüsse mit ihren Funk­
tionsorganen Sorge tragen, unter Mitwir­
kung freiwilliger Organisationen, in der 
Hauptsache des Brandschutzverbandes 
der CSSR. 

Der Brandschutzverband der CSSR 
stellt eine einheitliche, freiwillige, gesell­
schaftliche Bürgerorganisation der 
Tschechoslowakischen sozialistischen 
Republik dar. Seine Tätigkeit entfaltet 
sich unter der Leitung der Kommunisti­
schen Partei der Tschechoslowakei. Der 
Verband ist ein Bestandteil der Volks­
front. Es trägt in entscheidender Weise 
bei zur Realisierung der Entwicklungs­
pläne in der Volkswirtschaft, hauptsäch­
lich durch konsequenten Schutz der 

tschechoslowakischen Ökonomie. Zur 
Erfüllung dieses Hauptbestimmungs­
trends führt die Tätigkeit in den Grund­
organisationen des Brandschutzverban­
des der CS~R und anderer Organe. Die 
Bürger der CSSR entscheiden sich zur 
Mitgliedschaft in den Grundorganisatio­
nen des Brandschutzverbandes der 
CSSR aufgrund ihrer eigenen Überzeu­
gung und persönlichen Entscheidung. 

Der Brandschutzverband bereitet seine 
Mitglieder zur Aufgabenerfüllung beim 
Brandschutz vor und sichert die Erzie­
hung der breiten Öffentlichkeit zur Ein­
haltung von Grundsätzen des Brand­
schutzes. Der Brandschutzverband der 
CSSR erzieht seine Mitglieder zu per­
sönlicher Tapferkeit und Opferbereit­
schaft, zur aufgeklärten Disziplin, Hin­
gabe und Liebe zu ihrer sozialistischen 
Heimat. Der Verband nimmt aktiv te il an 
der Erfüllung der gesamtgesellschaftli­
chen Bedeutung und an der Real isie­
rung der Politik der Volksfront. 

Organisationsstruktur 

Eine der organisatorischen Grundaufga­
ben des Brandschutzverbandes der 
CSSR ist die systematische und verant­
wortungsvolle Fürsorge der Organe und 
Organisationen der BSV um die Ent­
wicklung und das ständige Wachstum 
der Mitgl iederbasis. 

Die Hauptaufmerksamkeit widmet der 
Verband in dieser Richtung der Verbrei­
tung der Mitgl iederbasis, und zwar 
hauptsächlich aus Reihen der Frauen 
und der Jugend, deren Organisierungs­
w.esen zur gleichmäßigen Aufgabener­
fullung unserer gesellschaftlichen Orga­
nisation. 

Der Stand der Mitgliederbasis des 

~!~ ~~s:l~e~u~~ ISO. FV,ürodle Besucher sehr InformatIv gestaltet und auch für den Laienbesucher sehr 
s an c . e - elegatlon war von dem hier Gesehenen sehr beeindruckt. 
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Brandschutzverbandes der CSSR stellt 
591848 Männer und 68673 Frauen dar 
d. h. insgesamt 660521 Mitglieder. ' 

Die Gesamttätigkeit des Brandschutz­
verbandes der CSSR wird durch eine 
mehrstufige Führung sichergestellt. 

Höchstes Orjlan des Brandschutzver­
bandes der CSSR ist der Föderalaus­
schuß mit Sitz in Praha, der im Einklang 
mit der föderativen Anordnung des Staa­
tes, aufgrund der vom Innenministerium 
gestellten Aufgaben eine eigene Tätig­
keitskonzeption des BSV der CSSR 
schafft und seine Gesamttätigkeit mittels 
zweier Republikorgane in der CSSR und 
SSR dirigiert. Die Tätigkeit in einzelnen 
Republikorganisationen dirigieren Zen­
tralkomitees des BSV mittels Bezirks­
und Kreisausschüssen bis hinab zu den 
Grundorganisationen des BSV. 

Alle diese Organe gehen bei SichersteI­
lung der Brandschutzaufgaben aus dem 
Gesetz und den Kundmachungen über 
Brandschutz und den Beschlüssen zu­
ständiger Staatsorgane aus, angefangen 
mit dem Innenministerium über alle Stu­
fen der Volksausschüsse. Die Zusam­
menarbeit mit den Volksausschüssen, 
die sorgfältige Vorbereitung aller Aktio­
nen, die anspruchsvolle Bewertung des 
heutigen Standes, das Schaffen geeig­
neter Bedingungen und der Tätigkeits­
bereich jeder Grundorganisation schaf­
fen Voraussetzungen zur weiteren höhe­
ren Qualifizierung der Gesamttätigkeit im 
Brandschutzverband der CSSR. 

Brandgefahrvorbeugung 

Das mächtige Anwachsen des sozialist i­
schen Aufbaus in der CSSR, die Einfüh­
rung neuer Technologieverfahren in der 
Fertigung, die Entwicklung der landwirt­
schaftlichen Großproduktion, Mechani­
sierung, Chemisierung und Elektrifizie­
rung vergrößern gleichzeitig auch die 
Brandgefahr. Dadurch werden begreif­
licherweise höhere Ansprüche an den 
Brandschutz gestellt, dessen Aufgabe 
es ISt, alle derzeitigen und auch neu 
geschaffenen Werte vor Brand und 
Naturkatastrophen zu schützen. 

Auch wenn beim Schutz der Werte vor 
Brand positive Ergebnisse erzielt wur­
den, ist es eine Tatsache, daß die durch 
Brand an VOlks-, Gewerkschafts- und 
persönlichem Eigentum verursachten 
Schäden fortwährend hoch sind und un­
sere Ökonomiewirtschaft verkürzen. Au­
ßer Materialschäden kommt es bei Brän­
den zu Verlusten an Menschenleben. 

Mitglieder des Brandschutzverbandes 
der CSSR helfen alljährlich den Volks­
ausschüssen bei der Durchführung von 
Brandschutzuntersuchungen. Sie ma­
chen dabei .. ihre Mitbürger auf brandge­
fahrllche Mangel aufmerksam, die einen 



Brand mit großem Materialschaden, Ver­
letzungen und Verluste an Menschen­
leben verursachen könnten. Die präven­
tive Tätigkeit gipfelt alljährlich mit der 
ganzstaatlichen Aktion "Monat des 
Brandschutzes ". Mitgl ieder des BSV der 
CSSR nahmen in den vergangenen Jah­
ren Präventivuntersuchungen in folgen­
dem Ausmaß durch, als Beispiel hierfür: 
1979 - 2268023 Untersuchungen von 
Wohngebäuden, 119515 Untersuchun­
gen kleiner Betriebe und 9356 Untersu­
chungen landwirtschaftlicher Betriebe. 

Schulung und Ausbildung. von 
Mitgliedern des BSV der CSSR 

Die Erfüllung wichtiger, von der V. Voll­
versammlung des Brandschutzverban­
des der CSSR gestellter Aufgaben ver­
langt, daß alle Organe und Organisatio­
nen der pol itischen und fachmännischen 
Vorbereitung von Mitg liedern und Funk­
tionären eine erhöhte und systematische 
Aufmerksamkeit widmen. 

Die zielbewußte Vorbereitungssicherung 
der Mitgl ieder hat eine grundsätzliche 
Bedeutung , denn die systematische 
Durchführung der Schulung und der 
Ausbildung ist in al len Grundorganisatio­
nen der grundlegende und wicht igste 
Weg dazu, daß die vertrauten Aufgaben 
qualifizierter erfüllt werden und dadurch 
ein höheres Niveau in der Gesamtlätig­
keit erreicht wird. 

Diesem Abschnitl widmet der Brand­
schutzverband der CSSR eine außerge­
wöhnliche Aufmerksamkeit und stellt ihn 
durch planmäßige Abhaltung folgender 
Schulungen sicher: 

a) politische Schulungen; 

b) fachkundliche Schulungen ; 

c) praktische Ausbildung ; 

d) fachkundliche Schulung der Funktio­
näre (Vorstände, Kommandanten u. a.) . 

Fachschulen des BSV der 
CSSR 

Die fachmännische, theoretische und 
praktische Vorbereitung von Funktionär­
und technischen Kadern höherer Klasse 
gewährleisten im Brandschutzverband 
der CSSR eigene Lehranstalten. 

Die Aufgabe der Zentralschulen ist es, 
Fachleute für den Brandschutz zu erzie­
hen, vor allem Obmannkader, Maschini­
sten und Referenten für die Prävention. 
Diese Aufgabe wird in vollem Maß reali­
siert, wobei diese Tatsache im prakti­
schen Leben mit Erfolg kundgegeben 
wird. 

In den Lehrzentren werden Seminare 
und Kurse für Funktionäre des pol itisch­
organisatorischen Tätigkeitsabschnitls, 

Im Eröffnungsjahr 1983 besuchten rund 10000 Personen die "Ständige Ausstellung" und In den 
Jahren 1984/85 sind es bereits 40000; hierunter in diesem Jahr schon über 300 Besucher aus der 
BundesrepublIk Deutschland. 

Kurse für einzelne Referentenarten u. a. 
organisiert. Außerdem werden diese 
Zentren zur Abhaltung verschiedener 
Beratungen verwendet und in den Som­
mermonaten dienen sie als Jugendlager 
den jungen Feuerwehradepten. 

Außer den angeführten Nutzungsarten 
der Lehranstalten ist im Brandschutzver­
band der CSSR die höchste Form des 
FaChstudiums, das zweijährige Fernstu­
dium des Brandschutzes, eingeführt wor­
den, das für höhere Funktionäre und 
Mitarbeiter des Apparates beim BSV der 
CSSR bestimmt ist. 

Erziehung und Propagation 

Aufgabe des Brandschutzverbandes der 
CSSR ist es, erzieherisch auf die Bürger 
einzuwirken, damit sie die Grundsätze 
des Brandschutzes am Arbeitsplatz und 
im Haushalt einhalten. 

Bei der Erfüllung dieser Aufgabe arbeitet 
der Brandschutzverband der CSSR eng 
zusammen vor allem mit den Volksaus­
schüssen, den Betrieben und Schulen 
und ve<anstaltet Fachschulungen, Vor­
träge und Diskussionen, die mit der Vor­
führung von Filmen über den Brand­
schutz verbunden sind. 

Ausgehend aus den Aufgaben, die von 
der Regierung der CSSR geste llt wur­
den, vergrößert der Brandschutzverband 
der CSSR den Einfluß des Erziehungs­
einwirkens mit Hilfe von Masseninforma­
tionsmitleln, und zwar auf dem Weg der 
täglichen Presse, des tschechoslowaki­
schen Rundfunks und vor allem des 
Fernsehens. 

Zur erzieherischen Wirkung gehören un­
trennbar auch die Museen und Ausstel­
lungen, in denen der Brandschutzver­
band der CSSR visuell auf die Besucher 
einwirkt . Außerdem baut der BSV der 
CSSR auch seine eigenen Expositionen . 
Auf diese Weise ist auch die umfangrei­
che Exposition über Brandschutz im Mu­
seum der Slowakischen Räterepublik in 
Pre~ov entstanden, die im Jahre 1979 
der Öffentl ichkeit zugänglich gemacht 
wurde. In der Tschechischen sozialisti­
schen Republik wird ein Museum für 
Brandschutz in Bechyne gebaut. 

Kulturgesellschaftliche 
Tätigkeit 

Ein untrennbarer Tät igkeitsanteil des 
Brandschutzverbandes der CSSR be­
steht in der ku lturgesellschaftlichen In­
teressentätigkeit. Eine große Tradition 
haben im BSV der CSSR vor allem Mu­
sik- , Estrade-, Theater-, Sänger- und 
andere Gruppen. Diese Gruppen wer­
den bei verschiedenen gesellschaftli ­
chen Aktionen, Kulturabenden, Unterhal­
tungen und Feierlichkeiten eingesetzt, 
die bei Gelegenheit des Gründungsjah­
restages der Feuerwehrvereine veran­
staltet werden. Alle diese Aktionen von 
Kulturcharakter sind gleichzeitig eine 
weitere Form des erzieherischen Einwir­
kens auf die Bevölkerung. 

Methodisches Zentrum und 
die ständige Ausstellung tür 
BS in Pfibyslav 

Zur Erziehung der Feuerwehrleute, aber 
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auch der breiten Öffentlichkeit trägt auch 
das Methodische Zentrum und die stän­
dige Ausstellung für Brandschutz In Pfi­
byslav bel. Mit dem Ausbau dieser Ein­
richtung wurde im Jahr 1975 angefan­
gen und der Schwerpunkt der Tätigkeit 
liegt im Kennenlernen moderner Brand­
sChutzmittel, elektrischer Brandsignali­
sierung, Brandlöschgeräte, technischer 
Neuheiten u. a. Die Ausstellung wird in 
Zusammenarbeit mit dem Föderalinnen­
ministerIum und mit der Tschechischen 
Staatsversicherungsanstalt nach den in 
der Sowjetunion und in den anderen so­
zialist ischen Ländern erlangten Erfahrun­
gen ausgebaut. 

Militäreinsatzerziehung und 
Zivilabwehr 

Die Schaffung einer positiven BeZiehung 
zur Kampfeinsatzvorbereitung gehört 
ständig zu unserem Anteil an der Reali­
sierung des Einheitlichen Systems zur 
Kampfeinsatzerziehung der Bevölke­
rung . 

Bei Real isierung der Aufgaben in der 
Zivilabwehr und der Kampfeinsatzerzie­
hung legen Organe und Organisationen 
des Brandschutzverbandes der CSSR 
eine große Bedeutung auf die Verbesse­
rung der Übungsvorbereitung und set­
zen fort in der Ausbildung der Feuer­
wehrmannschaften bei Selbsthilfever­
bänden der Zivilabwehr. Dabei schreiten 
sie vorwarts in der Zusammenarbeit mit 
weiteren Organisationen der Volksfront. 

Arbeitsaktivität 

Eine der Aufgaben des Brandschutzes 
der CSSR besteht in der Teilnahme an 
der Erfüllung der Wahlprogramme der 
Volksfront, und zwar vornehmlich auf 
dem Gebiet der öffentlich vorteilhaften 
Tätigkeit. Zwecks Realisierung dieser 
Aufgaben übernehmen Mitglieder des 
BSV der CSSR individuelle und kollekti­
ve sozialistische Verpflichtungen , deren 
Ziel es ist, aktiv zur Erfüllung der Wahl­
programme der Volksfront beizutragen, 
und zwar bei der Hilfe in der Landwirt­
schaft, beim Ausbau und der Instandhal­
tung der Feuerwehrhäuser, der Wasser­
quellen, der Schul- und Kultureinrichtun­
gen u. a. Gleichzeitig helfen Mitglieder 
des Brandschutzverbandes der CSSR 
der Volkswirtschaft beim Sammeln von 
Eisenschroll, Buntmetallen, Papier, Textil 
u. a. Besonders hoch ist bei Mitgliedern 
des BSV der CSSR die unentgeltliche 
Blutspendung einzuschätzen. 
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Arbeit mit der Jugend 

Der Brandschutzverband der CSSR 
nimmt in enger Zusammenarbeit mit 
dem Sozialistischen Jugendverband und 
dessen Pionierorganisation verantwor-
tungsvollen Anteil an der Erziehung der 
jungen Generation. Vom Jahr 1973 an-
gefangen wird das Sportkampfspiel Pla-
me~ (Flamme) organisiert, welches Be-
standteil des ganzstaatlichen Kampf-
spiels für Kinder im Pionieralter mit der 
Bezeichnung "stets bereit" ist. Das 
Spiel Plame~ hat sechs Tätigkeitsgebie-
te, und zwar das ideenerzieherische, 
feuerwehrtechnische, präventiverzieheri-
sche, sportkämpferische, öffentlich-vor-
teilhafte und kulturelle Gebiet. 

Arbeit mit den Frauen 

Eine bedeutende Aufgabe nehmen auf 
allen Gebieten des Lebens unserer Ge-
sellschaft die Frauen ein. In der soziali-
stischen Gesellschaft hat die Frau eine 
gleichberechtigte Stellung und erfreut 
sich großer Ehrung und Hochachtung. 
Die Frauen in der CSSR schalten sich 
außer ihrer Arbeitsbeteiligung auch in 
das öffentliche Leben ein. Beweis dafür 
ist auch die Tätigkeit der Frauen im 
Brandschutzverband der CSSR. Derzeit 
arbeiten im BSV der CSSR 68673 Frau-
en. Sie arbeiten aktiv In verschiedenen 
Tätigkeitsabschnillen, und zwar vor-
nehmlich auf dem präventiverzieheri-
schen Gebiet, in repressiver Tätigkeit, in 
der Zivilabwehr, auf dem politisch-erzie-
herischen Gebiet und bei der Erziehung 
der jungen Generation. Frauen beteili-
gen sich in vielen Fällen am Brand-
schutz auf ihren Arbeitsplätzen, über-
nehmen Patronate über Brandschutzeln-
richtungen auf Arbeitsstätten, nehmen 
teil an der Ausführung von Präventivun-
tersuchungen, machen mit beim Wettbe-
werb der Feuerwehrmannschaften u. a. 

Kontakte mit dem Ausland 

Der Brandschutzverband der CS-SR be-
teiligt sich an der Realisierung der Aus-
landspOlitik der KPTsch durch Kontakt-
entlaltung mit Feuerwehrleuten soziali-
stischer, Entwicklungs- und auch kapita-
listischer Länder. Einen großen Vorteil 
hat für den BSV der CSSR der Erfah-
rungsaustausch mit Feuerwehrleuten an-
derer Länder bei verschiedenen Treffen, 
aber vor allem bei Veranstaltungen des 
Internationalen Wettbewerbs der Feuer-
wehrmannschaften im Rahmen des 
CTIF. 

Wehr-
pflicht 
weitelhin 
für 
Haupt-
bendliche 

. 

Alle Bemühungen des Deutschen Feu-
erwehrverbandes, die Hauptberuflichen 
der Berufsfeuerwehren und Freiwilligen 
Feuerwehren gemäß der Polizei regelung 
von der Wehrpflicht befreien zu lassen, 
sind an der Mehrheit der Regierungs-
koalition im Bundestag gescheitert. Der 
Deutsche Feuerwehrverband bedauert 
diese Entscheidung, da hiermit nicht 
dem Katastrophenschutz und Zivilschutz 
gedient wird. 

Die dpa verbreitete am 13. 6. 1985 fol-
gende Pressenotiz: 

"Der Bundestag hat mit der Mehrheit 
von CDU/CSU und F.D.P. am Donners-
tagabend eine Änderung des Wehr-
pflichtgesetzes abgelehnt, nach der 
künftig auch hauptamtliche Feuerwehr-
leute ebenso wie Polizisten automatisch 
vom Wehrdienst hätten freigestellt wer-
den können. Vertreter der Koalitionspar-
teien wiesen darauf hin, die Bundesre-
gierung habe im Hinblick auf die Proble-
me der Bundeswehr durch die anste-
henden geburtenschwachen Jahrgange 
in dieser Richtung keinen Spielraum. 
Die Bundeswehr habe Sorge, den Um-
fang der Wehrpflichtigen aufrechterhal-
ten zu können. 

Der Bundestag hatte sich mit der Ange-
legenheit beschäftigt, nachdem der Bun-
desrat auf Antrag des Hamburger Se-
nats im vergangenen Jahr einen ent-
sprechenden Gesetzentwurf ins Plenum 
eingebracht hatte. Hamburg hatte im 
Bundesrat auf die großen Personalpro-
blerne der Gemeinden durch die BereIt-
stellung ihrer Feuerwehrleute für den 
Wehrdienst hingewiesen." 



4. Deutsche 
Feuerwehr­
meisterschaften 
im Skilanglauf 
am 18.119. Januar 1986 
in Schonach 

Schirmherr: 
Staatssekretär Robert Ruder (Innenmini­
sterium Baden-Württemberg) 

Veranstalter: 
Deutscher Feuerwehrverband und 
Landesfeuerwehrverband Baden­
Württemberg 

Ausrichter: 
FF Schonach und SC Schonach. 

Austragungsort: 
7745 Schonach/Schwarzwald (Skistation 
Schonach) 

Organisations- und Quartierbüro: 
Kurverwaltung Schonach, 7745 Scho­
nach/Schwarzwald, Tel. (07722) 6033 
(Zimmer bitte rechtzeitig bestellen) . 

Zeltplan: 

Samstag, 18, Januar 1986: 
ab 8.00 Uhr Startkartenausgabe 
9.00 bis 13.00 Uhr Startzeit für Volks­
läufe 
16.00 Uhr Zielschluß 
20.00 Uhr Kameradschaftsabend mit 
Programmeinlagen und Tanz im "Haus 
des Gastes " 

Sonntag, 19. Januar 1986: 
ab 7.30 Uhr Startnummernausgabe 
8.30 Uhr Start der Leistungsläufe der 
verschiedenen Klassen 
17.00 Uhr Siegerehrung im "Haus des 
Gastes " 

KlasseneinteIlung für leistungsläufe: 

Damen: 
weibl iche Jugend 
Juniorin.lDamen 
AKI 
AK 11 

Herren: 

12-18 Jahre 5 km 
19-30 Jahre 5 km 
31-38 Jahre 5 km 
ab 39 Jahre 5 km 

männl. Jugend 12-18 Jahre 5 km 
Junioren/ Senioren 19-32 Jahre 12 km 
AK I 33-40 Jahre 12 km 
AKII 41-50Jahre 12km 
AK 111 ab 51 Jahre 12 km 

Für die Klassenzugehörigkeit gilt das 
vollendete Lebensjahr (Stichtag 1. Ja· 
nuar) . 

Wertung: 

Volksläufe : 

10 km und 20 km (keine Wertung); Kon­
trollstellen auf den Strecken. 

leistungsläufe: 

1. Einzelwertung aller Klassen 

2. Mannschaftswertung für 
a) weibliche Jugend, Juniorinnen, 
Damen und Altersklassen 
b) männliche Jugend 
c) Junioren, Senioren und Altersklassen. 

In die Mannschaftswertung kommen bei 
den Damen jeweils die drei, bei den 
Herren jeweils die vier Zeitschnellsten, 
die der gleichen Feuerwehr oder Feuer-
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wehrabteilung angehören und auf der 
gleichen Meldeliste aufgeführt sind. 

Titel : 

Es werden folgende Meistertitel ver­
geben: 

a) weibliche Jugend: 
Deutsche Feuerwehr-Skilanglauf­
Meisterin der Jugend 
b) Damen: 
Deutsche Feuerwehr-Skilanglaul­
Meisterin 
c) männliche Jugend: 
Deutscher Feuerwehr-Skilanglauf­
Meister der Jugend 
d) Herren: 
Deutscher Feuerwehr-Skilanglauf­
Meister 

Ehrenpreise: 

Alle Teilnehmer an den Volksläufen er­
halten eine Teilnehmerplakette. 

Alle Teilnehmer an den Leistungsläufen 
erhalten eine Wettkampfspange. 

Die drei Erstplazierten jeder Klasse der 
Leistungsläufe erhalten Pokale. 

Außerdem erhalten die drei erstplazier­
ten Mannschaften einen Pokal (ein Pokal 
pro Mannschaft) . 

Zulassung : 

a) für Volksläufe: Jedermann 

b) für Leistungsläufe: Teilnahmebe­
rechtigt sind Aktive der Feuerwehren, 
einschI. Jugendfeuerwehren, der deut­
schen Bundesländer, die am Wettkampf­
tag mindeslens 6 Monate der Feuerwehr 
bzw. Jugendleuerwehr angehören 
(Nachweis durch Feuerwehrausweis). 

Meideschluß : 

Bis 13. Januar 1986, nur mittels vorge­
druckter Meldelisten. 

Anmeldung: 

Schriftlich an : 
Sklclub Schonach e, V., Postfach 88, 
7745 Schonach/Schwarzwald, 

Auslosung: 

Mittwoch, 15. Januar 1986, 17.00 Uhr in 
der Dom-elemente GHS, Schonach. 

Startgeld : 

1. Volksläufe: DM 12,50 pro Lauf 
(DM 15, - bei Nachmeldungen). 

2. Leistungsläufe : 
a) Angehörige der Jugendfeuerwehr bis 
17 Jahre DM 7,50 
b) alle übrigen Läufer (ab 18 Jahre) 
DM 12,50. 

Das Startgeld muß beim Abholen der 
Startnummern entrichtet werden. Die 
Startnummern für die Leistungsläufe 
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26. DEUTSCHER FEUERWEHRTAG 
- vom 11. Juni bis 17. Juni 1990-

werden nur geschlossen für die jeweili­
gen Feuerwehrabteilungen ausgegeben. 

Haltung: 

1. Angehörige der Freiwilligen Feuer­
wehren einschI. Jugendfeuerwehren ge­
nießen den gesetzlichen Unfallversiche­
rungsschutz, wenn die Akt iven im Rah­
men ihres Feuerwehrdienstes an diesen 
Wettkämplen teilnehmen und entsandt 
werden. 

2. Angehörige von Werk- und Betriebs­
feuerwehren sind dann unfallversichert, 
wenn ihre Teilnahme im Rahmen ihrer 
beruflichen Tätigkeit gem. § 539 Abs. 1 
Nr. 1 RVO erfolgt. Zuständiger UV-Trä­
ger ist die jeweilige Fachberufsgenos­
senscha~, bei der das Unternehmen 
Mitglied ist. Versicherungsschutz vorher 
über Arbeitgeber klären. 

3. Angehörige der Berufsfeuerwehren 
sind dann unfallversichert, wenn ein ein­
tretender Unfall anläßlich der Ski lang-

lauf-Meisterschaften als Dienslunfall im 
Sinne des Beamtenversorgungsgeset­
zes anzuerkennen ist. 

4. Der Veranstalter und die Ausrichter 
übernehmen gegenüber den Teilneh­
mern und dritten Personen keine Haf­
tung. 

Proteste und atte weiteren Bestim­
mungen 

entsprechend DWO (Deutsche Wett­
kampfordnung). 

Ausschreibungsunterlagen und 
Anmeldevordrucke 

rechtzeitig bei der Geschäftsstelle des 
Landesleuerwehrverbandes Baden­
Württemberg , Röhrer Weg 12, 7030 
Böblingen, Teleion (07031) 276881, 
oder beim Deutschen Feuerwehrver­
band, Postfach 200269, 5300 Bann 2, 
Telefon (0228) 331093, anfordern . 

neu 
für Deutsche Jugendfeuerwehr 

(0228) 333066 
Telef.-Nr. weiterhin für den Deutschen Feuerwehrverband 

(0228) 331093 
das Versandhaus des DFV GmbH 

(0228) 332775 



o LRG DEUTSCHE LEBENS-RETTUNGS-GESELLSCHAFT 

Preisverteilu1g 
im BUlldeswelvwetlbewerb 
,,5chwin.nen und Retten" 1984 

• Es ist im Sinne der Kameradschaft not­
wendig und eine Verpflichtung den jun­
gen Soldaten gegenüber, ihnen zu hel­
fen, anderen Menschen zu helfen, statt 
auf die Hilfe anderer angewiesen zu 
sein", sagte Generalmajor Dr. Schwab, 
der stellvertretende Kommandierende 
General des 11 I. Korps, anläßlich einer 
Feierstunde beim 111. Korps in Koblenz. 
• Nehmen Sie die Auszeichnung mit 
Stolz entgegen, denn sie ist Zeichen für 
Ihre vorbildliche Leistung. " 

Die Feierstunde bildete den Rahmen für 
die Siegerehrung im Bundeswehrwett­
bewerb "Schwimmen und Retten 
1984". Der vom Deutschen Bundes­
wehr-Verband und der Deutschen Le­
bens-Rettungs-Gesellschatt gemeinsam 
zum achten Male veranstaltete Wett­
kampf würdigte die Leistungen von Bun­
deswehreinheiten und Dienststellen in 
der Schwimm- und Rettungsschwimm­
ausbildung im Jahr 1984. 

"Viele Vorgesetzte haben mit Genugtu­
ung den Erfolg der ihnen unterstellten 
Einheiten wahrgenommen und haben 
uns erklärt, daß sie bereit sind, den 
Wettbewerb im Sinne der DLRG weiter 
zu unterstützen. " Dies sagte DLRG­
Vizepräsident Hans-Joachim Bartholdt 
nach seinem Dank an das 111. Korps, das 
es ermöglichte, daß die Siegerehrung in 
diesem großen und erfolgreichen Stand­
ort der Bundeswehr stattfinden konnte. 

Er fuhr fort: .Zweck des Wettbewerbs 

ist die Förderung der Schwimmausbil ­
dung und der Rettungsschwimmausbil ­
dung in der Bundeswehr im Sinne der 
DLRG. Mit diesem Wettbewerb wollen 
wir in und außer Dienst erbrachte Lei­
stungen von Bundeswehreinheiten aner­
kennen und Anreiz geben, mehr als das 
Vorgeschriebene zu erreichen. Die Un­
terstützung dieser Ausbildung durch die 
DLRG soll die Ausführung dieses Aus­
bildungsauttrages in der Bundeswehr er­
leichtern und dazu beitragen, die körper­
liche Leistungsfähigkeit der Soldaten zu 
erhöhen. " 

Die Glückwünsche des gesamten Bun­
desvorstands überbrachte der Vorsitzen­
de des Deutschen Bundeswehr-Ver­
bands, Kapitänleutnant Bierwirth . Da­
nach erfolgte die Ehrung der drei erst-

-

Oben: Generalmajor 
Dr. Schwab bei HIner 
Ansprache an d" SI. 
ger,'nhelten. Unk. im 
Bild DLRG-Sundesge­
schlitt,führer Paul 
JOnke und DLRG-Vlze­
prltldent Jochen Bar­
tholdt. 

Unk.: Prellverl.,hung 
durch DLRG-Vlzeprial­
dent Jochen eartholdt. 

plazierten Einheiten in den vier Wett­
bewerbsklassen für Einsatzeinheiten , 
Ausbildungseinheiten, Ämter und ver­
gleichbare Dienststellen und die in der 
DLRG organisierten Ortsgruppen der 
Bundeswehr. 

Insgesamt haben sich 72 Einheiten und 
sechs Bundeswehrortsgruppen am 
Wettbewerb beteiligt. Die höchste Wer­
tungszahl erreichte 1984 wiederum die 
DrohnenlehrBatterie 300, Idar-Ober­
stein, mit 25.44. Damit wurde der bishe­
rige Rekord der I. Inspektion der Kampf­
truppenSChule 1 aus dem Jahr 1980 
überboten, im übrigen gleich von fünf 
Einheiten. 

Die meisten Schwimm- und Rettungs­
schwimmabzeichen wurden 1984 bei 
der 11 . Inspektion der Schule Techni­
scher Truppen 2 in Bremen-Grohn ab­
genommen (740 Schwimmfertigkeits­
zeugnisse und 246 Rettungsschwimm­
abzeichen bei drei LehrscheinInhabern). 

Die Beteil igung am Wettbewerb war et­
was geringer als im vergangenen Jahr. 
Teilgenommen haben acht Einheiten der 
4. Panzergrenadierdivision, sieben In­
spektionen der Marinefernmeldeschule, 
sechs Einheiten der 10. Panzerdivision 
und fünf Einheiten aus dem Bereich der 
Korpstruppen des 111. Korps. Dieses sind 
die Großverbände mit der größten Betei­
ligung, selbstverständl ich waren auch 
andere Einheiten und Dienststellen des 
Heeres, der Luftwaffe und der Marine 
am Wettbewerb beteiligt. 

In den einzelnen Wettbewerben gab es 
folgende Plazierungen : Einsatzeinheiten : 
DrohnenlehrBatterie 300, Idar-Ober­
stein, vor der 7. Batterie des Gebirgs­
flugabwehrreg iments 8, Traunstein, und 
der Nachschubkompanie 320, Schwane­
wede . Bei den Ausbildungseinheiten 
siegte die I. Inspektion der Kampftrup­
penschule 1, Hammelburg, vor der 
Fachausbildungskompanie Hilden und 
der 6. Kompanie des Sanitätsbataillons 
110, Weert/ Holland. Bei den Ämtern 
und vergleichbaren Dienststellen siegte 
die Medizinische UntersuchungssteIle 
der Bundeswehr V, Stuttgart, vor dem 
Marinematerialdepot 4, Weener, und der 
Luttwaffenwerft 21 , Wunstorf. 

Die DLRG-Ortsgruppe Idar-Oberstein 
Bundeswehr gewann den Ehrenpreis vor 
der Ortsgruppe Bundeswehr Sanitäts­
bataillon 11 , Leer, und der Ortsgruppe 
Bundeswehr Ulrn . 

Musikal isch umrahmt wurde die Sieger­
ehrung durch ein Bläserquartett des 
111. Korps. 
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Schwinvnende 
Retbmgs­
wachstation 
"I ieper Bucht" 
veltlessert den 
DLRG-Wasser· 
rettungsdienst 
in Bettin 

Pünktlich zur Rettungs-Wachsaison 
1985 konnte der DLRG-Landesverband 
Berlin seine neueste Rettungs-Wach­
station in Betrieb nehmen. Im Rahmen 
einer Feierstunde, zu der auch Berlins 
Bausenator Franke gekommen war, wur­
de die schwimmende Rettungsstation 
auf den Namen "Lieper Bucht" getauff. 

Die Anlage der neuen Wasserrettungs­
station "Lieper Bucht" - bestehend aus 
Erste-Hilfe-Container, Steganlage und 
schwimmender Wasserrettungsstation -
ist als Funktionseinheit zu betrachten 
und wurde weitgehend mit den Belan­
gen des Natur-, Landschafts- und Ge­
wässerschutzes in Übereinstimmung ge­
bracht. 

Die Formgebung der schwimmenden 
Wasserrettungsstat ion sol l dem Betrach­
ter den Eindruck vermitte ln, vor einem 
kurzzeitig am Steg festgemachten Schiff 
zu stehen. Die Auslegung erfolgte für 
eine Besatzungsstärke von zehn Per­
sonen. 

Davon ausgehend , daß die Einrichtun­
gen während der Wintersaison aus dem 
Landschaffsbild entfernt werden können, 
bildet dieses Konzept eine aufwendige 
Alternativlösung zum Standardbau der 
anderen festen Stationen des Berl iner 
WasserrettungSdienstes. 

Das Modell wurde im Auftrage der Ar­
beitsgemeinschaft Wasserrettungsdienst 
(ASB - DLRG - DRK) von der Deut­
schen Lebens-Rettungs-Gesellschaft mit 
Unterstützung des Senator für Bau - und 
Wohnungswesen entwickelt. Die Finan­
zierung der Baukosten wurde aus Zu­
wendungen der Stiftung Deutsche Klas­
senlotterie Berl in ermöglicht. 

Konstruktion und 
Hauptabmessungen 

Der Schiffs körper und die Aufbauten 
sind aus Schiffbaustahl im Elektro­
schweißverfahren zusammengefügt. Der 
verzinkte pontonförmige Schiffskörper 
wurde durch zwei Querschotte in drei 
wasserdichte Abtei lungen unterteilt, die 
in Schiffsmitte einen Trinkwasser-
(1 ,5 m3) und einen Fäkal ientank (10m3

) 
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aufnehmen und im Unterdeck des Vor­
und Achterschiffes genügend Platz für 
Geräte- und Stau räume bieten. 

Das Oberdeck dient der Einsatzmann­
schaff als Sonnendeck. Das darauf be­
findliche Ruderhaus wurde als Wach­
stand gestaltet. 

Im Schiffsaufbau sind folgende Räume 
untergebracht: 

- Mannschafts-Aufenthaltsraum 17,0 qm 
- Schlafraum Frauen (4 Pers.) 5,5 qm 
- Schlafraum Männer (6 Pers.) 5,5 qm 
- Dusch-, Wasch- und 

WC-Räume 
- Trockenraum 
- Erste-Hilfe-Raum 
- Pantry 
- Wachraum 
Gesamt-Nutzfläche: 

5,5 qm 
2,5 qm 
6,0 qm 
4,0 qm 
5,0 qm 

51,0 qm 

Hauptabmessungen des Schiffs: 
Länge über SChiffskörper 
Breite über Spanten 
Seitenhöhe 
Höhe über Sonnendeck 
Höhe über Mast 
Eintauchtiefe 
Wasserverdrängung 
Schiffsgewicht (leer) 

Ver- und Entsorgung 

16,50 m 
5,80 m 
1,00 m 
3,20 m 
7,50 m 
0,50 rri 

45,00 m3 

34000,00 kg 

Die Versorgung des Schiffes mit Stadt­
wasser erfolgt über im Steg verlegte 
Rohrleitungen . Die Strom- und Telefon­
anschlüsse werden ebenfalls über den 
Steg zum Schiff geführt. Abwasser und 
Fäkalien werden im Schiffstank gesam­
melt und von Entsorgungsschiffen ab­
transportiert. 

Aufgabenbeschreibung 

Die Aufgabe des Wasserrettungsdien­
stes besteht darin, erste Maßnahmen 
zur Rettung und Versorgung von Perso­
nen bei Unfällen und ähnlichen Notlagen 
an und auf den Berl iner Gewässern zu 
treffen . 

Die Erfüllung dieser Aufgaben geschieht 
in Zusammenarbeit mit den zuständigen 
Behörden im Auffrage des Senator für 
Inneres. 

. ' .' 
• 

I 

01, neue Station auf ihrem LIegeplatz. 

Der Wasserrettungsdienst wird von 
ehrenamtlich tätigen, vorwiegend ju­
gendlichen Helfern der Arbeitsgemein­
schaft Wasserrettungsdienst ausgeführt. 

Die Einrichtungen der Wasserrettungs­
station "Lieper Bucht " werden in der 
Regel während der Badesaison an den 
Wochenenden und Feiertagen mit Ret­
tungsschwimmern der DLRG und Sani­
tätern des DRK besetzt. 

Die Mindestbesetzung der Rettungssta­
tion mit zehn Helfern setzt sich wie folgt 
zusammen : ein Helfer für die Beobach­
tungsfunktion , zwei Helfer für die 
Strandstreife, vier Helfer für die Ret­
tungsbootsbesatzung, zwei Helfer für 
die Erste-Hilfe-Aufgaben und ein Helfer 
für den Stationsbetrieb. Alle Frauen und 
Männer arbeiten gleichberechtigt im frei­
en Helferwillen zusammen. 

Der Betreuungsbereich der Station "Lie­
per Bucht" erstreckt sich für das Was­
serrettungsgebiet der DLRG auf die öst­
liche Havel-Wasserstraße von der Anle­
gestelle am Grunewaldturm zur Insel 
Lindwerder, rund um Lindwerder bis 
einschließlich der Lieper Bucht. 

Für den Erste-Hilfe-Bereich versorgen 
die .Helfer des DRK das Erholungsgebiet 
der Lieper Bucht einschließlich des Ein­
zugsbereiches der nahen Havelchaus­
see zwischen Grunewaldturm und Rad­
fahrerwiese. 

Zu den Aufgaben der Rettungsmann­
schaften gehören neben der ständigen 
~insatzbereitschaft die regelmäßige 
Uberwachung des Badebetriebes und 
der Wasserstraße durch Turmwachen, 
Strandkontrollgänge und Kontrollfahrten 
mit dem Rettungsboot im Betreuungsbe­
reich . 

Zur Vorbeugung werden mit Beteiligung 
der Bürger regelmäßig Strandreini­
gungsaktionen durchgefül<rt. 

Zur Abwendung von Umweltschäden 
achten die Helfer auf die Einhaltung des 
Röhrichtschutzes und führen regelmäßig 
Wasseruntersuchungen zur Überwa­
chung der Gewässerreinhaltung durch. 



DLRG Westfalen bewachte 
NRW-Kanu-Rallye '85 

Über 1 200 Kanuten aus Deutschland 
und den Niederlanden gingen von Wit­
ten aus auf "Ruhr-Tour". Die Wittener 
Kanu-Clubs hatten für den NRW-Kanu­
verband die 15. Kanu-Rallye ausgerich­
tet. In drei Etappen, Richtung Baldeney­
see, konnte je nach Entfernung und er­
reichter Zeit die Bronze-, Silber- oder 
Gold-Plakette erworben werden. Das 
DLRG-Rettungsboot Westfalen 11 1 nahm 
MdB Klaus Lohmann, Reg ierungspräsi­
dent Richard Grünschläger, Landrat 
Friedhelm Ottl inger und den Sportaus­
schußvorsitzenden Paul Disseihoff an 
Bord und begleitete den ersten Pulk der 
Kanuten bis zur neuen Schleuse in 
Witten-Herbede. 

Zahlreiche Teilnehmer 
der KJinu-Rellye '85 
wurden durch Ret­
tunglachwlmmer der 
OLRG geborgen. 

Auf der ganzen Strecke von Witten bis 
Essen bewachte die DLRG mit ihren 
Rettungsbooten die Wassersportier. An 
neuralgischen Punkten wie Bootsrut­
schen , Wehren und Brückenpfeilern wa­
ren außerdem DLRG-Rettungstaucher 
postiert. Einsätze gab es bei dem Hoch­
wasser, das die Ruhr seit Tagen hatte, 
mehr als befürchtet. So wurden am 
Ruhrüberlauf unterhalb der Herbeder 
Schleuse innerhalb einer halben Stunde 
über 20 Kanuten aus dem kalten Wasser 
gezogen. Neben Hautabschürfungen 
und Prellungen gab es zum Glück kei­
nen ernsthaffen Schaden. Auch die mei­
sten der gekenterten Boote wurde heil 
geborgen. Go. 

Zweiter Rettungsboot­
wettkanlpf der Wdtener DLRG 

Bootsmannschaffen aus den DLRG­
Ortsgruppen Annen, Bommern , Her-

bede und Wilten-Mitte stellten sich 
in diesem Jahr zum Wettkampf, den 

Eine WettbewerbadIs­
ziplIn: Rettungsball­
Welt- und Zialwurf. 

der Bezirk Witten ausgeschrieben hatte. 
Auf der Ruhr unterhalb des Schlosses 
Steiohausen fand der praktische Teil des 
Wettbewerbs statt. Die Ortsgruppe Wit­
ten-Mitte stellte ihr Gelände und ihre 
Gebäude zur Verfügung. Hier mußten 
zunächst einmal in einer theoretischen 
Prüfung die Bootsbesatzungen ihre 
Kenntnisse in Boots- und Motorenkunde 
sowie in der Wasserstraßenordnung un­
ter Beweis stellen . Auch seemännische 
Fertigkeiten wie Knoten und Steke muß­
ten demonstriert werden. 

Nach der Theorie ging es aufs Wasser. 
Sieben Boote standen den Mannschaf­
ten zur Verfügung . Bei peitschendem 
Regen wurden die Disziplinen " Slalom­
fahrt mit Rettungsballwurf " und "Slalom­
fahrt und Schleppen eines Bootes" 
durchgeführt. Der dann auch noch ein­
setzende Sturm veranlaßte das Kampf­
gericht, den Wettkampf zu beenden und 
die dritte Disziplin, " Slalomfahrt und 
Retten einer Puppe ", zu streichen. Es 
war letztl ich nicht im Interesse des Be­
zirks, die Gesundheit der jungen Ret­
tungsschwimmer unnötig zu ru inieren. 

In diesem Jahr belegte die Mannschaff 
"Bommern I" mit Jörg Schulz, Karl-Wil­
helm Brinkhoff und Michael Meier den 
ersten Platz vor der Mannschaff "Wit­
ten I" mit Andreas Wallmeier, Kai Baulig 
und Thomas Lietz. Go. 

Ha "w:t"1ra *er· 
L.arideplatz beim 
DLRG8eziIbheilll 
WiirzIug 
eingerichtet 

Auf dem Gelände des DLRG-Bezirks­
heimes in Würzburg wurde vor kurzem 
ein "Not-Außenlandeplatz " für Ret­
tungshubschrauber eingerichtet, um in 
Notfällen noch schneller zum Einsatz zu 
kommen. Erforderl ich war das Anlegen 
einer 30 x 30 m großen Fläche vor dem 
Heim. Der erforderliche Windsack und 
eine Beleuchtung für Nachtflüge wurden 
auf dem Hausdach montiert. 

Nach Fert igstellung des sand- und 
staubfreien Platzes führte der Verein für 
internationale Krankentransporte einen 
ersten Anflug durch, um den eventuel­
len Antransport von verunglückten Tau­
chern für die eingerichtete Druckkam­
mer im Würzburger Heim erproben zu 
können . Die französische Maschine, die 
mit einem Piloten und einem Sanitäter 
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Nach Errichtung eines 
Not·landeplatzes kan· 
nen nunmehr Ret· 
tungshubschrauber 
beim DLRG·Helm des 
Bezirks Unter1ranken 
In Würzburg landen. 

(Foto: Neckermann) 

besetzt war, startete in Mannheim und 
konnte aufgrund der guten Kennzeich­
nung des Not-Landeplatzes in kurzer 
Zeit landen. Nachdem der Pilot den 
DLRG-Vertretern noch einige Tips für ei-

ne bessere Zielerkennung bei Nacht ge­
geben hatte, flog er, von Bezirksleiter 
Werner Neckermann verabschiedet, wie­
der in Richtung seines Heimatstandortes 
davon. 

lkn:Ieskanz'er Helmut Kohl 
praninentester Gast 
am DLRG-lnfo.Stand 

Zehn Jahre Gewerbeausstellung in Lud­
wigshafen-Oggersheim - unter diesem 
Motto fand eine von vielen Firmen und 
Geschäften ausgestattete Gewerbe-Aus­
stellung in Ludwigshafen-Oggersheim 
statt. Die DLRG Ludwigshafen-Oggers­
heim hatte einen Informationsstand er­
richtet und verbreitete Werbe material 
und Angebote für die DLRG-Ausbildung 
vom Anfängerschwimmen, KKS bis zu 
den Prüfungen für den Deutschen 
Jugendschwimmpaß, Deutschen 
Schwimmpaß, Deutschen Rettungs-

schwimmpaß sowie Rettungstaucher­
und Bootsführerschein. Besichtigen 
konnte man komplette Rettungstaucher­
Ausrüstung, Elektrolunge und als De­
monstrationsgerät die Resusci-Anne. 

Der prominenteste Besucher dieser 
Ausstellung und des Infostandes der 
DLRG war wohl Bundeskanzler Dr. Hel­
mut Kohl mit seinem Gefolge. Oberbür­
germeister Dr. Werner Ludwig und Orts­
vorsteher Manfred Vogt waren ebenso 
zu Besuch wie viele andere Gäste. 

Großeinsatz bei Windstärke 9 für 
bayerische Rettungsschwimn .er 

An einigen Seestationen im DLRG-Be­
zirk Alpenland beginnt die alljährliche 
Wachsaison bereits am Osterwochenen­
de. Wie sehr dieser frühe Zeitpunkt be­
rechtigt ist, zeigte sich am Ostersamstag 
gleich an zwei Gewässern, dem Starn-
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berger See und dem Chiemsee. Der am 
Nachmittag plötzlich aufkommende 
Sturm mit Windstärken bis zu 9 Beaufort 
brachte zahlreiche Segler in arge Be­
drängnis, von denen einige durch die 
DLRG in Sicherheit gebracht werden 

konnten . Für vier junge Leute im Alter 
zwischen 16 und 18 Jahren allerdings 
kam jede Hilfe zu spät: Das Holzboot, 
mit dem sie auf den Chiemsee hinaus­
gesegelt waren, sank in wenigen Minu­
ten , die Jungen wurden inzwischen tot 
aufgefunden. 

Die Aktiven der DLRG aus Starnberg 
konnten zunächst einen auf dem Starn­
berger See gekenterten Segler samt 
seinem Boot unverletzt in Sicherheit 
bringen . Bei einem anschließenden Not­
ruf galt es, in Zusammenarbeit mit Feu­
erwehr, Wasserwacht und Polizei den 
See nach drei vermißten Personen von 
drei Segelbooten abzusuchen. Sie 
konnten schließlich - stark unterkühlt, 
aber sonst unverletzt - aufgenommen 
werden, ihre Boote wurden gleichfalls 
geborgen. 

Am Chiemsee kam der Sturm erst ge­
gen 18 Uhr auf, als die Mannscha~ des 
OV T raunstein/Siegsdorf ihre Station in 
Prien/Stock gerade "dichtmachen" woll­
te. Da die DLRG-Station zu diesem Zeit­
punkt die einzig besetzte Feststation am 
See war, wurde sie von der Rettungs­
leitstelle Rosenheim kurzerhand zur 
Funkleitstelle erklärt, die die Verbindung 
zu den Booten von DLRG, Feuerwehr 
und Wasserwacht aufrechterhalten 
mußte. 

Bei einer Wassertemperatur von 5 Grad, 
bis zu zwei Meter hohen Wellen und 
Hagelschauern wurde der Einsatz zu ei­
ner wahren "Knochenarbeit". Auch hier 
galt es, gekenterte Segel - und Ruder­
boote zu bergen. Eine Fähre, die die ge­
kenterten Personen aufgenommen hatte, 
geriet anschließend selbst in Seenot. 
Bei den Sicherungs- und Bergungsauf­
gaben konnte der erst kürzlich in Eigen­
leistung von Grund auf renovierte "See­
deifi", das Rettungsboot des OV Traun­
stein/Siegsdorf, seine Qualitäten voll un­
ter Beweis stellen. Die Suche nach zwei 
vermißt gemeldeten Personen mußte 
nach zwei Stunden ergebnislos abge­
brochen werden. Bis heute ist nicht si­
cher, ob sich die beiden überhaupt auf 
dem See befanden . 

Aufgrund einer nachträglichen Anzeige 
forderte dann Tage später die Wasser­
schutzpolizei das DLRG-Rettungsboot 
tür eine Personensuche an. Zusammen 
mit einem Hubschrauber und einem 
Wasserwachtboot suchte man fast vier 
Stunden lang den ganzen See ab - er­
folglos. Gesucht wurde ein Nürnberger 
Jugendleiter, der zusammen mit drei Ju­
gendlichen in einem vermutlich undich­
ten Holzboot hinausgefahren und im 
Sturm am Ostersamstag gesunken war. 
Zurück blieben lediglich das Beiboot am 
Steg sowie das Auto und der Caravan 
der vier Nürnberger auf dem Camping­
platz. 

Rosa Schäfer 



Presseschau 
des Inlands 

Feindbildabbau oder 
Bunkerbau? 

Noch ehe das vom Bundesinnenminister 
verabschiedete Zivilschutzgesetz die 
parlamentarische Arena in Bonn erreich­
te, ist in der Bundesrepublik eine öffent­
liche Auseinandersetzung darüber ent­
brannt. Sollen die Deutschen von Ge­
setzes wegen gezwungen werden, sich 
auf den Verteidigungsfall durch gezielten 
Bunkerbau vorzubereiten, in dem die 
Bevölkerung im " Fall X" - wenn auch 
nur höchst unvollkommen - Schutz su­
chen kann? Was der Atomphysiker und 
Bruder des Bundespräsidenten, Profes­
sor Garl Friedrich Freiherr von Weizsäk­
ker, und der Friedensstratege und Erfin­
der der " Inneren Führung" bei der Bun­
deswehr, Generalleutnant a. D. Professor 
Wolf Graf Baudissin, jetzt bei einer Po­
diumsdiskussion des Osang-Verlages in 
Bonn dazu zu sagen hatten, ließ den tie, 
fen Graben deutlich werden, der Gegner 
und Befürworter des Zivilschutzes in der 
Bundesrepublik voneinander trennt. 

Bemerkenswert schon allein die unter­
schiedliche Einschätzung des Kriegsrisi­
kos in Europa. Während Baudissin 
glaubt, daß zwischen 60 und 70 Prozent 
der Argumente gegen die Wahrschein­
lichkeit eines Krieges in absehbarer Zeit 
sprechen, sprach von Weizsäcker von 
allenfalls 33 Prozent. Bis zum Jahre 
1968, so der fast 73jährige Atomphysi­
ker, habe er geglaubt, daß es mit gröBe­
rer Wahrscheinlichkeit nicht zum Kriege 
kommen werde. Seitdem aber sei diese 
Hoffnung geringer geworden. Deshalb 
hat er sich einen privaten Schutzbunker 
bauen lassen, um den Bürgern in der 
Bundesrepublik ein Beispiel zu geben. 

Anstatt der "Bunkerpsychologie" zu 
verfallen, solle man darangehen, Feind­
bilder zu überwinden, widersprach dem 
Graf Baudissin. Der Gang der Bürger in 
die Bunker würde von der sowjetischen 
Seite als untrügliches Zeichen der Eska­
lation ausgelegt. Schon gesetzliche 
Maßnahmen für die gezielte Vorantrei­
bung des zivilen Schutzraumbaues wer­
den in Moskau als Bestätigung eines an-

Während der 
Podiumsdiskussion 
(von links): Professor 
Carl Frledrich Freiherr 
von Welzsäcker, EmU 
Obermann als 
Moderator, General­
leutnant a. D. Profes­
aor Wolf Graf Baudls­
aln und Verleger Roll 
Os.ng. 

geblichen deutschen Revanchismus ein­
gestuft. 

Den Vergleich mit den umfassenden 
Vorsorgemaßnahmen für die Zivilbevöl­
kerung in der Schweiz und in Schweden 
ließ Baudissin mit dem Hinweis nicht 
gelten, die Neutralen gingen von einer 
Verteidigungsstrategie aus, während der 
Friede zwischen den beiden Bündnis­
blöcken - insbesondere in Europa -
von der Abschreckungsstrategie getra­
gen werde. 11 Wenn wir ein neutrales 
Deutschland hätten", so meinte er, 
"könnten wir uns politisch auch einen 
wirkungsvollen Bevölkerungsschutz 
leisten. " 

Bei ihm stehe der Krieg als möglicher 
Fall ganz unten. Mit der ausgeprägten 
Zweitschlagfähigkeit beider Seiten und 
der daraus resultierenden Vernichtungs­
und Abreckungskapazität sei seine 
Wahrscheinlichkeit gering. Langfristig 
aber sei ein Krieg nur durch politische 
Mittel zu verhindern. "Warum also auf 
das Unwahrscheinlichste vorbereiten?" 
fragte Baudissin. Die für den Schutz­
raumbau vorgesehenen Gelder seien als 
Entwicklungshilfe weit besser angelegt. 
Blocküberwindung und Spannungsabbau 
erforderten die Beendigung der Praxis, 
die Welt in Engel und Teufel einzuteilen. 

Von Weizsäcker setzte dieser Vorstel­
lung den Begriff der "intelligenten Fein­
desliebe " entgegen, die den Gegner 
umfaßt, wobei dieser doch Feind bleibt. 

Blick auf die Zuhörerreihen (von rechts) : 
Mlnlaterialdirlgenl Wallgang Beyer, General­
Inspekteur a. D. Harald Wust und der Präsident 
d .. Bundesamtes für Zivilschutz., Dr. Paul Wil-
helm Kalb. (Fotos: Hllberath) 

Als das Schlimmste im Umgang der bei­
den Seiten miteinander erweise sich die 
politische Unberechenbarkeit. In diesem 
Zusammenhang übte von Weizsäcker 
deutliche Krit ik an der Politik des US­
Präsidenten Reagan. Nichts spreche in­
des dagegen, auf Entspannungskurs zu 
gehen und gleichzeitig Schutz räume zu 
bauen. "Ein Arzt des Mittelalters, der die 
Pest auf sich zukommen sah, handelte 
verantwortungslos, wenn er nichts dage­
gen unternahm." Und niemand unter­
stelle einem Autofahrer, der sich vor­
sichtshalber angurte, daß er deswegen 
leichtsinnig fahren werde. 

Der Atomphysiker bedauerte, daß 
25 Jahre ins Land gegangen seien, oh­
ne daß für den Zivilschutz Entscheiden­
des geschehen sei. Und der Präsident 
des Bundesamtes für Zivilschutz, Paul 
Wilhelm Kolb, forderte die Staatsorgane 
auf, endlich entsprechende gesetzliche 
Maßnahmen zu ergreifen. Noch aber 
liegt beim Bundesinnenminister erst ein 
mit den Bundesländern abgestimmter 
Entwurf eines Zivilschutzgesetzes vor, 
der den Schutzraumbau ausklammert. 
Die SPD-geführten Bundesländer, vor 
allem Bremen und Hessen, sträuben 
sich vehement, den Vorstellungen des 
Innenministers zu folgen. Dabei gehört 
Bremen, wie es in Bonn heißt, zu den 
zahlen mäßig am besten mit Schutzräu­
men aus dem Zweiten Weltkrieg ausge­
statteten Städten der Bundesrepublik. 

Auch bei den Freien Demokraten gibt es 
Einwendungen. Sie sind nur dann bereit, 
auf die Vorschläge Friedrich Zimmer­
manns einzugehen, wenn nicht nur die 
Bürger, sondern auch der Bund, die 
Länder und die Gemeinden zum 
Schutzraumbau verpflichtet werden. Die 
Vermischung von privatem und öffentli­
chem Bunkerbau bereitet der Bundesre­
gierung erhebliche Schwierigkeiten, die 
Bundeskanzler Kohl von einer von 
Kanzleramtsminister Schäuble geleiteten 
Arbeitsgruppe ausräumen lassen möch­
te. Mit der Einbringung des neuen Zivil­
schutzgesetzes wird noch in diesem 
Jahr gerechnet. 

(Gebhard Hüllmer 
in der Bremer Tageszeitung) 
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könne daher nicht gesagt werden, wie- Ungarn bekennt sich zum 
viel Geld für den kriegs bezogenen Zivil- Zivilschutz 
schutz ausgegeben werde. Während sie 
das Umdenken als praktikable Antwort Zivilschutz ist auch in Ungarn Bestand-
auf Etatnöte werten , kommt von interes- teil der Gesamtverteidigung. Dies geht 

Presseschau 
sierten Bürgern massive Kritik. aus Unterlagen hervor, die an läßlich ei-
"Die Regierung Reagan verletzt ihre ei- ner Pressekonferenz vor einiger Zeit 

des Auslands genen moralischen Grundsätze", sagt durch die ungarischen Behörden verteilt 
Richard Sincere von der Interessengrup- worden sind. 
pe "Die AmerIkanische Zivilschutzver- Bemerkenswert sind vorab folgende 
einigung" (TACDA). Feststellungen von Prof. Elemer Nagy, 

(Span dauer Volksblatt, Berlin) Mitglied der Akademie der Wissen schaf-

USA: Am Zivilschutz wird ten (frei übersetzt): "Ich glaube, der Zi-
vilschutz ist nicht nur für den Kriegsfall gespart 

Fünf Staaten wollen wichtig. Vielmehr beruht seine Wirksam-

Die USA geben Milliarden für die nu- Katastrophenbekämpfung keit auch darin, daß man damit den an-

kleare Aufrüstung aus, doch am ZIvil- koordinieren deren Ländern zeigen kann, daß ein An-

schutz wird gespart. Der Niedergang griff auf Ungarn das Land nicht in eine 

dessen, was seit Präsident John F. Ken- Die fünf südeuropäischen Länder Frank- totale Katastrophe führen würde. ( ... ) 

nedy als moralische Pflicht gilt, wird an re ich, Griechenland, Spanien, Portugal Die präventive Wirkung des Zivilschut-

einer kaum beachteten Regierungsvorla- und Italien sind übereingekommen, in zes läßt also beim Gegner die Idee des 

ge für den Kongreß deutl ich. Darin wer- der Bekämpfung von Katastrophen und ,leichten Sieges' nicht aufkommen. Zivil-

den die Ausgaben für den Bevölke- in der Vorsorge eng zusammenzuarbei- schutz ist deshalb meines Erachtens ein 

rungsschutz im Kriegsfall von beschei- ten. Erdbeben und Vulkanausbrüche Mittel der Friedenssicherung ... " 

denen 181 Millionen Dollar im laufenden sind die spektakulärsten Gefahren, die (Aus: Zivilschutz, Bern) 
Etatjahr um ein Drittel auf 119 Millionen der Franzose Haroun Tazieff, ein aner-

Dollar für 1985/86 zusammengestrIchen. kannter Vulkanologe, erwähnte. Außer-

Geht die Vorlage durch, würden die Pro-
dem wird der grenzübergreifende Zivil-

Ärztekammer·Präsident schutz bei großen Waldbränden tätig 
Kopf-Auslagen für Zivilschutz in den werden, bei Verseuchung des Meerwas- fordert Ausweitung des 
USA auf 50 Cent (rund 1,50 DM) pro sers und bei Unfällen, in deren Verlauf Zivilschutzdienstes 
Jahr sinken - 36mal weniger als in der gefährliche Chemikalien die Umwelt be-
Sowjetunion. drohen. Zur Diskussion um den Zivildienst in 

Unter dem Druck eines wachsenden Österreich forderte heute anläßlich der 

HaushaltsdefIZites sollen zum Beispiel 
Die in Ravello bei Amalfi tagenden Mini- Eröffnung der SI. Pauler Notfalltage der 
ster sind davon überzeugt, daß der na- Präsident der Österreichischen Ärzte-die Gelder geopfert werden, die für die tionale Zivilschutz in seiner Wirkung kammer, Dr. Richard Piaty, eine massive Inspektion und Instandsetzung der grenzübergreifend werden muß, beson- Ausweitung des Zivilschutzdienstes. Schutzräume gegen radioaktiven Nie- ders für die Länder mit ähnlichen geolo-

derschlag gedacht waren. Gestrichen gischen und geographischen Verhältnis- Piaty hält einen Zivilschutzdienst, ähnlich 
hat die Regierung unter anderem auch sen. Schon am ersten Verhandlungstag jenem der Schweiz, auch in Österreich 
die Mittel für Funktionsverbesserungen war der Abschluß eines Abkommens für sinnvoll, damit einer derartigen Orga-
in den Leitzentralen der Zivilschützer. beschlossene Sache, in dem die betei- nisation im Falle einer Katastrophe je-
Verzichtet wird in diesem Entwurf auch ligten Staaten Einzelheiten ihrer künfti- derzeit gut ausgebildete Hilfskräfte in 
auf das Evakuierungsprogramm, das gen Zusammenarbeit festlegen. Zu- ausreichender Zahl zur Verfügung ste-
Präsident Ronald Reagan erst 1982 ins nächst sollen alle existierenden Systeme hen würden. 
Leben gerufen hatte. erfaßt und zusammen mit anderen Fak- Im Zusammenhang mit dem Ausbau der 
Reagan hatte mit dem sogenannten Um- ten in eine Datenbank eingegeben Flugrettung in Österreich sprach sich 
siedlungsplan für Krisenzeiten (Crisis werden . Piaty für eine Koordination der entspre-
Relocation Plan - CRP) den Zivilschutz Vor allem sollen auch die wissenschaftli- chenden Stellen aus: ÖAMTC, InnenmI-
nach Jahren der Mißachtung wieder auf chen Grundlagen für eine wirksame Vor- nisterium und Bundesheer sollten so 
Vordermann bringen wollen. Bei dieser beugung verbessert werden. Die Vor- rasch wie möglich eine zentrale Leit-
Vorlage, nach drei Jahren des Wider- sorge bei Vulkanausbrüchen hat dabei stelle für den Flugrettungsdienst einrich-
standes innerhalb und außerhalb des gegenüber der noch schwierigen Erdbe- ten. 
Kongresses, verzichtet der Präsident benprophylaxe weit gröBere Aussicht auf Zum Ausbau der Notarztdienste in 
völlig darauf, das Geld für das auf sie- Erfolg. Die Italiener berichteten den Tei l- Öste(reich forderte Piaty eine rasche 
ben Jahre angelegte Programm zu be- nehmerstaaten über Erfahrungen bei der Ausweitung, nicht nur im städtischen, 
antragen. vorsorglichen Evakuierung ganzer Land- sondern auch im ländlichen Bereich. 
"Das CRP war ein Einbahn-Programm, striche. Vor einigen Monaten hatte das Voraussetzung dafür sei aber eine erst-
das nur mit der Vorbereitung auf einen Zivilschutzministerium für einen Abruz- klassige Ausbildung schon während der 
Nuklearkrieg zu tun hatte. Es ist emge- zenbezirk Erdbeben-Voralarm gegeben, Studienzeit und erst recht in der post-
stellt worden zugunsten eines allgemei- der in der Bevölkerung nicht ohne Wi- promotion ellen Ausbildung. In diesem 
nen Katastrophenschutzprogrammes ", derspruch geblieben war. Am Ende des Zusammenhang werde derzeit auch die 
sagte Russell Clanahan, der Sprecher Sommers soll die Räumung der Äoli- Einführung eines Zusatztitels "Notarzt" 
der Katastrophenschutzbehörde des schen Insel Vulcano geprobt werden. für alle Ärzte, die sich intensiv mit der 
Bundes. (Horst Schlitter Notfallmedizin beschäftigen, diskutiert. 

In Regierungskreisen wird betont, es im "Kölner Stadt-Anzeiger") (Aus: Arzt-Presse-Medizin, Wien) 
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Wissenschaft 
&Technik 

Tonfolge- und Optikeinheit für 
Polizeifahrzeuge 

Ein Warn-, Kommando- und Anhalte­
system für die Polizei wurde jetzt vorge­
stellt. Das neue Syslem vereinigl akusli­
sehe und optische Signalgeber in einer 
Einheit und entspricht der technischen 
Richtlin ie für Funkstreifenwagen der 
Pol izei. 

Das akustische Warnsignal nach DIN 
14610 erfüllt durch eine "oplimierte " 
Tonslruktur die Bedingungen für Stadt­
und Überlandeinsätze. Selbstverständ­
lich sind Lautsprecherdurchsagen, Funk­
aufschaltung und Selektivrufsignale. 
Zwei Rundumkennleuchten mit hoher 
Auffälligkeit erhöhen den optischen 
Warneffekt, ohne den guten Luftwider­
standsbeiwert wesentlich zu beeinträch­
tigen. 

Neu ist das Anhaltesignal "STOP -
POLIZEI " , das mit einer Schriftgröße 
von 70 mm in Spiegelschrift vorausfah­
rende und in Realschrift nachfolgende 
Verkehrsteilnehmer zum Anhalten auf­
fordert. Außerdem können nachfahrende 
Fahrzeuge durch die Schrift" BITIE -
FOLGEN" zu einem von der Polizei ge­
wollten Anhaltepunkt geführt werden. 

Das System kann um einen Informa­
tionsgeber ergänzt werden . Mit einer 
Schriftgröße von 250 mm werden vom 
stehenden Polizeifahrzeug aus dem flie­
ßenden Verkehr wichtige Hinweise wie 
STAu/EIS/ UNFALL usw. vermittelt . 

Ein übersichtliches Bedienteil, das bei 
Tag und Nacht einfach und eindeutig zu 

bedienen ist, erlaubt problemlos die 
richtige Anwahl der Tonfolge- bzw. 
Optikeinheit. 

Foto : Wandel & Goltermann 

Rutschunfälle verhindern 

Rutschunfäl le werden erhebl ich von der 
Oberflächenstruktur des Fußbodens und 
vom Grad der Verschmutzung durch 
gleitfördernde Stoffe wie Wasser, Öl, 
Fett, Eis oder andere Flüssigkeiten be­
einflußt. 

In den verschiedensten Bereichen gibt 
es Arbeitsräume, in denen aufgrund der 
verarbeiteten Produkte oder der Arbeits­
verfahren erhöhte Rutschgefahr besteht. 
Diese Bereiche sind von der Zentral­
steIle für Unfallverhütung und Arbeitssi­
cherheit in der ZH 1/571 beschrieben. 

Um die erwähnten Unfallquellen auszu­
schalten, wurde der neue Anti-Rutsch­
Belag entwickelt. Der in Längsrichtung 
profilierte PVC-Bodenbelag ist auf der 
Oberfläche mit einer durchgehenden, 
abriebfesten Mineralkörnung versehen. 
Die Belagoberfläche besitzt eine gute 
mechanische Festigkeit und ist bestän­
dig gegen die meisten Chemikal ien. 
Trotz des Längsprofils, das einen gewis­
sen Verdrängungsraum für anfal lende 
Flüssigkeiten bietet, wird ein rüttelfreies 
Befahren mit Transportgeräten gewähr­
leistet. 

Der neue Belag kann sowohl innen als 
auch außen verlegt werden und ist damit 
überall dort einsetzbar, wo Rutschgefah­
ren beseitigt werden müssen. 

Der rein igungsfreundliche und problem­
los zu verlegende Belag wird in Rollen­
form oder als Mattenware geliefert. Das 
flexible PVC-Material paßt sich Boden­
unebenheiten weitestgehend an und 
liegt flach auf, so daß keine Stolperge-
fahr besteht. Foto : 3 M 

Abwasserrohrsystem aus 
Spezialglas entsorgt 
Krankenhaus 

Abwasserleitungen kommunaler Einrich­
tungen sind oft harten Dauerbelastungen 
ausgesetzt. Störungen durch Verstop­
fungen oder Korrosionsschäden hätten 
weitre ichende Folgen. Deshalb spielen 
Materialbeschaffenheit und Betriebs­
sicherheit eine bedeutende Rolle. 

Gut bewährt haben sich im Wormser 
Stadtkrankenhaus Abwasserleitungen 
aus chemisch resistentem Spezialglas. 
Sie entsorgen seit vier Jahren den 
Küchentrakt des 570-Betten-Hauses. 

Als besonders vorteilhaft während der 
gesamten Betriebszeit haben sich die 
Korrosionsbeständigkeit gegen Fettsäu­
ren und Reinigungsmittel sowie die 
Unempfindlichkeit gegen Temperatur­
schocks erwiesen . Insgesamt wurden 
ca. 300 Meter Glasleitungen in den 
Nennweiten DN 50-150 verlegt, die die 
aggressiven Küchenabwässer von den 
Bodeneinläufen bis zum Stärke- bzw. 
Fettabscheider ableiten. 

Foto : Schott 
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NeueBücher 

Der Neue Kolb -
Katastrophenschutzpraxis 

LoseblaHwerk In 11 EInzeibänden. 
Herausgegeben von Dr. Paul-Wllhelm 
Kolb. 
Walhalla und Praetoria Verlag, 
8400 Regensburg 1 

Nachdem die erste Auflage der Hand­
buchreihe "Katastrophenschutzpraxis " 
vergriffen war, liegt nun die zweite Auf­
lage unter dem Titel • Der Neue Kolb -
Katastrophenschutz" vor. Herausgeber 
ist weiterhin der Präsident des Bundes­
amtes für Zivilschutz, Dr. Paul-Wilhelm 
Kolb. Sie umfaßt nunmehr elf Bände, ein 
weiterer Band enthält das Landesrecht 
zu den Bänden I bis VII. Jeder Band ist 
in sich geschlossen und einzeln erhält­
lich . 

Wie bereits bei der Erstauflage wird 
auch mit der jetzt vorliegenden Neube­
arbeitung von Herausgeber, Verlag und 
Lektorat weiter an der Zielsetzung fest­
gehalten, das dem Schutz des Bürgers 
und seines Gemeinwesens dienende 
Recht zur Abwehr von Gefahren so um­
fassend wie möglich darzustellen. 

Die Bände I und 11 - "Zivilschutz 1 
und 2" - behandeln das Recht des Zi­
vilschutzes im Sinne des eigenen und 
gemeinschaltlichen Schutzes. 

Der Band I bringt im Wortlaut die für den 
humanitären Z,v,lschutz maßgeblichen 
völkerrechtlichen Bestimmungen und die 
Grundnormen des Zivilschutzes. Weite 
Teile sind dem Selbstschutz gewidmet. 
Die Vorschriften über den Selbstschutz 
in Wohnstätten, in den Betrieben, In den 
Behörden und in der Landwirtschaft ver­
deutlichen, wie entscheidend der Schutz 
des Lebens, der Gesundheit und der 
materiellen Güter von der individuellen 
und kollektiven Selbsthilfeleistung des 
Bürgers abhängt. Der letzte Teil enthält 
Vorschrilten über den Schutz von Kul­
turgut. 

Der weiterführende Band 11 ist die sy­
stemgerechte Ergänzung zu Band I. Die 
darin erfaßten Vorschrilten betreffen den 
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Warndienst und den Schutzraumbau. 
Über das Warndienstsystem, das von ei­
ner Aufgabenteilung Bund/Länder aus­
geht, bis hin zu den personellen und 
materiellen Vollzugsmaßnahmen gibt der 
Band Aufschluß. Die Vorschriften über 
den Schutzraumbau geben Auskunlt 
über Schutzräume - vom Hausschutz­
raum bis zum Großschutzraum in einer 
Mehrzweckanlage. 

Der Band 111 - • Katastrophenschutz " -
enthält alle VorschrIften, die die Maß­
nahmen des Bundes zur Erweiterung 
des Katastrophenschutzes betreffen. Sie 
bauen auf den Katastrophenschutzmaß­
nahmen der Länder auf und erweitern 
sie. Der gesamte Komplex ist in einzel­
ne Teile gegliedert und an hand einer 
systematischen und alphabetischen 
Inhaltsübersicht sofort griffbereit zu 
nutzen. 

Im Band IV - "Rettungswesen" - sind 
unter dem Oberbegriff "Rettungswesen" 
all jene Vorschrilten, Richtlinien und Ver­
lautbarungen enthalten, die sich - wie 
z. B. Empfehlungen des Bundes und 
Resolutionen der Rettungskongresse 
des Deutschen Roten Kreuzes - län­
derübergreifend mit vorbeugender Ge­
fahrenabwehr im Gesundheitswesen 
und mit der Menschenrettung im Notfall 
befassen . Der Band IV ergänzt systema­
tisch die Bände I bis Itl in bezug auf die 
Rettung von Menschen aus besonderen 
Gefahren. 

Der Band V - "Sicherheitswesen" -
faßt alle Gesetze und Vorschriften zu­
sammen, die aus dem Blickwinkel der 
zivilen Verteidigung auch mit dem Be­
griff .Aufrechterhaltung der Staats- und 
Regierungsgewalt" bezeichnet werden 
können . Der gesamte Komplex ist in 
drei Teile gegliedert und an hand einer 
systematischen und alphabetischen In­
haltsübersicht griffbereit zu nutzen. 

Der Band VI - "Atomrecht" - gliedert 
sich in die vier Abschnitte Atomrecht, 
Strahlenschutz, Kernkraftwerke und Re­
aktorsicherheit, Wiederaufbereitungsan­
lagen. Der Band ist ein spezielles Hand­
buch für jeden, der sich für die Sicher­
heit der Kernkraftwerke interessiert und 
ein unentbehrliches Nachschlagewerk 
für Betriebe und Behörden, die sich mit 
Atomrecht, Strahlenschutz und der fried­
lichen Nutzung der Kernenergie be­
fassen. 

Der Band VII trägt den Titel "Katastro­
phenverhütung ". Mit dieser Bezeich­
nung soll zum Ausdruck kommen, daß 
der Band keine Vorschrilten enthält, die 
nur Schutzcharakter für den einzelnen 
beinhalten. Eine diesbezügliche Geset­
zessammlung wäre sinnlos, denn bei­
nahe jedes Gesetz bezweckt einen ge­
wissen Schutz der Personen. Der Band 

enthält vielmehr nur die Gesetze, deren 
Nichtbeachten Gefahren unkalkulierba­
ren Ausmaßes hervorrufen können. Im 
Vordergrund steht die .Gefahrvorbeu­
gung bei Transporten und bei Immissio­
nen. Die Darstellung schließt sich zWin­
gend an den Band VI an. 

Der Band VIII - "Wehrgrundlagen" -
erscheint in der nächsten Zeit. 

Die Bände IX und X - • Zivilverteidigung 
1 und 2" - umfassen die SichersteI­
lungsgesetze. Alle diesbezüglichen Vor­
schriften sind in den beiden Bänden in 
vollem Umfang enthalten. Eine systema­
tische und alphabetische Inhaltsüber­
sicht gibt einen sofortigen Einblick in die 
benötigte Thematik. 

Der erste Teil des Bandes IX umspannt 
alle allgemeinen Vorschriften zum Be­
reich der zivilen Verteidigung. Dem 
wichtigen Bereich der Wirtschaltssicher­
stellung widmet sich der zweite Teil. Die 
Verkehrssicherstellung ist das Thema 
des dritten Teils. Der vierte Teil beinhal­
tet die Arbeitssicherstellung. Mit der 
Arzneimittelbevorratung wird dem Ge­
sundheitswesen im Teil fünf Rechnung 
getragen. Der Abschnitt Leistungspflich­
ten rundet den Band als sechster Teil 
ab. 

Der Inhalt des Bandes X befaßt sich mit 
der Ernährungs- und Wassersicherstel­
lung. Die Sammlung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschrilten ist so umfang­
reich, daß sie einen besonderen Band 
der Zivilverteidigung rechtfertigt, insbe­
sondere im Hinblick auf die in den kom­
menden Jahren anfallenden Erweiterun­
gen. Beide Bereiche haben eine gleich­
rangige Bedeutung und werden in der 
Funktion teilweise von denselben Be­
hörden wahrgenommen. Der Band ent­
hält alle Durchführungsverordnungen 
und Verwaltungsvorschrilten, die für ein 
gutes Funktionieren dieser lebenswichti­
gen Versorgungsbereiche notwendig 
sind. 

Der Band XI - • Krisenhandbuch " - ist 
die folgerichtige Ergänzung zu den Bän­
den IX und X. Entsprechend der Bedeu­
tung der Einzelbereiche zur Krisenbe­
herrschung gliedert sich dieses Werk in 
die Abschnitte "Sicherung der Energie­
versorgung " und "Energieeinsparung ". 
Die weiteren Teile sind den Themen 
"Sonderbereiche der Vorsorge und Kri­
senbewältigung " und "Genfer Abkom­
men und Menschenrechtskonvention " 
gewidmet. Die entsprechenden landes­
rechtlichen Vorschriften schließen den 
Band ab. 

Der Band " Landesrecht zu den Bänden 
I-VII" enthält alle Fachgebiete für jedes 
Bundesland. Dieser Band ist in Vorbe­
reitung . 



Günter Lämmel 

Das 
Minimagazin 

Zum KatS-FmZ gehoren zwei Fukw. Sie sind dem 
1 und 2 Funktrupp zugeordnet 

Personelle Besetzung 

1 Truppfuhrer 
1 Sprechfunker 
1 Kraftfahrer, zugleich Sprechfunker 

Autgabenberelch des Fukw 

Der Fukw mit seiner Fachdlcnstausstatlung wird lur 
den beweglichen und den ortsfesten FernmeIde­
einsatz eingesetzt 

Aufgaben Im einzelnen : 

- stellt Funkbercllschaft her, betreibt Funkslellen 
- flchtet Funkverkehrskrcise cln 
- errichtet behelfsmaßlge RelaisfunksteIlen 

Fachdienstausstattung des Fukw 

- Funkgeratesalz FuG 7 b eingebaut in einen Funkge-
ratellsch mit abgesetztem Bedlcngerat 

- RelaissteIlenzusatz 
- FremdstromanschluBtalel 220 Volt 
- Trenntrafo 2 KW 
- ladegerat 12 Volt 5 Ampere 
- Schalttafel 
- Netzkabel 
- Slromaggregat 0,8 KW 
- zweite Batterie mit T rennrelais 
- Fernsprechgerateausstattung 
- Werkzeug und Zubehor 
- Ersatz- und Reserveteile 
- Schreibgerat 
- Kraftfahrzeugausstauung 

Technische Daten des Kfz 

Kastenwagen, zulässiges Gesamtgewicht 2300 kg 
effektiv ausgelastet mit Fachdlenstausstattung und 
STAN-Besatzung 1900 kg 
Motorleistung 51 kW, 0110 2.0 I, 4-Gang-Getnebe 
lange 4505, Breite: 1720, Hohe 2255 mm 

EInbausatz 

Der Fukw Isl unterteilt In 
- Fahrerraum 
- Fahrgastraum/Betriebsraum 
und, abgeteilt durch eme geschlossene Trennwand, In 
einen Geräteraum 

Im Beirlebsraum smd eine zwelsltzlge Truhensllz­
bank, ein Schrankelemenl mllintegfierter Arbellsplatte 

Die Einsatzfahrzeuge 
des Katastrophenschutzes 
(Bundesausstattung) 

Der Funkkraftwagen (Fukw) 78 des Fernmeldezuges 

El 

und der Funkgeraletlsch untergebracht Der beIge­
stelIte Drehstuhl ISt als Sitzplatz Im Standbetneb vor­
gesehen. 

Im Geraleraum Sind auf emer herauszIehbaren Platte 
- Trenntrafo, ladegerat 
- Fremdstromanschlußtafel 
- Notstromaggregat 
- Kabellrommel 
montiert und gehaltert Im oberen Bereich ISt em 
Schrank fur die Aufnahme von Ausslattungstellen 
eingebaut 

Am Heck des Fukw ISt abnehmbar em Schlebemaslfur 
das Aufsetzen einer Breltbandfunkantenne geha1tert 
Ausschiebbare lange des Mastes max. 8,5 m. Eme 
Abspannvofflchtung mit Zubehor fur den ausgescho-
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benen Mast gehort zur Ausstattung des Fukw. Auf dem 
Dach, vorne, smd eme Rundumkennleuchte (Blau ­
hcht) und eine Funkantenne (SIE 91) aufgebaut 

Anmerkung : 

Dieser Fukwwurde 1977 (121 Stuck) beschafft. Das 
EInbaukonzept sowie das taktische Konzept entspre­
chen nicht mehr dem neuesten Stand. Die Neube­
schaffung Fukw 1984 wurde dem Konzept des Fuh­
rungskraftwagen-TEL weitgehend angepaßI 
(Vorstellung In der nachsten Ausgabe .) 



Postvert ri ebsstuck - Gebühr bezahlt 
Vertrieb : A. Bernecker, 
Postfach 140, 3508 Melsungen 
Vertriebskennzahl G 2766 E 

Ein vielseitiges Ausbildungsangebot 

Der Bundesverband für den Selbstschutz hat unter 
anderem die Aufgabe , die Gemeinden, Landkreise, 
Behörden und Betriebe bei der Unterrichtung und 
Ausbildung im Selbstschutz zu unterstützen, Sie kön­
nen sich be i Planung und Aufbau des Selbstschutzes 
der Mithilfe des BVS bedienen. Geschultes Ausbil ­
dungspersonal und zweckentsprechende Lehrmittel 
sowie Geräte gewährleisten eine effektive Ausbildung 
der Führungs- und Einsatzkräfte. 

In aller Regel erfolgt die Fachausbildung der Helfer 
von Trupps, Staffeln und Gruppen des Brandschut­
zes, der Bergung und des Sanitätsdienstes auf örtli­
cher Ebene. Die darauf aufbauende Ausbildung der 
Staffel- und Gruppenführer wird an den BVS-Schulen 
in Wochen-Lehrgängen durchgeführt. 

Unser Titelbild und die Fotos auf dieser Seite geben 
einen Einblick in die vielseitige Fachausbildung der 
Führer der Bergungsstaffel und -gruppe des behördli­
chen Selbstschutzes an der BVS-Schule Birkenfeld. 


